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So nicht! Ilau3halt. .. ·('hcmikali{'n Ulld Arzneimilll'l ,or dem ZUj.!riIT \on Kindern j.!cskhcrl :mOlt.'\\ahr{' lI . (FuIO: OS I-I I 

Kindervergiftungen sind vermeidbar 
IXr Lmgang mit Haulhalt;-Chemi­

kalien gehört heule LU un\Crem AliHlg. 

IXr Gnff zum gewöhnlichen Spülmit­
tel bll hin zum ätzenden Rohr- oder 
\\'(·Remlger i,( zu einer Selb~l\er· 
'1tandlichh'it geworden. der ohne gro­
ße Üht·rlel.!uneen l.!etan wird. Eine 
wlrk,JlIle \Ve;bung~ die blütenwciße 
\\ ;i"he. blanke Fußbiiden. gl it zentde 
renltmrheiben und glänzendCl Mo­
biliar \er'prichl . trägt dazu bei. 

Zu~arnl1len mit den t o\i~chen Sub­
Itan"n. die in Garten und Hobb)­
\l.l'rk .. tatt Ven\l~ndung linden. gleicht 
der mouerne Hau~halt nahezu einem 
GlItdepot. UnteClch;itzt werden dabei 
I11CI\t die Gefahren. die damit verbun­
den Imd.l'berein Drittel aller Vergif­
tung'IlIllf:i1 le wcrden durch Jie'l\.' \oge­
nannten Publikum .. produkte \ erur­
'lacht. Die Opfl'r '1inJ lumebt Kinder. 
J"hrheh mülICn etwa 60000 Ion ihnen 
n'll·h Vl'rgihung .. unfallen iintlich be­
handelt "erden. Die Tendenz ilt nach 
Cllll'f DJtl'nauw,cnung der Münchner 
Gi!tl1otrufzl'l1trJ le ~ tcigcnJ. 

Gelahren drohen belonden. den 
Klein'lten . \\'ie eine an der Wünbur-

ger Mönchberg-Kindcrklin ik durchge­
flihne Unter,uchung zeigte, ,ind Kin­
der 1111 zweitcn und drillen Leocn'ljahr 
dem höch~tcn Vergiftung\ri\iko au '1-

ge~etzt . In dcn er\ten \ier Leben~Jah­
ren ereignen ,ich bereit!:! 8S Prozent 
al kr Vergiftungen des ge'lamten Kin­
döalter,. 

Ein J.:aUIll ,tillbarer Entdeckung,· 
drang. der in dIeler Zeit der Kernpunkt 
de\ Erlebenl i,t. Icranlaßt Kinder. 
alle .. zu ullleNlchen, zu probieren und 
damit in den ~ I und zu nehmen. So 
werden bei\pieb\\ei~ Küchenunter­
\chränke. da~ Badezimmer oller die 
Garage dun.:h,uchl. Dic bunten Fla­
\l·hen. die fruchtig riechende Relni­
gung'l- und pnegcmiue!. LÖ'Iung'lmit­
tel oder Autopllegeprodulte entha lten 
können, wecken dabei die bc\ondere 
I'\eugier dCl Kinde\. 

Die Akt ion . .Dal lichere HauI" 
machte kürzlich auf die hohe Riliko­
be la\tung oc)onder\ der Kleinkinder 
aufmcrklam und appellierte an Eltern 
und Hemcllcr. mehr zur VermeiJung 
\on Kindenergiftungen beizutragen. 
So werden die Eltern be;onder. eln-

dring lich auf die Notwendigkeit hin­
gcwie)en. geflihrl iche Sub\tanzcll 
,tel!o, \0 aufzubewahren. daß ,ie vor 
dem Zugriff \on Kindern ge\ichen 
lind. Spül- oder Putzmittel gehören 
nicht in den - Lll1\cr~chhcßbarcn -
K tichenunteThChrank. 

Die Her,telJcr \\erden zum einen 
aufgefordcJ1. geflihrliche Sub~tanzen 
nur mit kindergc\ichcnem Vcr\chluß 
auf den ~Iarkt zu bringen. zum ande­
fen dic\en Produkten einen Biner\toff 
CInLU\e[Zcn. der ,ie ~o widerlirh 
IChm«ken läßt. daß Kinder 111 den 
Mund Gel1ommene'l el\! gar nicht 
\chluden. gleich wieder au"pucken, 
oder zuminde,t "e,entlich \\ eniger 7L1 

,ich nehmen. 
Wi\..eI1\chaftl kh gele itete Llntcf'l u­

chungen in Großbritannien. wo zwei 
marktruhrende Hande11letten ICi t Jah­
ren ihren Rcinigung,mmeln einen 'lol­
chen Bitterlloff all Additil ZUletzen . 
haben dielen Effekt beltätigt. 

Grundsätzliches Verha lt en b<i 
Vergiftungen \'on Ki ndern: 
I. Ruhe bewahren. 

2. Beratung,\[elle, HaU 'XInl oder 
Notarzt anrufen und folgende, an­
geben: 
WER hat ,ich \crg ifter.' 
WIE karn e, LU der Vergiftu ng'.' 
WA NN i~ [ die Vergi ftung pa~~icn'! 
\\' IEVIEL \l.urde eingenolllmen? 
II'O~lIT hat lieh dal Kind ICrgif­
tet? aumiJ li ge EN:helllungcn'! 
II'ICHTIG: EClt anmfen. dann 
handeln! 

3. Folgende Er~tlllaßnahmcn können 
nach Rück\prache I11lt einer Bera­
tung,,,dle ~Ib'ltändig durchge­
fü hJ1 werden: 
- Verdünnen der Gifte durch 

Trinken \on Wa,-,cr. Saft. Tee 
- Enhl:hiiumer bei ~chaulll bit­

denden Sub\tanzen 
- Binden der Gift,ubltanz durch 

"'ktll,ohle 
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Ab Januar wieder voller Lehrbetrieb 
an derKSB 

Ein Erlaß deI Bundesminisleriuml 
deI Innem vom Seplember 1990, in 
dem el umer anderem heißI. daß der­
zeu keme NOIwendigkeil beslehe. die 
KalalllophenschulNhule des Bunde; 
(KSBI in Ahrweiler rur weilere Aus­
liedler bereilzuhallen. war jüngsl der 
SlartlChuß rur umfassende Renovie­
rungsmaßnahmen. die zum großen 
Teil bl\ Dezember abgeschlossen sein 
IOlien. Wie Schulleiler Norben Krulz­
kl m emer Pressekonferenz am 25. 
SeplCmber 1990 mUlellle. soll in der 
zweuen Januarwoche 1991 der volle 
Lehrgangsbelrieb wieder aufgenom­
men ",erden. mimall \eil zehn Jahren 
\lehl der SchulieilUng hierzu ein 1011· 
SlJndiges KollegIUm Ion 25 Lehrl.rjf· 
len zur Verfügung. 

1Va;, im 5eplember lelZlen Jahres all 
Bluzaklion für die Aufnahme Ion 
DDR-Füchilingen aus der Botschafl 
der Bundesrepublik DeulSChland in 
Prag begann. wurde zu einer fasl ein 
Jahr an hallenden Aus- und Oben.ied­
leraklion für die KSB. Rund 13100 
AUI- und Übersiedler aus der DDR 
(51801. Polen SOWie der SowjelUnion 
(15131. Rumänien (21811 und weile­
ren 4212 Personen aus der CSFR, der 
Ud SR. Jugoslawien und Ungarn 

dieme die Bundelschule als Aufnah­
melager. Ende Juli verließen die Im­
len Ion ihnen ihre ersle ,.Herberge" in 
der Bundesrepublik. 

Für das Personal der KSB bedeulClc 
diese überrnschend zugewiesene Auf­
gabe lor allem kominuierlichen enga­
gienen Einsalz und niehl zulelZl rund 
500l Überslunden. lVar das Schul per­
sonal anfangs auf die Umerslülzung 
dun:h die ICrschICdenen Hilfsorgani­
~tionen angewiesen. so organisierte 
man ab Anfang dICses Jahres die 
wechselnde Belegung der Schule aUI 
eigener Krafl. 

Um den Lehrgangsbelrieb im Janu­
ar WIeder aufnehmen zu können. mü\· 
\en Lehrgebäude und Umerkünfle eN 
einmal inslandgeselzl werden. denn 
nalürlich haben die Räumlichkeuen 
unler der großen Beanspruchung der 
ICrgangenen Monale gehllen. Für die 
Renovierung IOlien der Schule noch 
im Oklober 1990 rund 15000l Mark 
zur Verfügung ge;lelll werden. Die 
Reslrenovierung aus eigener Krafl 
selZl Krulzki mil40000 Mark an . 

De, weileren ill eine lollsländig 
neue Möblierung der Hörsäle sowie 
der Unlerkünfle vorgesehen. Neben 
den bislang veranschiagIen Milleln in 
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Höbe Ion 200000 Mark im Haulhall 
1991 wurden der Schule rur diesen 
Zweck weilere 8OO00l Mark in AUI­
lichl gesleill. 

.,Trolz der ansIehenden Inmlilio­
nen Ion rund emer Million Mark em­
Iprichl die AUlSlaliung der Bunde,­
"hule immer noch nicht dem Kom­
fon. der in der heulIgen Zeil bei Er­
wachsenen-Bildungsslällen selbstlCr­
\ländlich ist". so der Schulleiter mil 
Hinweis auf die an der KSB noch 
üblichen Gemeinschaflsduschen. 

Auch die Umerbringungskapaziläl 
der Schule mil derzeit -10 Bellen für 
Lehrgang'teilnehmer reichl nach seI­
nen Angaben nichl für den vollen 
Lehrgangsbelrieb aus. Der laIsächli­
che Zimmerbedarf wird mil über 200 
angegeben. Bb auf weiteres wird man 
daher auf die Anmietung entsprechen­
der Räumlichkeuen in HOlels nichl 
verzichlen können. 

Verschiirfl wird diese SilUalion 
nach Meinung Krulzl:is dun:h die zu 
erwanenden Lehrgang'leilnehmer aus 
der ehemaligen DDR. So siehteres als 
eine wichlige Aufgabe an, durch die 
Ausbildung Ion Führungskräflen den 
donigen ZIIil- und Katasllophen-

schutz an den Standard der Bunde're­
publik heranzufUhren. 

Außerdem verslehl sich die Bundes­
schule in Ahrweiler als eine internatio­
nale Begegnung>Stäne fUr den Zilil­
und Kataslrophenschulz. besonders 
im Hinbhck auf die anstehenden euro­
päischen Hilfeleislungsabkommen 
und einer damil verbundenen slärke­
ren internationalen Kooperalion. 

Die lehrgangsfreie Zell der letzten 
Monate ",urde. soweil dieS einzurich­
len war. von den Lehrkräften zur 
Überarbeilung ihrer Lehrgänge ge­
nUIZI. "Aufgrund der allgemeinen p0-
litischen Entwicklung soll un'oCr Bil­
dung,ziel in Zukunft mehr auf die 
Gefahrenabwehr im Frieden ausge­
richtel sein". 10 der Leilerder Bund,,­
schule. 

Sichtbar ist sicher 

Vor allem außerhalb geschlossener 
Onschaften IOlllen Fußgänger wissen: 
Sicher i;!. wer sichlbar isl. Nachls 
;!erben mehr Fußgänger auf unseren 
Slraßen als tagsüber. BelOnders ge­
mhrdet sind dunkel gekleidete Per­
sonen. 

AUlofahrer. die naehls in eine Kolli­
sion mit Fußgängern \'erwideh wa­
ren. gaben zu 87 Prozenl an. diesen zu 
späl bemerkllu haben. fasl ein Vienel 
aller Fahrer hälle ihn ersl nach dem 
Zusammenprall wahrgenommen. 

Umfangreiche Tests ergaben. daß 
dunkel gekleidete Personen im Ab­
blendlichl Ion AUloscheinwerfern ersl 
auf eme Enlfernung Ion 10 bis 40 
Metern zu sehen sind. Ein Fahrzeug, 
das mil elwa 60 Slundenkilometern 
oder schneller rahn. könnle nichl mehr 
rechlzeilig sloppen. 

Helle Kleidung lergrößen die Enl­
fernung. auf dIe ein Fußgänger 10m 
AUlofahrer gesehen wird auf etwa 100 
Meier. Noch besser sind Prisma-Re­
nekloren. sogenannie Blinki". die 
baumelnd und blitzend in der Nacht 
schon auf 160 Meter warnen. Es gibl 



sie als Anhänger. Anstecker und Arnl­
bänder. In Skandinavien sind Blinkies 
bereits zum ständigen Begleiter von 
Fußgängern geworden. Mit Erfolg 
setzte auch die Deutsche Verkehrs­
wacht bei Seniorenschulungen und in 
Kinderverkehrsclubs diese "Fußgän­
ger-Rückstrahler" ein . 

Bei nächtlichen Pannen, die nicht 
nur unerfreulich, sondern auch gefahr­
lieh sind, bieten Reflektoren auch dem 
Autofahrer Sicherheit. Nachfolgende 

Fahrer rechnen meist nicht mit einem 
plötzlichen Hindernis. wie einem lie­
gengebliebenen Fahrzeug. 

Wer also in der Dunkelheit ein Rad 
wechseln muß. oder auf andere Art 
und Weise unfreiwillig zum Fußgän­
ger wird, sollte Blinkies griffbereit in 
seinem Fahrzeug liegen haben. Auch 
beim Kauf von Kleidung oder Schulta­
schen ftir Kinder sollte darauf geachtet 
werden, daß diese mit reflektierenden 
Materialien besetzt sind. (Foto: Hella) 

Daten zum geregelten 
Dreiwege-Katalysator 

Die Bundesrepublik ist an Kat- Fahrzeuge bis 1,4 Liter Hubraum heu­
Fahrzeugen bei den Pkw-Neuzulas- te mehr als achtmal so hoch wie 1988. 
sungen mit Otto-Motor Spitze in Euro- Für Bundesumweltminister Klaus 
pa. Insgesamt haben heute über 93 Töpfer eine Bestätigung der konse­
Prozent einen geregelten Dreiwege- quenten Umweltpolitik. den Neukauf 
Kat, der die Abgasschadstoffe um 90 von schadstoffannen Pkw und die 
Prozent reduzien. Und wie die Grafik Umriistung von Altfahrzeugen finan­
zeigt, liegt z. B. der Anteil der Kat- ziell zu fördern. 

Der Erfolg des geregelten 
Dreiwege-Katalysators bei Pkw· 1931%1 
Neuzulassungen mit Otto-Motor ( .... m.' ,0 

* biS 1,4 Liter Hubraum 
(vor 1988 keine sIal. Erfassung) 

""" 85 1985 1986 1987 1988 1989 

o..ele. Bunclesumweltl'TWllsterun 

Mindestverptlichtungszeit 
soU reduziert werden 

Im Rahmen der Verkürzung des Grundwehrdienstes wird auch die 
Mindestverpflichtungszeit ftir vom Wehrdienst freigestellte Helfer im 
Zivi l- und Katastrophenschulz von zehn auf acht Jahre reduzien. Gleich­
zeitig wird die Verpflichtungshöchstaltersgrenze FOr die Helfer vom 22. 
auf das 24. Lebensjahr heraufgesetzt. 

Für bereits im Dienst befindliche Helfer ist eine Übergangsregelung 
getroffen worden. Danach können Helfer, die sich nach bisherigem Rechl 
auf zehn Jahre verpflichtet und am 30. September 1990 oder später 
mindestens acht Jahre Dienst geleistet haben. sich auf Antrag entpflichten 
lassen. Selbstverständlich würde der Bundesminister des lnnern es begrü­
ßen. wenn diese Helfer weiterhin über die Mindestverpflichtungszeit 
hinaus dem Zivil- und Katastrophenschulz zur Verfügung stehen würden. 
Dies könnte auch mil einer vernlindenen DienSiverpflichtung als AIt- bzw. 
Reservehelfer geschehen. 

Das entsprechende Gesetz wird voraussichllieh rückwirkend ab dem I. 
Oktober 1990 in Kraft lreten. Entsprechend einem Schnellbrief des BMI 
vom 24. 9. 1990 an die Innenressons der Bundesländer und die im 
Katastrophenschulz milwirkenden Organisationen sind diejenigen Helfer. 
die unter die Übergangsregelung fallen, auf Antrag ab I. Oktober 1990 zu 
beurlauben. 

Aktion "Minus 
zehn Prozent" 
Neue Wege in der 

Vertlehrssicherheit 

Eine Verkehrssicherheitsaktion un­
ter dem Titel "Minus zehn Prozent" 
wird in diesem Jahr in Hessen landes­
weit angeboten. Mil dieser Aktion 
wird eine Senkung der Unfallzahlen 
innerhalb eines Jahres um zehn Pro­
zent angestrebt. Das Neue an dieser 
von Verkehrsminister Alfred Schmidl 
initiienen Aktion ist: zum ersten Mal 
werden die Erfolge einer Verkehrssi­
cherheitsaktion anhand des Unfallge-. 
schehens überprüft werden können. 

Die bundesweit bisher einmalige 
Aklion setzl unmittelbar beim Fehl­
verhalten der Verkehrsteilnehmer an. 
Neue Ansalzpunkte der Aktion beste­
hen unter anderem in einem geziellen 
Vorgehen aufgrund von Erkenntnissen 
aus dem regionalen Unfallgeschehen. 
Bestimmte Fehler werden in einzelnen 
hessischen Kreisen häufiger oder we­
niger häufig gemachtalsanderswo. Im 
Rheingau-Taunus-Kreis gibt es bei­
spielsweise mit vier alkoholbedingten 
Unfallen pro 10000 Einwohnem die 
niedrigste Rate. im Landkreis Hers­
feld-Rotenburg mit acht pro 10000 
dagegen die höchste Rate ftir diese 
Unfall ursache. Aufgrund solcher Er­
kenntnisse sind FOr alle kreisfreien 
Städte und Kreise besondere Unfall­
analysen erstell I und in "Unfallsteck­
briefen" zusammengefaßt worden. 

Hervorzuheben ist die starke Regio­
nalisierung der Verkehrssicherheitsar­
beit im Rahmen der Aktion. Das Un-

fallgeschehen in seiner eigenen Re­
gion beeindruckt den Verkehrsteilneh­
mer nämlich mehr als bundesweite 
Bilanzen. Deshalb macht .,Minus zehn 
Prozent" auf das Unfall geschehen auf­
merksam und erzeugt so Betroffen­
heit. Die Verkehrssicherheits-Veran­
staltungen im Rahmen der Aktion sind 
onsspezifisch: allein in diesem Jahr 
gibt es rund 40 Marktplatzveranstal­
tungen mit "Verkehrssicherheil zum 
Anfassen". 

Die finanzielle Förderung des lan­
des beträgt 20000 Mark pro land­
kreis. Der Erfolg der Aktion wird 
darüber hinaus durch das Engagement 
einer Vielzahl von Teilnehmern mög­
lich. Nichl nur der ADAC Hessen, die 
Landesverkehrswacht. sondern auch 
die Technische Überwachung Hessen 
(TÜH) und der Deutsche Kraftfahr­
zeugüberwachungsverein (DEKRA) 
stellen Gerjtschaften bereit für Crash­
Tests, Seh- und Reaktionstests und 
ähnliche Aktionen. Auch Sponsoren 
aus der Winschaft beteiligen sich mit 
großzügiger Hilfe. 

(Hessen-ReponNr.7) 

Fachtagung 
"Katastrophen­

schutz" der 
Münchner CSU 

Eine Fachtagung zum Thema "Ka­
tastrophenschulz fUr den Frieden" ver­
anstaltete der Wehrpolitische Arbeits­
kreis der CSU Anfang September in 
der Pionierschule München. Der 
Staatssekretär im Bayerischen Staats-
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minislerium des Innem Dr. Peler Gau­
weiler (unser Bild) fUhrte in die The­
malik ein, 

Zur Drganisalion des Kalaslrophen­
schulZes merkle er an: "Weniger Vor­
schriflen sind besser als zu viele:­
NOIwendig sei auch, die Vorschriflen 
nach TeslS bei Übungen siels neu an­
zupassen, Die Regelungen über die 
EinsalZleilung im Kalaslrophenfall 
müBlen zweifelsfrei sein, 

Insgesami sieben Redner waren ge­
laden, um umer Beleiligung aller im 
KalaSlrOphenschulz milwirkenden Or­
ganisalionen al<lUelie und grundlegen-

Ukrainische 
Feuerwehrleute bei 
Ministerpräsident 

Streibl 
Ukrainische Feuernehrleule, die 

zusammen mil ihren Kollegen 1986 
nach dem ReaklOrunglück in Tscher­
nobyl den Brand gelöschi und das 
radioaklive Wasser abgepumpl hallen, 

de Fragen zu behandeln, Der Themen­
plan reichle von "Bundeswehr im Ka­
IaslrophenschUlz" bis zur "Freiwillig­
keil als Prinzip des Helfens", 

In einem .rilischen Beilrag forderte 
der Chef der Münchner Berufsfeuer­
"ehr, Leilender Branddireklor Gün­
Iher Hölzl, angesichls der Großscha­
densereignisse der vergangenen Jahre 
eine Mehrfachausbildung der Helfer 
im Kalaslrophenschulz, also in Brand­
bekämpfung und lechnischer Hilfelei­
slung, Ein veramwortlicher Gesaml­
einsalzleiler solle bereils unlerhalb der 
Schwelle des Kalaslrophenfalls be­
slimml werden können, um die Zu­
sammenarbeil der Organisalionen ef­
fekliv zu geslahen, 

Über die Möglichkeilen und Gren­
zen mililärischer Hilfe beim Kalaslro­
phenschulz referierte Generalmajor 
Bruno von Mengden, Die Bundeswehr 
habe "die VerpflichlUng, an der 
Slaalsaufgabe ,Gefahrenabwehr' mil­
zuwirJ.en und in NOI geralenen Men­
schen zu helfen ," Er bezeichnele den 
SIelIenwert des Kalaslrophenschulzes 
fUr die Bundeswehr als sehr hoch, 
allerdings müsse auch in Zukunfl der 
Verteidigungsauflrag im Vordergrund 
slehen, 

waren Mille Sepember in München 
Gösle des bayerischen Minislerpräsi­
demen Max Sireiblo 

AngefUhrt wurde die Delegalion, 
die sich auf Einladung der Freiwilligen 
Feuerwehr Bad Reichenhall in Bayern 
auillieh, 'on Generalmajor Filipp 
Dorjamikow (unser Bild links), Sueibl 
(rechls) dankle den ukrainischen 
Wehrmännem fUr ihren beispiellosen 
EinsalZ, (FolO: dpa) 
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Bergeösen 
serienmäßig: 

Gefahrgut-Tank 
schneller am Haken 

Gefahrgul-Transporte auf deUI­
schen Slraßen gehören inzwischen 
zum Alhag, Transportunlemehmer 
und Fahrzeughersleller haben sich enl­
sprechend den geselzlichen Vorschrif­
len auf die Probleme dieser Transporte 
eingeslelll und gewährleislen, daB 
auch gefahrliehe Güler, wie brennbare 
Rüssigke ilen oder chemische Sioffe, 
in der Regel sicher über die Slraßen 
rollen, 

Was iSI aber bei einem Unfall zu 
IUn' Sind die zusländigen SIelIen mil 
den erforderlichen Berge- und Schulz-

Die Feuerwehren hallen in der Zwi­
schenzeil den angenommenen Brand 
gelöschi und waren nun damil be­
schäfligi, das "auslaufende Benzin" 
aufzufangen und abzupumpen, Fir­
meninhaber Kurt Willig erläulerte da­
bei alle Möglichkeilen, an die Ladung 
eines Tankwagens über die vorhande­
nen Öffnungen wie Domdeckel oder 
Bodenvenlil heranzukommen, 

Ersl nachdem der Tankwagen voll­
sländig leergepumpl war, konme mil 
der Bergung begonnen .. rden, Auf­
grund der am Demonslralionsfahrzeug 
senenmäßig angebrachlen Bergeösen, 
konnle dieses problemlos und ohne 
umSländhches Arbeilen mil Hilfssei­
Jen sowie ohne Folgeschäden an den 
Haken eines AUlokrans genommen, 
aufgenchlel und umgeseizi werden, 

Serienmiißig angebrachte Ik rgcöscn erleichtern das Aufrichlen eines umge­
kippten TankfahrLeuges. (Werkfolo: Willig) 

maßnahmen vertraul' Eine Siraubin­
ger Fahrzeugbaufirma veranSlahele 
kürllieh in Zusammenarbeil mil einem 
Kranbelrieb und den örtlichen Feuer­
wehren eine Lösch- und Bergedemon­
stration. 

Unfallannahme war ein verunglück­
les 14-Tonnen-Tankfahrzeug, das 
71XXl Liler Benzin geladen halle, Der 
auf die Seile gekipple Tankwagen ge­
nel dabei in Rammen und drohle völ­
lig auszubrennen, Zu der Veranslal­
IUng hallen die beiden Firmen eine 
Reihe von Fachleulen eingeladen, die 
mil solchen Unfallen befaßI sind, 

Diplom-Ingenieur Paul Ussar vom 
Technischen Überwachungs verein in 
Landshul erläulerte den Teilnehmern 
die GefahrgUiverordnung Slraße 
(GGVS) und ging auf die besonderen 
Gefahren ein, die von verunglücklen 
Tankfahrzeugen mil enlzündlicher la­
dung ausgehen, 

Straßenverkehr soll 
umweltfreundlich, 

sicher und 
komfortabel werden 

PROMETHEUS slehl rur das EU­
REKA-Programm ,,Programm for a 
European Trame wilh Highesl Ern­
ciency and Unprecedemed Safely", In 
diesem von der deUischen AUlomobil­
industrie initiierten vorwettbewerbli­
chen Forschungsprogramm werden 
Konzeple erarbeilei, die den Sirallcn­
verkehr in Europa mil Hilfe eleklroni­
scher Hochlechnologie sicherer, wirt­
schafllicher, umwehfreundlicher und 
komfortabler machen sollen, Dies iSI 
im Hinblick auf die nach wie vor 
wachsende Verkehrsdichle eine im­
mer dringlichere Aufgabe: Seil 1960 
hal sich allein in der Bundesrepublik 
DeUischland die FahrieislUng ve",ier-



fachl, der Verkehrsraum (SIraßenlän­
ge x Slraßenbreile) dagegen nur um 
50 % erhöhl. Der Schlüssel zum Fort­
schrililiegl in den modemen Informa­
lions- und Kommunikalionslechnolo­
gien. Kurz gesagt Der lechnische 
Fortschrill ermöglichl inlell igenle 
Fahrzeuge auf inlelligenlen Slraßen. 
Die erslen Dernonslralionsfahrzeuge 
wurden kürzlich vorgeflihn. Sie sind 
ausgeriislel mil Syslernen zur 

• Sichlverbesserung bei Dunkel­
heil, Regen, Schnee und Nebel; 

• Abslandsmessung und -warnung 
• Verkehrslenkung und Zielflih­

rung (fahrzeugaularkes Syslem mil 

Großübung Siegener 
Katastrophenschutz­

einheiten 

Eine gemeinsame Großübung fUhr­
len vor kurzem Einheilen der Siegener 
Feuerwehr, des Mal!eser Hilfsdiensles 
und des Technischen Hilfswerkes auf 
dem Gelände der KalaslrophenschulZ­
schule des Bundes in Bad Neuenahr­
Ahrweiler durch. Beleiligl waren der 
I. Löschzug (LZ-R), der ABC-Zug 
und eine Versorgungsgruppe der Feu­
e",ehr aus Siegen sowie Kräfle des 
MHD und des THW (Ortsverband 
Siegen). 

"eleklronischem Alias" sowie infra­
strukturgeslülzte Systeme zur ver­
kehrsabhängigen Lenkung und Füh­
rung); 

• Überwachung des Kraf!schlusses 
zwischen Reifen und Fahrbahn zur 
Warnung des Fahrers bei nichl ange­
paßler Geschwindigkeil. 

Die Induslrie kalkuliert die Pro­
grammkoslen der DurchfUhrungspha­
se auf rund 800 Mio. DM. Das BMff 
slell! fUr den gleichen Zeilraum (1989 
bis Ende 1992) insgesami 86,4 Mio. 
DM aus seinem Verkehrsforschungs­
und Informalionslechnikprogramm 
flir deUische Projeklpartner bereil. 

An dieser "slandortverlagerten Aus­
bildung" flir KalaslfophenschUlzkräf!e 
nahmen insgesami 90 Personen leil. 
Ausgangspunkl war das KaiS-Zen­
trum in Siegen, von yoo aus sich eine 
Kolonne mil insgesaml23 Fahrzeugen 
Richlung Ahrweiler in Marsch selZIe. 

Noch am Abend wurden dort die 
Einsalzkräf!e über den groben Ablauf 
des Wochenendes informiert. Am 
nächslen Tag sland die praklische Ar­
beil im Millelpunkl. Im Verlauf der 
Übung wurden unlerschiedliche Scha­
densfalle vorgegeben. Ausgangslage 
war der .. Abslurz eines Frachlflugzeu­
ges. das mil Rohsloffen fUr eine phar­
mazeulische Fabrik beladen war. über 
dem Sladlgebiel. ,. 

Hierzu mußle auch ein . .radiologi­
sches Inslilul" überpriifl werden. das 
im "AbslUrzbereich" lag. Parallel dazu 
baUie der ABC-Zug eine Dekonlami­
nalionsslelle fUr Personen auf. Der I. 
LZ-R wurde zur Menschenrellung und 
Brandbekämpfung eingeselzl. Die 
Bergungsgruppe des THW rellele ori­
ginalgelreu .. verschüllele VerlelZle", 
die anschließend Ion den MHD-Hel­
fem versorgi wurden. 

Fortbildung von 
FÜhrungskräften 

Zu einer Fortbildungsl'eranslal!ung 
halle der Landkreis Aurich insgesaml 
35 Führungskräf!e der Freiwilligen 

In mühsamer Handarbeit suchen Helfer des T HW Siegen in den Trümmern nach .. \'crschülteten Personen". die 
anschließend aus dem Ge.fahrenbert'ich transportiert werden (kleines Bild ). (Foto: Schneider) 

.,Mil dieser gemeinsamen Übung 
soille die Zusarnmenarbeil der einzel­
nen Fachdiensie überpriif! werden," 
formulierte ABC-ZugfUhrer Dielmar 
Völker das Ziel. Daß dies im Großen 
und Ganzen geklappl halle, beslälig­
len auch die Beobachler der Übung vor 
Ort: Kreisbrandmeisler Armin SelZer, 
Sladlbrandmeisler Folkert Jacobs und 
der Fachberaler fUr SlrahlenschulZ, 
Ulrich Braun. 

Feuerwehren. des DeUischen Rolen 
Kreuzes und des Technischen Hilfs­
werks eingeladen. OberkreisdireklOr 
Dr. Hilko Schaumburg (unser Bild) 
ging in seiner Ansprache auf die Be­
deulUng des KalaslrophenschulZes in 
unserer hochlechnisierten Wel! und 

den damil verbundenen möglichen 
Folgen ein. Dabei wies er auch auf die 
NOIwendigkeil einer gUien Zusam­
menarbeil der verschiedenen Hilfsor­
ganisalionen hin. 

Anschließend wurde in mehreren 
Referalen über Slärke, AusriislUng 
und EinsalZmöglichkeilen von ABC-, 
BrandschulZ-. Bergungs-, Belfeu­
ungs-, Fernmelde- , Inslandselzungs­
und Sanilälsdiensl berichlel und nlil 
den Teilnehmern diskuliert . Dabei 
zeigle sich beispielsweise, daß sich fUr 
den ABC-Diensl bei der Sleigenden 
Zahl von Transporten gefahrlicher Gü­
ler ein breiles EinsalZfeld ergeben 
könnle. 

Im praklischen Teil konnlen sich die 
Teilnehmer über die Ausriislung mil 
Fahrzeugen und Geräl des FernmeIde­
und des Bergungszuges informieren. 
Den Abschluß der VeranSial!ung, der 
weilere folgen sollen, bildeie ein ge­
mütliches Beisammensein mit einem 
ausgiebigen Erfahrungsauslausch. 

(FoIO: Hausmann) 
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Giftinfonnations­
verordnung 

in Kraft getreten 

Einen wichligen Beilrag zur Ver­
besserung des Erkennlnis\landcs der 
Informalion,- und Behandlung'zem­
ren fur VergiflUngen und damil zur 
Behandlung und Aus.cnung Ion Ver­
giflUngsfalien. irn die neue_ auf § 16e 
Ab>älze I und 2 d<l Chemikalienge­
sellC\ ba;ierende Gillinformalions­
Verornnung liefern, die am I. Augull 
1990 in Krall geirelen i;1 (BGBI. Teil I 
10m 21. Juli 1990, Seile 1424), 

ach dieser Verornnung • ird die 
Industrie lerpn,chlel, alle RezeplUren 
und anderen Dalen von besonde~ ge­
fahrlichen Zubereilungen zu übermil-

lein. Dariiber hinau, .ernen die Ärzle 
lerpnichlet lenrauliche Angaben 
über Vergillungsfalle, rur deren Be­
handlung sie herangezogen wurden. 
dem Bundesgesundheilsaml zuzulei­
len; da; BundesgesundheilSaml wirn 
die 3U\ diesen lenrauliehen Dalen ge­
wonnenen Infornl3lionen anschlie­
ßend den Informal ions- und Behand­
lungszeniren zur Verfügung siellen. 

Diese ZenlrCn - m der Bundesrepll­
blik DeUischland beSiehen 17 Giflin­
formal ions- und Behandlungszeniren 
- erfüllen eine außerordemlich wich­
lige Aufgabe im Verbrauche~hulz, 
indem sie lelefomsch Auskunll über 
Maßnahmen bei VerglflUngen sowohl 
an Laien als auch an Ärzle geben und 
leil.eise selbsl Behandlungen bei 
VergiflUngen durchfuhren. 

Erste-Hilfe- und Brandschutzwett­
bewerb an Fürther Schulen 

Zum zehnlen Mal zelglen Mann­
schallen der Fünher Grund-, HaupI­
und Sonder,chulen beim "E~le-lIilfe­
und BrandlchUlzwellbewerb" ihr be­
achlliches Können. Z.ei Kilomeier 
lang war die Wellkampfslrecke, die 
wie jede, Jahr Im Sladlwald aufgebaul 
\\ar. 

Aus der ge;amlen Palelle der Hilfs­
maßnahmen waren insgesami zehn 
Slalionen aufgebaul. So mußlen die 
Schüler Seilen lage, Alemspende und 
Druck verband beherrschen, über den 
Inhall eine, Verbandkaslens oder da; 
Abselzen eines otruf, Bescheid 
wi\~n 

Auch das riehlige Verhallen im 
Brandfall. die Bedienung Ion Feuerlö­
schern lunser Bild) und die Versor­
gung Ion Brandlerlelzungen waren 
Aufgaben, die von den Teilnehmern 
gelÖSI werden mußlen. Zudem gall <I, 

aus echlen Einsalzberichlen herauszu­
finden, ob die Beleiliglen richlig oder 
falsch gehandelI hallen, 

Die Schicdsrichler, gellelll von der 
Freiwilligen Feuerwehr und vom 
Bayerischen ROien Kreuz, sahen ihre 
Aufgabe lor allem darin, die Jugendli­
chen zu mOli"eren und nichl abzu­
schrecken. Die; iSI nach Ansichl der 
Lehrkräfle und der Wellbe.erbslei­
tung gelungen. Dr. Gcrhard Grabner. 
Landesarzl des BRK, zeigle sich bei 
der Siegerehrung Ion den Lei'lUngen 
der insgmml35 Mannschallen beein­
druck!. 

Einen Nebencffekl dieses Wellbe­
.erbs siehl der ArbeiLskreis "Schule, 
Rote; Kreuz, Feuerwehr" darin, däß 
auch die anwesenden Ellern ihre 
Kennlnisse in E~ler Hilfe auffrischen 
oder gar Neues erfahren können. 

(Fmo: Volz) 
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Richtigstellung 
In der Ausgabe 61<)() unsere, Ma­

gazins Seile 15 fr. SIellIen ",ir am 
Beispiel der rheinland-pfalzischen 
LehmnIlall fur den Rellungsdienll 
dc; DeUischen Rolen Kreuzes in 
Mainz den Beruf des Rellungsassi­
SIeOIen nach den neuen Richllinien 
des Rellungsassislenlengeselzes 
10r. In diesem Zusammenhang 
.eisen ",ir darauf hin, daß es sich 
bei dem Anikel "Erslmals Ausbil­
dung lurn Rettungsassistenten" 
nichl um einen Beilrag des DRK-

LandesIerbande, Rheinland-Pfalz 
handelt sondern um einen Texi der 
Bunde;anslah für ArbeII, Nüm­
berg. Erschienen iSI er in der Schrif­
lenreihe "Bläller zur Berufskunde" 
unler dem Tilel "Rellungsassislenll 
Rellungsassi'lenlin". Verfasser iSi 
der Vizeprä;idenl des Berufsver­
bande; für den Reilungsdiensl e. V. 
in LünenlWe;lfalen. Dlpl.-Pol. 
Wolfram Geier. Die Informalions­
schrill kann über die W. BeneIs­
mann Verlag KG in Bielefeld bezo­
gen .erden. Die Rcdaklion 

Vom 21_ bis 24_ November 1990 vemnslahel die Deulsche 
Ge\ClIschafi zur Förderung der Medizinischen Diagnoslik e. V. auf dem 
MClsegeländc in Düsseldorf den 22. Inlernalionalen Kongreß "MEDICA 
'90", der mil einer Fachmesse I erbunden 15!. Dabei finden auch ICrschie­
dene Vonrdge und Podiumsdilkus,ionen zum Thema, OIfalimedizin" 
slall . 

Daneben .ernen Finnen- und Palienlenseminarc soWie elll wissen­
schalilichel Filmprogramm geholen. 

Die AusslCllung iSlläglich von 9.15 Uhr bis 18 Uhr geöffnet 
AUlkunft MEDICA e. V., Löffelslraße 1,7000 SlUligan 70, 

Telefon: 0711 n61454 

DIC Tcchmsche Akademie Esslingen scranslahel vom 11_ bis 12_ 
Dezember 1990 in O'lfildem ein Seminar umer dem Thema: 
"Brandschutz - Auswlrt<ungen auf den Umweltschutz"_ 
Behandeh werden unler anderem phYSikalisch-chemische Vorgänge beim 
Verbrennen und Löschen, Bmndmelde- und Feuerlöschanlagen, Halone, 
geselZliche Grundlagen des Um.ellschulze; und Gefah",offe in Produk­
liolll- und Lagerbereichen. 

Die LeilUng des Semin~ hal Brandschulzingenieur Bernhard Knepper 
VDI. 
Auskunft Technische Akademie Esslingen 

Poslfach 1269,7302 OSlfildern 
Telefon: 0711/3400823-25 

Die Gesellschall rur Sirahlen- und Um"ellforschung in Neuherberg 
fuhn vom 19. bis 22. März 1991 in Neuherberg ein IIIlemalionales 
Seminar "Gefährliche Stoffe beim Feuerwehreinsalz" durch. 
Der Themenk3lalog enlhäll unler anderem: 

Verhallen bei Unfa llcn mil Gasen 
Grundlegende Fragen des Sirahlenschulzcs 
SlrahlenschulZausriislUng rur Feuerwehren 
DalCnbanken zu Gefahrgul-Au>lunli 

Angeschlossen iSI eine DemonSiralion von AlemschUlzgernlen, SchUlz­
kleidung, Gas- und Zündgrenzmeßgernlen, SlrahlenschUlzsonderausrii­
llUng so",ie besonderen Gernlen für den EinsalZ bei chemischen Gefahrgü­
lem. 
Auskunft Gesellschall rur Slrahlen- und Umwellforschung 

IngolSlädler Landslmße I, 8042 Neuherberg 
Telefon: 089/3 187-0 



Ministerialdirigent Wolfgang Beyer, Bundesministerium des Innern 

Zusammenarbeit bei der 
Prävention und der Bekämpfung 
von Großschadensereignissen -

ein weltweites Dauerproblem 
Die Prävention und Bekämpfung von Groß­

schadensereignissen gehört zu den Heraus­
forderungen für die Gemeinwesen unserer 
Welt. Unabhängig davon, ob es sich um 
Naturkatastrophen wie Erdbeben, große 
Überschwemmungen oder technologische 
Risiken wie Brände in einem Kernkraftwerk 
oder einer chemischen Fabrik handelt, stei­
len sie die Abwehrmechanismen unserer 
Staaten auf den Prüfstand. Häufig zeigt die­
ser Test die zuständigen Stellen als gar nicht 
oder unzulänglich vorbereitet. 

Als Reaktion auf die eingetretene Kata­
strophe werden sodann Maßnahmen be­
schlossen, die - wenn der Schaden behoben 
und die Gefahr eines neuen Unheils gebannt 
zu sein scheint - von vielen gerne wieder aus 
dem Bewußtsein gedrängt werden. So hat z. 
B. nach dem Reaktorunfall Tschernobyl der 
Deutsche Städtetag durch Präsidialbeschluß 
vom 3. Juli 1986 und die Innenministerkon­
ferenz durch Beschluß vom 2. Oktober 1986 
den Bund gebeten, seine Gesamtverantwor­
!ung bei großflächigen Staats- oder Länder­
grenzen übergreifenden Gefahrenlagen an­
zuerkennen. 

Das Arbeitsprogramm der 
Bundesregierung 

Der Bund hat durch das Arbeitsprogramm 
der Bundesregierung vom 1. September 
1986 zur Bewältigung der Auswirkung des 
Reaktorunfalls auf die Bundesrepublik 
Deutschland konkrete Maßnahmen be­
schlossen und eingeleitet. Zu den wichtigen 
Maßnahmen des Programms zählt der Auf­
trag an den Bundesminis.ter des Innern die 
Konzeption zur Optimierung des Krisenma­
nagements bei großflächigen Gefahrenlagen 
zu erarbeiten. Dies ist geschehen und durch 
Beschluß des Bundeskabinetts vom 22. Juni 
1988 und den Beschluß der Innenminister­
konferenz vom 29. April 1988 politisch gebil­
ligt worden. 

Die Umsetzung dieser Beschlüsse in kon­
krete Einzeimaßnahmen bringt erhebliche 

wongang Bey., 

Schwierigkeiten mit sich. Eine der Einwen­
dungen lautet: Eine derartige Konzeption zur 
Optimierung des Krisenmanagements bei 
großflächigen Gefahrenlagen sei nur in ei­
nem föderal gegliederten Staatswesen not­
wendig. In zentralstaatlichen Einheiten, wie 
es die Länder darstellten, bestände hierfür 
kein Bedürfnis. Beim Eintritt großflächiger 
Staats- und Ländergrenzen übergreifender 
Großschadensereignisse würde es die Macht 
des Faktischen schon richten, daß eine Scha­
densbekämpfung möglich sei. Entsprechen­
de Prozeduren präventiv vorzubereiten, sei 
nicht erforderlich. 

Die Fakten sprechen weltweit eine andere 
Sprache. Gleichgültig ob es sich um föderativ 
oder zentralstaatliche Gemeinwesen handelt, 
wird überall die Zusammenarbeit der mit der 
Prävention und der Bekämpfung von Groß­
schadensereignissen befaßten Stellen als ein 
wesentliches Problem herausgestellt. Das ist 
in Thailand, Japan, Australien, Canada und 
den USA nicht anders als in der Sowjetunion. 

Das Beispiel Israel 

Ein interessantes Beispiel liefert Israel, wo 
man sich nach dem Chemieunfall in Bhopal -
ohne direkt betroffen zu sein - die Frage 
stellte, ob ein entsprechendes Unglück auch 
im eigenen Land passieren könnte und die 
staatlichen Behörden hinreichend gewapp­
net seien . Man stellte fest, daß eine Vielzahl 
von Ministerien mit Fragen der Prävention 
und der Bekämpfung von Großschadenser­
eignissen unter Hinweis auf ihre Eigenver­
antwortung befaßt sind. So fällt z. B. in die 
Zuständigkeit des 
- Premierministers 

die Genehmigung von Kernkraftreaktoren 
und Aktivitäten mit radioaktivem Material 

- des Innenministers 
die Kontrolle des Planungs- und Bauwe­
sens, die Festlegung von Umweltstan­
dards und die Bekämpfung von Belästi­
gungen durch Lärm pp. sowie der Feuer­
schutz 

- des Gesundheitsministers 
die Kontrolle über das allgemeine Ge­
sundheitswesen und die Mitbeteiligung 
bei der Genehmigung des Gebrauchs von 
radioaktivem Material sowie bei der Ertei­
lung von Gewerbeerlaubnissen 

- des Verteidigungsministers 
die Erteilung von Gewerbeerlaubnissen in 
Übereinstimmung mit dem Zivil-Verteidi­
gungsgesetz und die Kontrolle aller ge­
fährlicher Aktivitäten in der Armee 

- des Arbeitsministers 
die Sicherheit der Arbeiter am Arbeitsplatz 

- des Landwirtschaftsministers 
die Kontrolle der Wassergüte und des 
Einsatzes von Pestiziden 

- des Verkehrsministers 
der Transport gefährlichen Materials zu 
Lande, zu Wasser und in der Luft sowie 
der meteorologische Wetterdienst 

- des Wirtschaftsministers 
die Genehmigung sogenannter "Profes­
sional Workers" in der Industrie und die 
Normung 

- des Energieministers 
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die Beobachtung von Erdbeben und die 
Entwicklung erdbebengerechter Bauvor -
schriften 

- des Umweltministers 
die Beobachtung der Umweltverschmut­
zung, 
Eine inhaltliche Bewertung der Arbeiten 

dieser verschiedenen Stellen ergab u, a, 
folgendes: 

Gesetzliche Vorschriften deckten einige 
Gebiete vielfach und überflüssig ab, während 
andere Bereiche nur unzureichend geregelt 
waren, Die Genehmigungsverfahren wurden 
für neue Projekte im allgemeinen gründlich 
durchgeführt, Weniger wurde bei der Aus­
weitung bereits bestehender Anlagen und 
üblicherweise bei der Veränderung und Ver­
besserung von AJtanlagen getan, Aus der 
Industrie kamen Klagen, daß man sich mit zu 
vielen Behörden herumschlagen müsse, die 
gelegentlich auch noch einander widerspre­
chende Anordnungen träfen, Für einige Anla­
gen wurden nicht hinreichende Notfall­
schutzprogramme festgestellt. Eine Verbes­
serung dieses Systems schien unmöglich, 
weil kein Ministerium freiwillig etwas von 
seiner Zuständigkeit aufgeben wollte und 
andererseits die Ministerien selten bereit 
waren, Geld auszugeben, wenn dadurch ein 
anderes beschuldigt werden konnte, nicht 
entsprechend gehandelt zu haben, 

Interministerielles 
leitungskomitee 

Angesichts dieser Tatsachen beschloß 
man im Jahre 1985 die Einsetzung eines 
interministeriellen leitungskomitees für An-

gelegenheiten gefährlicher StOffe und von 
Naturkatastrophen. Als Mitglieder gehören 
dem Komitee Vertreter des Premierministers, 
des Innenministers, des Arbeitsministers, 
des Gesundheitsministers, des Umweltmini­
sters, des Verteidigungsministers, des Ju­
stizminlsters, des Finanzministers, des Wirt­
schaftsministers, des Verkehrsministers, des 
landwirtschaftsministers sowie Vertreter der 
Polizei und des geologischen Dienstes an. 

Dem Komitee wurde keine eigene Autori­
tät zugesprochen, Es hat vielmehr eine bera­
tende Rolle und berichtet einem Kabinettaus­
schuß, der die notwendigen Entscheidungen 
trifft, Das Komitee nahm sich folgende Auf­
gaben vor: 
- Den gesamten Bereich des Gefahrenma· 

nagements in Israel zu überprüfen, 
- Änderungen und Verbesserungen in Be­

zug auf die Realisierung, Überwachung 
und Verstärkung der Notfallvorsorgepla­
nung der Regierung, der Industrie und der 
Gesellschaft vorzuschlagen, 
Im Rahmen dieser AufgabensteIlung hat 

das Komitee folgendes erreicht: 
- Die Einrichtung einer Auskunftszentrale 

für gefährliche Stoffe, 
- die Förderung von Notfallübungen, 
- die Verbesserung der Zusammenarbeit 

zwischen den Behörden einer· und zwi­
schen den Behörden und der Industrie 
andererseits, 

- die Behandlung herrenlosen Abfalls, 
- die Ausstattung der Einsatzeinheiten der 

Polizei, der Feuerwehr usw, mit Schutz­
kleidung, 

- die bessere Verbreitung des Wissens über 
Industriegefahren und mögliche Unfälle, 

- die Anerkennung des Komitees als .. Natio­
nales Forum" für die Lösung von Proble­
men aller Art, 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Konzentration auf 
bestimmte Themen 

Das Komitee sieht, daß durch seine bishe­
rigen Aktivitäten noch lange nicht alle Proble­
me gelöst sind, Es will sich aber im Rahmen 
seiner laufenden Arbeit auf folgende Themen 
konzentrieren: 
- Überprüfung der Bauvorschriften auf Erd­

bebensicherheit 
- Probleme des Transports gefährlicher Gü­

ter zu lande und zu Wasser einschließlich 
der Fahrerlaubnisse mit periodischen 
KontrOllen der Fahrzeuge, der Gefahrgut­
behälter und des Verkehrs durch bewohn­
te Städte bzw. auf Parkplätzen, 

- Analysierung von Unfällen im Hinblick 
darauf, welche Folgerungen für die Be­
kämpfung, die Ausrüstung und Versiche­
rung gezogen werden sollten, 

- eine Überprüfung der einschlägigen Ge­
setze, um Änderungs- und Verbesse­
rungsbedürfnisse feststellen zu können, 

- die Prävention von Großschadensereig­
nissen, um über die SchUlen und in Zu­
sammenarbeit mit den Versicherungen, 
Hilfeleistungsorganisationen und anderen 
Ländern alle Vorbeugemaßnahmen ein­
schließlich des Selbstschutzes der Bevöl­
kerung verbessern zu können, 
Zusammenfassend gesehen, besteht für 

ein interministerielles Management für die 
Prävention und die Bekämpfung von Groß­
schadensereignissen nicht nur in einem fö­
derativen Staat, sondern auch in einem Zen­
tralstaat ein permanentes Bedürfnis, wie das 
Beispiel Israels zeigt. 

Die Abteilung Wamdienst im Bundesamt für Zivilschutz führt Meß- und Informationsaufgaben im Bereich der friedensmäßigen Überwachung 
der Umweltradioaktivität durch, Hierfür werden u, a, mobile nuklidspezifische Meßsysteme eingesetzt, 

Für das beim Wamamt VIII in 7407 Rollenburg stationierte Meßfahrzeug suchen wir 

eine(n) staatI. gepr. Technikeriin) 

der Fachrichtung Meß- und Regeltechnik oder Elektrotechnik als Systembetreuer, Auch Industriemeister dieser FachriChtungen kommen bei 
entsprechender Qualifikation für die Stelle in Betrachl 

Vorausgesetzt werden Leistungsbereilschafl, Eigeninitiative sowie selbständiges Arbeiten, 

Die/der Bewerber(in) muß über eine Fahrerlaubnis der Führerscheinklasse 111 verfügen, 

Die Vergutung erfolgt nach Vergütungsgruppe Vc des Bundesangestementarifvertrages, Für nähere Informationen steht Ihnen das Wamamt 
VIII (Tel. : 0747218036) zur Verfügung, 

Senden Sie bille Ihre Bewerbung unter Angabe der Kennzahl A 42190 an das 

Bundesamt für Zivilschutz 
- Personalreferat -

Deutschherrenstr, 93 
5300 Bonn 2 
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Ministerialdirigent Wolfgang Beyer, Bundesministerium des Innern 

Die Enveiterung des Katastrophen­
schutzes - ein Beitrag des Bundes 

zum Schutz der Bevölkerung 
Weltweit besteht Übereinstimmung, daß 
der Staat Maßnahmen zum Schutz seiner 
Bevölkerung vor Naturkatastrophen, 
technologischen Risiken und den beson­
deren Gefahren und Schäden eines hof­
fentlich nie wieder eintretenden Verteidi­
gungsfalles . zu treffen hat. Nach dem 
Grundgesetz obliegt der Schutz der Zivil­
bevölkerung vor technologischen Risiken 
und Naturkatastrophen grundsätzlich den 
Ländern, während gemäß Art. 73 GG im 
Falle eines bewaffneten Konflikts die ent­
sprechenden Hilfsmaßnahmen dem Bund 
obliegen. Aus personellen, technischen 
und finanziellen Gründen wäre es nicht 
sinnvoll, wenn Bund und Länder für die 
Bekämpfung von Katastrophen, die zwar 
unterschiedliche Ursachen, aber gleich­
artige Auswirkungen haben, voneinander 
unabhängige Katastrophenschutzsyste­
me unterhalten würden. 

Das Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes schreibt daher in sei­
nem Paragraphen 1 a vor, daß die für die 
Abwehr von Naturkatastrophen und techno­
logischen Risiken aufgestellten Einheiten und 
Einrichtungen auch die Aufgabe haben, die 
Bevölkerung vor den besonderen Gefahren 
und Schäden einer kriegerischen Auseinan­
dersetzung zu schützen. Sie werden zu die­
sem Zweck auf Kosten des Bundes verstärkt 
ergänzt und zusätzlich ausgestattet bzw. 
ausgebildet. In Paragraph 4 desselben Ge­
setzes wird bestimmt, daß die Einheiten und 
Einrichtungen des Katastrophenschutzes 
insbesondere in den Fachdiensten Brand­
schutzdienst, Bergungsdienst, Instandset­
zungsdienst, Sanitätsdienst, ABC-Dienst, Be­
treuungsdienst, Veterinärdienst und Fern­
meldedienst zur Verstärkung aufgestellt oder 
ergänzt werden. Das Gesetz selbst sagt aber 
nichts darüber aus, in welchem Umfang 
diese Verstärl<ung und Ergänzung erfolgen 
soll. 

In der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
über die Organisation des Katastrophen­
schutze& ist indessen im Einvernehmen des 
Bundes mit den Ländern die Stärke der 
Erweiterung des Katastrophenschutzes auf 

1 % der Bevölkerung festgelegt worden und 
müßte demzufolge für das bisherige Bundes­
gebiet rund 600000 Helfer betragen. Davon 
sollten zwei Drittel, d. h. rund 400000 Mann, 
auf die sogenannte Ergänzung und ein Drit­
tel, d. h. rund 200000 Mann, auf die soge­
nannte Verstärkung der Einheiten und Ein­
riChtungen des Katastrophenschutzes entfal­
len. Im folgenden soll dieser Verstärkungsteil 
näher betrachtet werden, da es sich um 
komplett aufzustellende und auszustattende 
Einheiten und Einrichtungen handelt, die in 
vollem Umfang durch den Bund zu finanzie­
ren sind. 

Um die Vorgaben der Allgemeinen Verwal­
tungsvorschrift über die Organisation des 
Katastrophenschutzes zu erfüllen, wären als 
Verstärkung folgende Einheiten aufzustellen 
gewesen: 
Brandschutzdienst 
Brandschutzdienst 
Bergungsdienst 
Instandsetzungsdienst 
Sanitätsdienst 
ABC-Dienst 
Betreuungsdienst 
Veterinärdienst 
Fernmeldedienst 
Versorgungsdienst 
Führung 

Gesamt: 

887 LZ-R 
444 LZ-W 

1132 BZ 
335 IZ 
902 SZ 
316 ABCZ 
264 BtZ 
96 VZ 

713 FmZ 
2280 VersTr 
1911 Einh.!Einr. 

9280 Einh.!Einr. 

Tatsächlich konnte aus verschiedenen 
Gründen dieses Aufstellung&SOll nicht er­
reicht werden. Bis heute sind lediglich 7231 
Einheiten und Einrichtungen mit ca. 143000 
Helfern aufgestellt worden, die sich wie folgt 
auf die Fachdienste verteilen: 
Brandschutzdienst 713 LZ-R 
Brandschutzdienst 324 LZ-W 
Bergungwienst 881 BZ 
Instandsetzungsdienst 261 IZ 
SanitätSdienst 703 SZ 
ABC-Dienst 246 ABCZ 
Betreuungsdienst 206 BtZ 
Veterinärdienst 75 VZ 
Fernmeldedienst 556 FmZ 
Versorgungsdienst 1777 VersTr 
Führung 1489 Einh.!Einr. 

Ge&amt: 7231 Einh.!Einr. 

Gliedert man diese Zahlen nach Ländern, 
so entfallen auf: 

Schleswig-Holstein 

69 Einheiten des Brandschutzes mit 
138 Löschgruppenfahrzeugen 16 TS und 
46 Rüslwagen 1 

40 Einheiten des Bergungsdienstes mit 
80 Mannschaftskraftwagen, 
40 Gerätekraftwagen, 
4 Räumgeräten, 

20 Schlauchbooten und 
6 MehrzweCkbooten 

11 Einheiten des InstandsetzungSdienstes 
mit 

55 Instandsetzungstrupp-Kraftwagen 

31 Einheiten des Sanitätsdienstes mit 
36 Arzttrupp-Kraftwagen, 
31 Sanitätsgruppen-Kraftwagen und 

126 Krankentransportwagen 

16 Einheiten des ABC-Dienstes mit 
32 ABC-Erkundungskraftwagen und 
16 Dekontaminationsmehrzweck-Kraft­

wagen 

14 Einheiten des Betreuungsdienstes mit 
14 Lastkraftwagen und 
42 Feldküchen 

13 Einheiten des Femmeldedienstes mit 
26 Funkkraftwagen, 
26 Fernsprechkraftwagen und 
13 Geräte- und Betriebskraftwagen 

10 Verpflegungstrupps des Versorgungs­
dienstes mit 

10 Feldküchen 

16 Einheiten der Technischen Einsatzlei­
tung mit 

16 Fahrzeugen 

Für Ausbildung und Übung pp. dieser 
Einheiten fließen dem Land alljäh~ich (Jah­
resbeträge) 1746341,- DM zu. 
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Hamburg 

48 Einheiten des Brandschutzes mit 
96 Löschgruppenfahrzeugen 16 TS und 
45 Rüslwagen 1 

34 Einheiten des Bergungsdienstes mit 
68 Mannschaftskraftwagen, 
34 Gerätekraftwagen, 
2 Räumgeräten, 

16 SChlauchbooten und 
3 Mehrzweckbooten 

7 Einheiten des Instandsetzungsdienstes 
mit 

35 Inslandsetzungstrupp-Kraftwagen 

33 Einheiten des Sanitätsdienstes mit 
66 Arzttrupp-Kraftwagen, 
33 Sanitätsgruppen-Kraftwagen und 

132 Krankentransportwagen 

6 Einheiten des ABC-Dienstes mit 
12 ABC-Erkundungskraftwagen und 
6 Dekonlaminationsmehrzweck-Kraft-

wagen 

2 Einheiten des Betreuungsdienstes mit 
2 Lastkraftwagen, 
6 Feldküchen, 
1 Kombiwagen und 
3 Motorrädern 

9 Einheiten des Fernmeldedienstes mit 
18 Funkkraftwagen, 
18 Fernsprechkraftwagen und 
9 Geräte- und Betriebskraftwagen 

24 Verpflegungstrupps des Versorgungs­
dienstes mit 

24 Feldküchen 

6 Einheiten der Technischen Einsatzlei­
tung mit 

6 Fahrzeugen 

Hamburg erhält für diese Einherten jährlich 
1 298823, - DM als Jahresbeträge. 

Bremen 

18 Einheiten des Brandschutzes mrt 
36 Löschgruppenfahrzeugen 16 TS und 
12 Rüslwagen 1 

16 Einheiten des Bergungsdienstes mit 
32 Mannschaftskraftwagen, 
16 Gerätekraftwagen, 
2 Räumgeräten, 
9 Schlauchbooten und 
2 Mehrzweckbooten 

6 Einheiten des Instandsetzungsdienstes 
mit 

30 Instandsetzungstrupp-Kraftwagen 

15 Einheiten des Sanitätsdienstes mit 
40 Arzttruppkraftwagen, 
15 Sanitätsgruppen-Kraftwagen, 
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45 Krankentransportwagen 

3 Einheiten des ABC-Dienstes mit 
6 ABC-Erkundungskraftwagen und 
3 Dekontaminationsmehrzweck-Kraft­

wagen 

3 Einheiten des Betreuungsdienstes mit 
3 Lastkraftwagen und 
9 Feldküchen 

4 Einheiten des Fernmeldedienstes mit 
8 Funkkraftwagen, 
8 Fernsprechkraftwagen und 
4 Geräte- und Betriebskraftwagen 

17 Verpflegungstrupps des Versorgungs­
dienstes mit 

17 Feldküchen 

5 Einheiten der Technischen Einsatzlei­
tung mit 

5 Fahrzeugen 

An Jahresbeträgen fließen dem Land Bre­
men pro anno 667282,- DM aus der Bun­
deskasse zu. 

Niedersachsen 

92 Einheiten des Brandschutzes mit 
184 Löschgruppenfahrzeugen 16 TS und 

61 Rüslwagen 1 

95 Einheiten des Bergungsdienstes mit 
190 Mannschaftskraftwagen, 
95 Gerätekraftwagen, 
11 Räumgeräten, 
48 Schlauchbooten und 
17 Mehrzweckbooten 

24 Einheiten des Instandsetzungsdienstes 
mit 

120 Instandsetzungstrupp-Kraftwagen 

64 Einheiten des Sanitätsdienstes mit 
102 Arzttruppkraftwagen, 
64 Sanitätsgruppen-Kraftwagen und 

205 Krankentransportwagen 

28 Einheiten des ABC-Dienstes mit 
56 ABC-Erkundungskraftwagen und 
28 Dekontaminationsmehrzweck-Kraft­

wagen 

16 Einheiten des Betreuungsdienstes mit 
9 Lastkraftwagen, 

27 Feldküchen, 
7 Kombiwagen und 

21 Motorrädern 

11 Einheiten des Fernmeldedienstes mit 
22 Funkkraftwagen 
22 Fernsprechkraftwagen und 
11 Geräte- und Betriebskraftwagen 

95 Verpflegungstrupps des Versorgungs­
dienstes mit 

95 Feldküchen 

48 Einheiten der Technischen Einsatzlei­
tung mit 

48 Fahrzeugen 

Von den vom Bund zu entrichtenden Jah­
resbeträgen entfallen auf das Land Nieder­
sachsen 3610886,- DM. 

Nordrhein-Westfalen 

448 Einheiten des Brandschutzes mit 
896 Löschgruppenfahrzeugen 16 TS und 
312 Rüslwagen 1 

322 Einheiten des Bergungsdienstes mit 
644 Mannschaftskraftwagen, 
322 Gerätekraftwagen, 

25 Räumgeräten, 
161 Schlauchbooten und 
18 Mehrzweckbooten 

58 Einheiten des Inslandsetzungsdienstes 
mit 

290 Instandsetzungstrupp-Kraftwagen 

241 Einherten des Sanitätsdienstes mit 
412 Arzttruppkraftwagen, 
241 Sanitätsgruppen-Kraftwagen und 
733 Krankentransportwagen 

67 Einheiten des ABC-Dienstes mit 
134 ABC-Erkundungs kraftwagen und 
67 Dekonlaminationsmehrzweck-Kraft­

wagen 

28 Einheiten des Betreuungsdienstes mit 
19 Lastkraftwagen, 
57 Feldküchen, 
9 Kombiwagen und 

27 Motorrädern 

46 Einheiten des Fernmeldedienstes mit 
92 Funkkraftwagen, 
92 Fernsprechkraftwagen und 
46 Geräte- und Betriebskraftwagen 

312 Verpflegungstrupps des Versorgungs­
dienstes mit 

312 Feldküchen 

68 Einheiten der Technischen Einsatzlei­
tung mit 

68 Fahrzeugen 

An Jahresbeträgen erhM das Land Nord­
rhein-Westfalen 11289616,- DM. 

Rheinland-Pfalz 

38 Einheiten des Brandschutzes mit 
76 Löschgruppenfahrzeugen 16 TS und 
25 Rüslwagen 1 

43 Einheiten des Bergungsdienstes mit 



86 Mannschaftskraftwagen, 
43 Gerätekraftwagen, 
5 Räumgeräten, 

20 Schlauchbooten und 
8 Mehrzweckbooten 

15 Einheiten des Instandsetzungsdienstes 
mit 

75 Instandsetzungstrupp-Kraftwagen 

40 Einheiten des Sanitätsdienstes mit 
66 Arzttruppkraftwagen, 
40 Sanitätsgruppen-Kraftwagen und 

127 Krankentransportwagen 

18 Einheiten des ABC-Dienstes mit 
36 ABC-Erkundungstrupp-Kraftwagen und 
18 Dekontaminationsmehrzweck-Kraft-

wagen 

19 Einheiten des Betreuungsdienstes mit 
6 Lastkraftwagen, 

18 Feldküchen, 
13 Kombifahrzeugen und 
39 Motorrädern 

8 Einheiten des Fernmeldedienstes mit 
16 Funkkraftwagen, 
16 Fernsprechkraftwagen und 
8 Geräte- und Betriebskraftwagen 

44 Verpflegungstrupps des Versorgungs­
dienstes mit 

44 Feldküchen 

36 Einheiten der Technischen Einsatzlei­
tung mit 

36 Fahrzeugen 

Die aus der Bundeskasse dem Land 
Rheinland-Pfalz zufließenden Jahresbeträge 
belaufen sich auf 1914635,- DM. 

Hessen 

97 Einheiten des Brandschutzes mit 
194 Löschgruppenfahrzeugen 16 TS und 

65 Rüslwagen 1 

62 Einheiten des Bergungsdienstes mit 
124 Mannschaftskraftwagen, 
62 Gerätekraftwagen, 
8 Räumgeräten , 

31 Schlauchbooten und 
8 Mehrzweckbooten 

20 Einheiten des Instandsetzungsdienstes 
mit 

100 Instandsetzungstrupp-Kraftwagen 

56 Einheiten des Sanitätsdienstes mit 
96 Arzttruppkraftwagen, 
56 Sanitätsgruppen-Kraftwagen und 

176 Krankentransportwagen 

23 Einheiten des ABC-Dienstes mit 
46 ABC-Erkundungskraftwagen und 

23 Dekontaminationsmehrzweck-Kraft­
wagen 

10 Einheiten des Betreuungsdienstes mit 
4 Lastkraftwagen, 

12 Feldküchen, 
6 Kombiwagen und 

18 Motorrädern 

13 Einheiten des Fernmeldedienstes mit 
26 Funkkraftwagen, 
26 Fernsprechkraftwagen und 
13 Geräte- und Betriebskraftwagen 

70 Verpflegungstrupps des Versorgungs­
dienstes mit 

70 Feldküchen 

26 Einheiten der Technischen Einsatzlei­
tung mit 

26 Fahrzeugen 

Das Land Hessen erhält für diese Einheiten 
und Einrichtungen alljährlich 2668594,­
DM. 

Saarland 

16 Einheiten des Brandschutzes mit 
32 Löschgruppenfahrzeugen 16 TS und 
10 Rüslwagen 1 

20 Einheiten des Bergungsdienstes mit 
40 Mannschaftskraftwagen, 
20 Gerätekraftwagen, 
2 Räumgeräten, 

10 Schlauchbooten und 
3 Mehrzweckbooten 

8 Einheiten des Instandsetzungsdienstes 
mit 

40 Instandsetzungstrupp-Kraftwagen 

8 Einheiten des Sanitätsdienstes mit 
12 Arzttruppkraftwagen, 
8 Sanitätsgruppen-Kraftwagen und 

23 Krankentransportwagen 

4 Einheiten des ABC-Dienstes mit 
8 ABC-Erkundungskraftwagen und 
4 Dekontaminationsmehrzweck-Kraft­

wagen 

3 Einheiten des Betreuungsdienstes mit 
2 Lastkraftwagen, 
6 Feldküchen, 
1 Kombiwagen und 
3 Motorrädem 

3 Einheiten des Fernmeldedienstes mit 
6 Funkkraftwagen, 
6 Fernsprechkraftwagen und 
3 Geräte- und Betriebskraftwagen 

22 Verpflegungstrupps des Versorgungs­
dienstes mit 

22 Feldküchen 

6 Einheiten der Technischen Einsatzlei­
tung mit 

6 Fahrzeugen 

Für diese Einrichtungen und Einheiten 
erhält das Saarland alljährlich 687258, - DM. 

Baden-Württemberg 

92 Einheiten des Brandschutzes mit 
184 Löschgruppenfahrzeugen 16 TS und 
63 Rüslwagen 1 

106 Einheiten des Bergungsdienstes mit 
212 Mannschaftskraftwagen, 
106 Gerätekraftwagen, 
13 Räumgeräten, 
53 Schlauchbooten und 
11 Mehrzweckbooten 

44 Einheiten des Instandsetzungsdienstes 
mit 

220 Instandsetzungstrupp-Kraftwagen 

69 Einheiten des Sanitätsdienstes mit 
100 Arzttruppkraftwagen, 
69 Sanitätsgruppen-Kraftwagen und 

213 Krankentransportwagen 

33 Einheiten des ABC-Dienstes mit 
66 ABC-Erkundungskraftwagen und 
33 Dekontaminationsmehrzweck-Kraft­

wagen 

42 Einheiten des Betreuungsdienstes mit 
5 Lastkraftwagen, 

15 Feldküchen, 
37 Kombiwagen und 

111 Motorrädern 

15 Einheiten des Femmeldedienstes mit 
30 Funkkraftwagen, 
30 Fernsprechkraftwagen und 
15 Geräte- und Betriebskraftwagen 

78 Verpflegungstrupps des Versorgungs­
dienstes mit 

78 Feldküchen 

45 Technische Einsatzleitungen mit 
45 Fahrzeugen 

An Jahresbeträgen fließen 4109807,­
DM jährlich in das Land Baden-Württemberg. 

Bayern 

116 Einheiten des Brandschutzes mit 
232 Löschgruppenfahrzeugen 16 TS und 
74 Rüslwagen 1 

130 Einheiten des Bergungsdienstes mit 
260 Mannschaftskraftwagen, 
130 Gerätekraftwagen, 

16 Räumgeräten, 
65 Schlauchbooten und 
21 Mehrzweckbooten 
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58 Einheiten des Instandsetzungsdienstes 
mit 

290 Instandsetzungstrupp-Kraftwagen 

126 Einheiten des Sanitätsdienstes mit 
214 Arzttruppkraftwagen, 
126 Samtätsgruppen-Kraftwagen und 
423 Krankentransportwagen 

42 Einheiten des ABC-Dienstes m~ 
84 ABC-Erkundungskraftwagen und 
42 Dekontaminationsmehrzweck-Kraft­

wagen 

42 Einheiten des Betreuungsdienstes mit 
7 Lastkraftwagen, 

21 Feldküchen, 
35 Kombiwagen und 

105 Motorrädern 

22 Einheiten des Femmeldedienstes mit 
44 Funkkraftwagen, 
44 Fernsprechkraftwagen und 
22 Geräte- und Betriebskraftwagen 

99 Verpflegungstrupps des Versorgungs­
dienstes mit 

99 Feldküchen 

96 Einheiten der Technischen Einsatzlei­
tung mit 

96 Fahrzeugen 

Aus der Bundeskasse fließen alljäMich 
5791764,- DM als Jahresbeträge in das 
Land Bayern. 

Berlin (vor der Wiedervereinigung) 
3 Einheiten des Brandschutzes mit 
6 Löschgruppenfahrzeugen 16 TS 

13 Einheiten des Bergungsdienstes mit 
26 Mannschaftskraftwagen, 
26 Gerätekraftwagen, 
2 Räumgeräten, 
7 Schlauchbooten und 
3 Mehrzweckbooten 

6 Einheiten des Instandsetzungsdienstes 
mit 

30 Instandsetzungstrupp-Kraftwagen 

16 Einheiten des Sanitätsdienstes mit 
32 Arzttrupp-Kraftwagen, 
16 Sanitätsgruppen-Kraftwagen und 
64 Krankentransportwagen 

8 Einheiten des ABC-Dienstes mit 
16 ABC-Erkundungskraftwagen und 
8 Dekontaminationsmehrzweck-Kraft­

wagen 

8 Einheiten des Betreuungsdienstes mit 
6 Lastkraftwagen und 

18 Feldküchen 

3 Einheiten des Fernmeldedienstes mit 
6 Funkkraftwagen, 
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6 Fernsprechkraftwagen und 
3 Geräte- und Betriebskraftwagen 

14 Verpflegungstrupps des Versorgungs­
dienstes mit 

14 Feldküchen 

5 Einheiten der Technischen Einsatzlei­
tung mit 

5 Fahrzeugen 

Als Jahresbeträge flossen Berlin 
636719, - DM zu. 

Mit der Wiedervereinigung gelten das Ge­
setz über den Zivilschutz, das Gesetz über die 
Erweiterung des Katastrophenschutzes und 
das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhält­
nisse der Helfer der Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk sowie die dazu erlassenen 
Verwaltungsvorschriften auch im Gebiet der 
ehemaligen DDR. Zum bisherigen Bundesge­
biet treten mit folgenden Einwohnerzahlen -
Stand: 30. 6. 1990 - hinzu: 
Berlin (Ost) mit 1 272 579 Einwohnem, 
Mecklenburg-V. mit 1945447 Einwohnern, 
Brandenburg mit 2611816 Einwohnern, 
Sachsen-Anhalt mit 2 922 032 Einwohnern, 
Thüringen mit 2 653 797 Einwohnern, 
Sachsen mit 4 841 613 Einwohnern. 

Legt man die Regelungen der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift über die Organisation 
des Katastrophenschutzes unter gleichzeiti­
ger Berücksichtigung des im bisherigen Bun­
desgebiet erreichten tatsächlichen Aufbau­
standes zugrunde, so ergibt sich für das 
Gebiet der ehemaligen DDR rein rechnerisch 
ein Bedarf von 1904 Einheiten/Einrichtungen 
des Verstärkungsteils der Erweiterung des 
Katastrophenschutzes mit ca. 38000 Helfem 
als Bundesanteil zum Bevölkerungsschutz. 
Im einzelnen würde es sich um 
273 Einhe~en des Brandschutzdienstes, 
232 Einheiten des Bergungsdienstes, 
69 Einheiten des Instandsetzungsdienstes, 

185 Einheiten des Sanitätsdienstes, 
65 Einheiten des ABC-Dienstes, 
54 Einheiten des Betreuungsdienstes, 
20 Einheiten des Veterinärdienstes, 

145 Einheiten des Fernmeldedienstes, 
468 Einheiten des Versorgungsdienstes und 
392 Einheiten der Führung 
handeln. 

Auf die Beitrittsgebiete umgerechnet er­
gäbe sich folgende Aufschlüsselung: 

Berlin (Ost) 
22 Einheiten des Brandschutzdienstes, 
18 Einheiten des Bergungsdienstes, 
5 Einheiten des Instandsetzungsdienstes 

14 Einheiten des Sanitätsdienstes, 
5 Einheiten des ABC-Dienstes, 
4 Einheiten des Betreuungsdienstes, 
1 Einheit des Veterinärdienstes, 

11 Einheiten des Fernmeldedienstes, 
37 Einheiten des Versorgungsdienstes, 
30 Einheiten der Führung. 

Mecklenburg-Vorpommern 
33 Einheiten des Brandschutzdienstes, 
28 Einheiten des Bergungsdienstes, 
9 Einheiten des Instandsetzungsdienstes, 

22 Einheiten des Sanitätsdienstes, 
8 Einheiten des ABC-Dienstes, 
6 Einheiten des Betreuungsdienstes, 
2 Einheiten des Veterinärdienstes, 

17 Einheiten des Fernmeldedienstes, 
56 Einheiten des Versorgungsdienstes, 
47 Einheiten der Führung. 

Brandenburg 
44 Einheiten des Brandschutzdienstes, 
37 Einheiten des Bergungsdienstes, 
11 Einheiten des Instandsetzungsdienstes, 
30 Einheiten des Sanitätsdienstes, 
10 Einheiten des ABC-Dienstes, 
9 Einheiten des BetreuungSdienstes, 
3 Einheiten des Veterinärdienstes, 

23 Einheiten des Fernmeldedienstes, 
75 Einheiten des Versorgungsdienstes, 
63 Einheiten der Führung. 

Sachsen-Anhalt 
48 Einheiten des Brandschutzdienstes, 
42 Einheiten des Bergungsdienstes, 
12 Einheiten des Instandsetzungsdienstes, 
33 Einheiten des Sanitätsdienstes, 
12 Einheiten des ABC-Dienstes, 
10 Einheiten des Betreuungsdienstes, 
4 Einheiten des Veterinärdienstes, 

26 Einheiten des Fernmeldedienstes, 
84 Einheiten des Versorgungsdienstes, 
71 Einheiten der Führung. 

Thüringen 
45 Einheiten des Brandschutzdienstes, 
38 Einheiten des Bergungsdienstes, 
11 Einheiten des Instandsetzungsdienstes, 
30 Einheiten des Sanitätsdienstes, 
10 Einheiten des ABC-Dienstes, 
9 Einheiten des Betreuungsdienstes, 
4 Einheiten des Veterinärdienstes, 

24 Einheiten des Femmeldedienstes, 
76 Einheiten des Versorgungsdienstes, 
64 Einheiten der Führung. 

Sachsen 
81 Einheiten des Brandschutzdienstes, 
69 Einheiten des Bergungsdienstes, 
21 Einheiten des Instandsetzungsdiens!es, 
55 Einheiten des Sanitätsdienstes, 
19 Einheiten des ABC-Dienstes, 
16 Einheiten des Betreuungsdienstes, 
6 Einheiten des Veterinärdienstes, 

43 Einheiten des Fernmeldedienstes, 
140 Einheiten des Versorgungsdienstes, 
117 Einheiten der Führung. 

Bei der AUfstellung dieser Einheiten kann 
in erheblichem Umfang auf im Gebiet der 
ehemaligen DDR vorhandenes Gerät zurück­
gegriffen werden. Im Interesse der vielbe­
schworenen Einheitlichkeit der Lebensver­
hältnisse und des SChutzes der Bevölkerung 
im Beitrittsgebiet ist es erforderlich, die rein 
rechnerisch ermittelten Zahlen möglichst 
bald in die Realität umzusetzen. 



Schnelle Hilfe mit 
"Ursula" 

Neues Rettungsboot verstärkt das Hilfeleistungspotential in Köln 

"Person im Rhein" - 38mal ga~ dieses 
Einsatzstichwort im vergangenen Jahr der 
Besatzung der Feuerlöschboot-Station am 
Kölner Rheinauhafen. Bei dem danach ablau­
fenden Rettungseinsatz spielte überwiegend 
das kleinste der drei dort stationierten Boote 
die größte Rolle. Denn mit den bei den großen 
Feuerlöschbooten - der 34 m langen "Hy­
dra" und der 20 m langen "Branddirektor 
Hans" - ist es fast unmöglich, eine im Strom 
treibende Person zu erreichen und aufzuneh­
men. Die größere Manövrierfähigkeit und die 
bessere Übersichtlichkeit sprechen bei Ret­
tungseinsätzen deshalb meist für den Einsatz 
des kleinen Rettungsbootes. 

Schnell und wendig 

Einsätze dieser Art werden in Zukunft noch 
effektiver abgewickelt werden können, denn 
die Berufsfeuerwehr Köln hat vor kurzem ihr 
aus dem Jahre 1974 stammendes Rettungs­
boot durch ein neues Modell - die "Ursula" -
ersetzt. Obwohl die neue Bezeichnung Ret­
tungsschnellboot den Unterschied zum bis­
herigen Rettungsboot bereits ausdrückt, ist 
es nicht nur schneller, sondern auch noch 
besser zu manövrieren. 

Geschwindigkeit und Manövrierfähigkeit 
in optimalem Maße wurde durch die Kon­
struktion des Bootes als Drei-Kiel-Gleiter 
erreicht. Das für den Bootsbau verwendete 
Leichtmetall bietet zum einen eine hohe 
Widerstandsfähigkeit gegen das aggressive 
Wasser des Rheins, zum anderen ließ sich 
dadurch das Leergewicht des Bootes auf 2 
Tonnen begrenzen. Das 7 m lange und 2,27 
m breite Boot hat eine Zuladung von 2,5 
Tonnen. Für Fahrt sorgt ein im Heck schall­
isoliert untergebrachter 6-Zylinder-Diesel­
motor mit einem Hubraum von 3,6 Lnern und 
einer Leistung von 147 kW (200 PS), der dem 
Boot eine Geschwindigkeit von rund 50 km/h 
verleiht. 

Praktisches Faltverdeck 

Im Gegensatz zu dem bisherigen offenen 
Boot bietet das neue Boot der Besatzung 

Wendig und übersichtlich: die neue "Ursula". 

nach oben, wie beispielsweise die Übernah­
me einer Person oder Gerät über die Bord­
wand eines größeren Schiffes, nicht zu be­
einträchtigen, ist das Dach als Faltverdeck 

ausgelegt. So läßt sich aus dem geschlosse­
nen Boot in wenigen Augenblicken ein "Ca­
brio" machen. Die vom Bug bis zum Heck 
verlaufenden, wie Überrollbügel anmutenden 

durch den geschlossenen Steuerstand einen Vier Einsatzkräften bietet der Innenraum Platz, im Vordergrund der gepolsterte Deckel des Motorraums, am 
guten Wetterschutz. Um die Aktionslähigkeit Bug die geöffneten Klappen zu den Tanks und Stauräumen. 

I BEVOLKERUNGSSCHUTZ -MAGAZIN 1 0/90 I 1 3 



Dachstreben sollen verhindern, daß das Boot 
beim Manövrieren unter Ketten oder Stahl­
seilen - wie etwa im Bereich von Anlegepon­
tons - beschädigt wird. 

Vier fest installierte Sitze bieten auch bei 
stürmischer Fahrt sicheren Halt. Vome rechts 
ist der Platz des Boolsführers, der daneben 
Sitzende bedient die Funkgeräte. Die vor dem 
Steuerstand liegende Plattform ist durch den 
verschließbaren Mittelgang zu erreichen. Un­
ter ihr befinden sich mehrere Stauräume 
sowie die beiden Kraftstotttanks mit einem 
Fassungsvermögen von je 100 Litern. Der 
Deckel des Motorraums im Heck ist auf 
seiner ganzen Länge gepolstert, womit eine 
BehandlungSfläche für die Durchführung von 
Erstmaßnahmen an Unglücksopfern zur Ver­
fügung steht. Die Aufnahme von im Wasser 
Treibenden erleichtert eine am Heck schräg 
ins Wasser klappbare Fläche, die gleichzeitig 
eine Ve~etzungsgefahr durch die Antriebs-
schraube ausschließt. Der Platz des Bootslührers; mn dem rechten Hebel kann er über 200 Plerdestär1<en verfügen. 

Der meselmotor ist In einern schallisolierten Raum untergebracht. Der Doppelschraubenantrieb sorgt für extrem ruhiges Fahren. 

Viele Möglichkeiten 

• 
Für den Kontakt zur Einsatzzentrale oder 

zu Fahrzeugen von Feuerwehr und Polizei 
verfügt das Boot über ein Funkgerät im 4-m­
Band, daneben ist es für den Funkverkehr 
von Schiff zu Schiff mit einem Rheinfunk­
Gerät ausgestattet. Die Boots-Ausstattung 

1 4 I BEVOLKEAUNGSSrnUlZ -MAGAZIN 1 (y90 I 

mit Feue~öscher, Verbandkasten und Wie­
derbelebungsgerät läßt sich je nach der Art 
des Einsatzes erweitern. So können aus den 
Beständen der Station oder aus dem dort 
ständig bereitgehaltenen Löschfahrzeug 
Schläuche, wasserfördernde Armaturen oder 
Werkzeuge übernommen werden, ebenso ist 
die Übernahme von Ölbindemitteln, Ölsper­
ren oder Sandsäcken möglich. Die hohe 

Tragfähigkeit setzt auch dem Transport eines 
Notstromaggregats oder einer Tragkraftsprit­
ze keine Grenzen. 

Um auch in der Dunkelheit agieren zu 
können, ist das Boot mit der erforderlichen 
Positionsbeleuchtung ausgerüstet. Für 
Orientierung sorgt ein großer Arbeitsstellen­
Scheinwerfer, mehrere Handscheinwerfer 
sind ebenfalls an Bord. Die gesamte Bord-



Die Feueriöschboot­
Station ist ständig 
mit vier Dienstkräf­
ten besetzt. 

Der Ponton neben dem großen Feuerlöschboot, der "Hydra", ist der liegeplatz des neuen Bootes. 

Das vom land Nord­
rhein-Westfalen be­

schaffte Feuertösch­
boot "Branddirektor 

Hans" ist seit 1984 
in Köln im Dienst. 

(Fotos: Se", Sonn­
tag [lI, BF Köln [1]) 

elektrik einschließlich blauer Rundumkenn­
leuchten und Martinshorn wird von einer 12-
Volt-Lichtmaschine gespeist. 

"Entscheidende Vorteile" 

Außergewöhnlich wie das ganze Boot ist 
auch die Art des Antriebs: Beim Doppel­
schraubenantrieb sorgen zwei auf der glei­
chen Achse hintereinander angeordnete, ge­
genläufige Schrauben für extrem ruhiges 
Fahren und geringen Treibstoffverbrauch. 
Hauptbrandmeister Helmut Bachmann, als 
Bootsführer der Feuerlöschboote bestens mit 
der Materie vertraut, zur Manövrierfähigkeit 
des neuen Bootes: "Bei der starken Fließge­
schwindigkeit des Rheins und dem regen 
Schiffsverkehr kommt es bei Rettungseinsät­
zen in hohem Maße auf die Beweglichkeit 
des Bootes an. Hier verschafft uns das 
Rettungsschnellboot entscheidende Vor­
teile." 

Doch nicht nur bei Rettungseinsätzen wird 
das neue Boot seine Stärken zeigen können, 
auch im Bereich der technischen Hilfelei­
stung findet sich ein weites Aufgabenfeld. 
Zur technischen Hilfeleistung - 53 derartige 
Einsätze verzeichnete die Feuerlöschboot­
Station 1989 - zählen etwa Sicherungsmaß­
nahmen nach Schiffskollisionen oder die 
Begrenzung ausgelaufener Schadstoffe auf 
der Wasseroberfläche . 

Ständige Personalreserve 

Zum Führen des Bootes wird der Sport­
bootführerschein und das UKW-Seefunk­
zeugnis benötigt, an entsprechend ausgebil­
detem Personal besteht bei der Berufsfeuer­
wehr Köln kein Mangel. Zudem ist von der 
vierköpfigen Besatzung der Feuerlöschboot­
Station stets ein Beamter zum Führen der 
Feuerlöschboote berechtigt, hat also das 
Feuerlöschbootpatent, das Radarpatent und 
das UKW-Seefunkzeugnis. Diese Berechti­
gung besitzen 15 Beamte der Kölner Feuer­
wehr. 

Sollten im Einsatz einmal zwei oder gar 
alle drei Boote benötigt werden, ergeben sich 
dadurch keine Schwierigkeiten. Denn durch 
den Dienstplan ist sichergestellt, daß von den 
beiden nächstgelegenen Feuerwachen je­
wei ls eine komplette Bootsbesatzung zu­
sammengestellt werden kann. Womit die 
schnelle Hilfe auf der Wasserstraße Rhein in 
Köln auch in Extremsituationen gewährleistet 
ist. - cl -
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DRK-Rettungskongreß: 

Im grauen Rock 
zum OpenAir 

Größere Vorsorge durch Gefährdungsanalysen 
vor Großveranstaltungen 

Veranstaltungen mit Zehn- oder gar Hun­
derttausenden von Besuchern, wie zum 
Beispiel das bereits legendäre Open-Air­
Konzert "The Wall" im Juli in Berlin mit 
rund 320 000 Zuschauern, werden in einer 
Zeit der Superlativen immer häufiger. Die 
Behörden genehmigen sie oft nur, wenn 
der Sanitäts- und Rettungsdienst ge­
währleistet ist. Ehrenamtliche Helfer und 

Das DRK teilt die für seine Helfer relevan­
ten Veranstaltungen in drei Kategorien ein: 
Zum einen In unbedenkliche Veranstaltun­
gen, zweitens in Veranstaltungen, die der 
einfachen Absicherung durch die Dienste der 
Organisationen bedürfen, ohne besondere 
oder ersichtliche Gefahrenneigung, und in 
Veranstaltungen, die so erheblich gefahren­
geneigt sind, daß sie nur mit behördlich 
gesteuerten und dort verantworteten Absi­
cherungsmaßnahmen genehmigt und damit 
durchgeführt werden können . 

Für die DRK-Verantwortlichen steht fest, 
daß bei den zuletzt genannten Veranstaltun­
gen hoheitliches Handeln in staatlicher Ver­
antwortung beginnen muß. "Die Beurteilung 
der Gefahrenneigung einer Veranstaltung, 
also der Gefahrenwahrscheinlichkeit oder 
Katastrophenwahrscheinlichkeit einer Veran­
staltung, obliegt den auf der entsprechenden 
politischen Ebene Handelnden und den amt­
lich für den Katastrophenschutz Verantwortl i­
ehen", führte Winfried'Glass vom DRK-Gene­
ralsekretariat auf dem Rettungskongreß in 
Saarbrücken aus. Gleichsam stellte er in 
diesem Zusammenhang fest, daß derartige 
Beurteilungen der Gefahrenneigung nicht 
primär die Aufgabe einer privaten Hilfsorga­
nisation sein kann. 

Glass betonte, daß weder das Deutsche 
Rote Kreuz noch die anderen Hilfsorganisa­
tionen eventuelle "Unaktivitäten" oder "Fehl­
entscheidungen" einer Katastrophenschutz­
Behörde durch Eigeninitiative ersetzen kön­
nen. "Unabhängig davon steht unser Selbst­
verständnis, daß das DRK mangels behördli­
chem Auftrag gegebenenfalls auch in Eigen-
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Rettungskräfte der Hilfsorganisationen 
gehören daher zum gewohnten Bild von 
Sportgroßveranstaltungen und großen 
Konzertereignissen. Ob diese Kräfte aus­
reichen, wenn es zu Massenunfällen 
kommt, scheint vielen Fachleuten frag­
lich. Auch das Deutsche Rote Kreuz wid­
mete dieser Thematik auf seinem 7. Ret­
tungskongreß in Saarbrücken eigens ein 

initiative helfend eingreift, um wertvolle Zeit 
zur Lebensrettung nicht verstreichen zu las­
sen", so Glass. 

Reichen bei besonders schweren Un­
glücksfällen und Katastrophen die bereitste­
henden örtlichen und regionalen Hilfskräfte, 
das heißt Polizei, Feuerwehr, Hilfsorganisa­
tionen und Rettungsdienst zur kurzfristigen 
Schadensbewältigung nicht aus, können Or­
ganisationen des Bundes wie das Technische 
Hilfswerk, Bundesgrenzschutz und Bundes­
wehr zur Unterstützung angefordert werden . 
Die Rechtsgrundlage hierfür bielet der Artikel 
35 im Grundgesetz. Der Sanitätsdienst der 
Bundeswehr wird grundsätzlich nur dann 
eingesetzt, wenn zivile Kräfte und Einsatz­
mittel nach Eintritt einer Katastrophe oder im 
Rahmen der dringenden Nothilfe nicht oder 
noch nicht ausreichend zur Vefügung stehen. 

"Es muß deshalb sichergestellt werden", 
betonte Glass in Saarbrücken, "daß selbst 
bei noeh schweren Unglücksfällen und Kata­
strophen das volle, reibungslose und schnel­
le Zusammenwirken aller an medizinischer 
Hilfeleistung beteiligter Kräfte, ein planmäßi­
ger gesicherter Materialeinsatz und eine 
zweckmäßige und weiträumige Verteilung 
der Behandlungsbedürftigkeit auf Kranken­
häuser und Spezialkliniken immer gewähr­
leiset ist." Hier verwies Glass auf die Richtli­
nien "Hilfeleistung der Bundeswehr bei Kata­
strophen und großen Unglücksfällen" des 
Bundesministers der Verteidigung, die Nähe­
res regeln und laut Glass eine "wertvolle Hilfe 
zur Planung und Vorbereitung" darstellen. 

Bei der Planung zur Betreuung von Groß­
veranstaltungen gibt es für die Verantwortli-

Fachsymposium. Unter dem themati­
schen Schwerpunkt "Maßnahmen zur Be­
wältigung von Unfällen bel Großveran­
staltungen" kamen die Experten zu dem 
Ergebnis, daß künftig vor derartigen 
Großveranstaltungen jeweils eine sorgfäl­
tige Gefährdungsanalyse erstellt werden 
soll. 

ehen fünf sogenannte Fixpunkte zu beach­
ten. Einmal ist stets zu bedenken, daß die 
Ansammlung und Bewegung einer großen 
Masse von Menschen ein Gefahrenpotential 
für sich bedeutet. Daß bei der Beurteilung 
von Gefahrenlagen stets die schlimmste der 
realistisch möglichen Gefahrensituationen 
der erste Maßstab für den Ansatz der Kräfte 
sein muß, man dabei aber auch auf Kosten­
gesichtspunkte und das zumeist nicht aus­
reichend zur Verfügung stehende personelle 
Potential Rücksicht zu nehmen hat. Leitet 
oder führt das Deutsche Rote Kreuz seinen 
Einsatz mit seiner Leistungsgruppe eigenver­
antwortlich, zum Beispiel in einem privat­
rechtlichen Vertragsverhältnis, muß es so 
verfahren, daß jederzeit der Eintritt behördli­
cher Führung aufgrund der Lageentwicklung 
möglich ist. Aufgrund einer Gefahrenanalyse 
durch die Genehmigungsbehörde hat gege­
benenfalls die Katastrophenschutz-Behörde 
Konsequenzen in Form von Auflagen zur 
Absicherung und unter Umständen zur Fest­
legung des Kräfteansatzes in qualitativer und 
quantitativer Hinsicht zu sorgen. 

RettungSdienste 

Laut dem DRK-Experten Glass kann der 
Rettungsdienst nicht die laufende Absiehe­
rung einer Großveranstaltung über Tage hin­
weg vornehmen. Zwar muß er sich auf die zu 
erwartende höhere Belastung einstellen und 
wird nach der Alarmierung das erste und 
schnellste dabei auch wohl das qualifizierte­
ste Einsatzpotential zur Rettung von Men-



Behörden genehmigen Gro8veranstaHungen oft nur, wenn Sanitäts- und Rettungsdienst gewährteistet sind. 

schenleben sein, jedoch stellt dies lediglich 
die Spitze des Eisbergs bzw. des Einsatzes 
dar. Denn der Rettungsdienst ist in solchen 
Situationen keinesfalls von seiner weiterge­
henden flächendeckenden Absicherungs­
pflicht für den gesamten Rettungsdienst ent­
bunden .• Der Rettungsdienst leistet qualita­
tiv hochwertige Hilfe, ist aber in der Quantität 
seiner Leistungsmöglichkeit rasch ausge­
schöpft", brachte Glass die Sachlage auf den 
Punkt. 

Es scheint nicht verantwortbar, den in 
seinen laufenden Kosten von der Solidarge­
meinschaft der Versicherten gemeinsam ge­
tragenen Rettungsdienst zugunsten von Ver­
anstaltungen, die möglicherweise nur EinzeI­
personen, Firmen oder Vereinen finanziellen 
Nutzen bringen, zu binden, die anfallenden 
Kosten der Allgemeinheit aufzulasten und die 
flächendeckende Regelversorgung für die 
Bevölkerung zu unterbrechen. .Planungen 
und Vorbereitungen in Form von Verdichtun­
gen der Dienstpläne des Rettungsdienstes 
zum Veranstaltungszeitpunkt allein gehen an 
dem zu lösenden Problem vorbei", so die 
Meinung der Fachleute im DRK. 

Ehrenamtliche Dienstleistung 

Es liegt nach Meinung von Glass im Ri$iko 
des Veranstalters, daß bei Mangel an Ein­
satzkräften der Organisationen eine Großver-

anstaltung gegebenenfalls nicht durchführ­
bar ist. .Der Veranstalter hat zu bedenken, 
daß die Absicherung in erster Linie auf 
ehrenamtlicher Dienstleistung, also auf der 
Freiwilligkeit von Mitbürgern beruht und 
nicht erzwungen werden kann", gab Glass zu 
bedenken. 

Bei Einsätzen in besonderen Einsalzberei­
chen wie Flughäfen und Rennstrecken gelten 
zudem zusätzliche Sicherheitsbestimmun­
gen. Hier fordert das DRK umfassende und 
vor allen Dingen rechlzeitige Unterstützung 
durch den Veranstalter. Auch die Alarmie­
rung nach Alarmplan muß sichergestellt sein. 
So müssen die im Einsatz befindlichen Kräfte 
die Aufgaben eines Vorkommandos erfüllen 
können. Eine Einsatzführung vor Ort ist durch 
die eingesetzten Helfer zu bilden und 
schnellstmöglich heranzuführen. Auch das 
Unterstellungsverhältnis und Linien der Zu­
sammenarbeit müssen beim Zusammenwir­
ken mehrerer Organisationen sichergestellt 
sein. In diesem Zusammenhang spie~ vor 
allen Dingen eine reibungslose und korrekte 
Kommunikation eine herausragende Rolle. 

Je nach Art und Weise einer Großveran­
staltung können sehr differenzierte Scha­
densereignisse auftreten. Allen gemeinsam 
sind Vorkehrungen für die Versorgung und 
Betreuung einer großen Zahl von Patienten, 
wobei auch die Beherrschung einer eventuel­
len Paniksituation mit einzukalkulieren ist. So 
ist nach Meinung der DRK-Experten schon in 

der Planung zu prüfen, ob es die Veranstal­
tung erforderlich macht, einen oder mehrere 
Ärzte vor Ort zu haben. 

Werden Rettungswagen, Notarztwagen 
und Rettungshubschrauber am Veranstal­
tungsort stationiert, so muß der versorgende 
Arzt die Qualifikation als Notarzt entspre­
chend den Forderungen der .Deutschen In­
terdisziplinären Vereinigung für Intensivme­
dizin und Rettungsdienst (DIVI)" vorweisen. 
Weitere Ärzte sind durch die RettungsleitsteI­
le in Rufbereitschaft zu halten. 

Großschadensfälle und Massenanfall von 
Patienten erfordern auch entsprechende Be­
reitstellung von Bettenkapazitäten in Klini­
ken, die für die Aufnahme von Notfallpatien­
ten geeignet erscheinen. Das wiederum be­
deute~ daß entsprechendes Personal in die­
sen Kliniken zur Verfügung gestellt werden 
muß .• Ohne eine gesetzliche Regelung ha­
ben verantwortungsbewußte Klinikdirektoren 
und Medizinische Chefs eine Alarmplanung 
für ihr Krankenhaus zusammen mit den 
zuständigen Verwallungschefs erstellt", 
führte Glass an. 

Das Deutsche Rote Kreuz empfieh~ allen 
DRK-Verbandsstufen bei der Annahme von 
Aufträgen zur Betreuung von Großveranstal­
tungen folgende fünf Punkte zu beachten und 
in der Vorbereitungs- und Planungsphase 
umzuselzen: 
1. Gefahrenneigung der Veranstaltung prü­

fen! Ist dies an hand der vorgelegten Un-
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terlagen nicht möglich, so sind vertiefen­
de Unte~agen und Informationen zu ver­
langen, 

2, Handelt es sich um eine zweifelsfrei un­
bedenkliche Veranstaltung, kann der be­
auftragte DRK-Verband nach seinen Mög­
lichkeiten In privatrechtlicher Vereinba­
rung diese Veranstaltung betreuen, 

3, Handelt es sich offensichtlich um eine 
Veranstaltung mit geringfügiger oder un­
wahrscheinlicher Gefahrenneigung, ist es 
ratsam, diese Einschätzung entweder 
durch die Katastrophenschutz-Behörde 
oder durch die nächsthöhere DRK-Ver­
bandsstufe bestätigen zu lassen, 

4, Handelt es sich offensichtlich um eine 
Veranstaltung mit deutlich erkennbarer, 
gegebenenfalls erheblicher Gefahrennei­
gung, sollten die Katastrophenschutz-Be­
hörde und die nächsthöhere DRK-Ver­
bandsstufe eingeschaltet werden, Für die 
Einsatzkonzeption zeichnet die Katastro­
phenschutz-Behörde verantwortlich, 
Übernimmt diese die Verantwortung für 
jegliche Einsatzkonzeptionen nicht, sollte 
vertraglich die Betreuung einer solchen 
Veranstaltung abgelehnt werden, Kata­
strophenschutz-Behörde und Veranstalter 
werden so zu einer der Gefahrenneigung 
angemessenen Vorsorge gezwungen, 

5, Unberührt davon bleiben Maßnahmen der 
Einzeldienst-Betreuung in sozialer Hin­
sicht, der Verpflegungsdienste oder tech­
nischen Dienste, 

Planung der Dienste 

Hat ein DRK-Verband die umfassende sa­
nitätsdienstliche Betreuung einer Großveran­
staltung übernommen, sollte der Planung der 
personellen, materiellen und organisatori­
schen Bedingungen nach größte Sorgfalt 
gewidmet werden, . Es ist stets der Fall 
anzunehmen, daß bei Gefährdungsanalyse 
festgestellte und zu befürchtende Gefahren 
eintreten könnten", mahnte Glass, Danach 
ist der Ansatz der Kräfte und Mittel sowie 
jegliche Zeitberechnung auszurichten, 

Eine große Masse von Menschen, die sich 
mit oder ohne Verkehrsmittel bewegt oder 
auf engem Raum zusammendrängt, stellt 
dabei für die Verantwortlichen bereits das 
Gefährdungspotential einer latenten Kata­
strophe dar. .Nimmt man als schlimmsten 
Fall nur ein Prozent dieser Menschen als 
potentielle GeSChädigte an, erhält man be­
reits eine so hohe Zahl Betroffener, daß diese 
mit den Mitteln einer üblichen Veranstal­
tungs-Betreuung nicht mehr zu bewältigen 
ist", verdeutlichte Glass die Dringlichkeit der 
Vorsorge, 

Zur Betreuung von Großveranstaltungen 
wird stets ein zumeist unbestimmtes Kontin­
gent an Sanitätskräften, oftmals direkt der 
RettungSdienst von den Veranstaltem ange-
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Der RettungSdienst ist In der Quantität seiner Lei­
slungsmöglichkeit rasch ausgeschöpft. gibt Win­
fried Glass zu bedenken. 

fordert, In der Planung soll der Rettungs­
dienst an seinem Standort informiert und 
gegebenenfalls verstärkt werden; der Dienst 
des Deutschen Roten Kreuzes bei der Veran­
staltung erfolgt durcb Kräfte des Sanitäts­
dienstes, Diese sind mit dem Rettungsdienst 
sowie den anderen Fachdiensten, die das 
DRK wahrnimmt, und den Fachdiensten, die 
andere Organisationen wahrnehmen, tak­
tisch zu koordinieren, 

. Die Katastrophenschutz-Behörde sollte 
bei den erheblich gefahrengeneigten Groß­
veranstaltungen zumindest schriftlich die 
Planung bestätigen und diese zu einer der 
Grundlagen der Genehmigung der Veranstal­
tung durch die Ordnungsbehörde machen", 
formulierte Glass den Willen der mit dieser 
Thematik vertrauten Experten des DRK, 

Rechtzeitig vor dem Einsetzen des Zu­
stroms an Menschen zu der Großveranstal­
tung soll der DRK-Verband bei der Katastro­
phenschutz-Behörde die erfolgten Planun­
gen, Vorsorge maßnahmen etc, abfragen, 
Sind die vereinbarten oder für erfolgreich 
erachteten Vorsorgemaßnahmen nicht er­
folgt, so ist sofort die nächsthöhere DRK­
Verbandsstufe zu benachrichtigen, die auf 
der Ebene ihrer Ansprechpartner bei den 
Behörden um Nachbesserung bemüht sein 
muß, 

In die Gedankenarbeit bei der Planung, so 
Glass, ist bei gefahren geneigten Großveran­
staltungen stets das gesamte Potential ein­
zubeziehen, das im Falle eines größeren 
Schadensereignisses tatsächlich zum Ein­
satz gebracht werden müßte, Hierzu gehören 
alle Potentiale des örtlichen Katastrophen­
schutzes, anderer Organisationen, Polizei, 
Bundesgrenzschutz und gegebenenfalls 
Bundeswehr, alle entsprechenden Dienste in 
Nachbarorten oder -kreisen, 

Als Hilfestellung sollte zur Veranstaltungs­
planung ein .Alarmkalender" auf der Grund­
lage der Alarmplanung zur Hand sein, 

Die Kosten für eine angemessene Absi­
cherung der Veranstaltung hat grundsätzlich 
der Veranstalter zu tragen, Lehnt der Veran­
stalter die Kostenübernahme ab oder ver­
sucht er über ein nachvollziehbares Maß 
hinaus die Kosten durch Einschränkung der 
Vorsorge zu drücken, sollte die Veranstal­
tungsbetreuung abgelehnt werden, Dem ge­
genüber steht die Pflicht des Gesamtverban-

, des DRK, keinesfalls durch überzogene Pla­
nungen oder finanzielle Forderungen das 
Vertrauen in die Notwendigkeit der von Fach­
leuten ausgearbeiteten und vorgelegten Vor­
sorgemaßnahmen zu beeinträchtigen, 

Planung und Betreuung 

Zur Planung der Betreuung von Großver­
anstaltungen werden insbesondere benötigt: 
- Programm mit genauen Angaben der Zeit­

abläufe und Geschehnisse, 
- Karten, Pläne, Zeichnungen oder andere 

Darstellungen des Veranstaltungsgelän­
des einschließlich Sperrzonen, Flucht­
und Rettungswege, 

- nachvollziehbare Berechnungen über die 
vermutete Anzahl der teilnehmenden 
Menschen und deren An- und Abmarsch­
wege, 

- Informationsübersicht über alle Ansprech­
partner in der Planung, während des 
Ablaufs der Veranstaltung und gegebe­
nenfalls im Einsatz, 

- Unte~agen über besondere Gefährdungen 
und spezielle Sicherheitsvorschriften, 

- Dienstplan für das Einsatzpotential, 
- Versorgungsmöglichkeiten, 
- Materialdepots mit Mat-Übersichten, 
- Fernmeldeskizzen, 
- Ablaufpläne oder Alarmierungskalender 

für bestimmte Notfallarten, 
- vorbereitete Suchdienstarbeit, Medienar­

beit und Meldewesen an den übergeord­
neten Verband, 

- ReselVen, 

Vorbereitungen 
tür den Einsatz 

Alle Führungs- und Spezial kräfte nehmen 
einige Tage vorher an einer eingehenden 
Besprechung und Unterrichtung über den 
Einsatz bei der Veranstaltung teil. Sie sind 
über das latente Gefahrenpotential aufzuklä­
ren, und die Verhaltensmuster und Hand­
lungsabläufe bei jeder denkbaren Art von 
Schadensereignis sind zu besprechen, Hier­
zu gehören auch die Fürsorge für in Not und 
Angst geratene Helferinnen und Helfer sowie 



die allgemeinen und speziellen Unfallverhü­
tungsvorschriften. Zu diesem Gespräch sollte 
ein Vertreter der Katastrophenschutz-Behör­
de eingeladen werden. Alle Führungs- und 
Spezial kräfte unterrichten im Sinne ihres 
Auftrages und für ihren Bereich ihre Helferin­
nen und Helfer, sofem diese nicht schon an 
der Vorbesprechung teilgenommen haben. 

Unmittelbar vor dem Einsatz (dieser be­
ginnt mit dem Zustrom der Menschen zum 
Veranstaltungsort) ist das technische Gerät 
auf Betriebsbereitschaft, Funktionsfähigkeit, 
Vollzähligkeit und Vollständigkeit zu überprü­
fen. Ebenso sind die Helferinnen und Helfer 
auf Vollzähligkeit, Vollständigkeit der Aus­
stattung, Einteilung nach Ausbildungsstand 
und erfolgte Einweisung in den Aufgabenbe­
reich zu überprüfen. 

Es ist sicherzustellen und gegebenenfalls 
zu üben, daß alle im Einsatz befindlichen 
Helferinnen und Helfer wissen und beherr­
schen, wie sie sich im Falle optisch oder 
akustisch erkennbarer Schadensfälle, auf­
grund von Alarmierungen per Funk, Fern­
sprecher, Hand- oder anderen Zeichen zu 
verhalten haben. Hierzu gehört der Übergang 
von Einzeldienst als Sanitätshelfer in eine 
gegliederte funktionierende Einsatzeinheit. 
Gleichzeitig muß diese Einheit mit ihrer Füh­
rung unverzüglich in der Lage sein, sich 
einem Führungs- oder Leitungsorgan zu un­
terstellen, Lagemeldungen abzugeben, Ein­
satzaufträge auszuführen oder allgemein im 
Sinne des Auftrages zu handeln und mit 
anderen Diensten aller Art unter Vermeidung 
jeglicher Anfangsreibung zusammenzuar­
beiten. 

Mit dem Veranstalter und mit den zustän­
digen Behörden ist in der Phase der Vorberei­
tung des Einsatzes bis zu seinem Abschluß 
Verbindung zu halten. Handelt es sich um 
Stäbe oder stabähnliche Leitungsorgane 
beim Veranstalter und ist der Stab der Kata­
strophenschutz-Behörde auch nur teilweise 
aktiviert, sollen konkret Verbindungsbeauf­
tragte des DRK dorthin entsandt werden. Die 
Einsatztührung des Deutschen Roten Kreu­
zes achtet in Verbindung mit der Polizei , der 
Feuerwehr und den Organen des Veranstal­
ters darauf, daß erforderliche Sicherheitszo­
nen, Rettungs- und Fluchtwege frei bleiben, 
die Einsatzfahrzeuge und Materiallager nicht 
blockiert werden und der Bereitschaftsstand 
von Einsatzpotential, das rufbereit ist, ge­
währleistet bleibt. 

Die Einheiten, Einrichtungen und alle im 
Einzeldienst tätigen Helferinnen und Helfer 
sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Deutschen Roten Kreuzes arbeiten im Einsatz 
vorbehaltlos mit allen anderen Organisatio­
nen, mit den Behörden, mit der Bundeswehr 
und alliierten Streitkräften, mit ausländi­
schem Hilfspotential und auch gewerblichen 
Firmen zum Zweck wirksamer Hilfeleistung 
zusammen und bereiten sich darauf - gege­
benenfalls in gegenseitiger Information -
vor. Auch wenn die Großveranstaltung zu-
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nächst allein vom Deutschen Roten Kreuz 
betreut wird, ist für den Fall eines Großscha­
densereignisses grundsätzlich von der Zu­
sammenarbeit mit allen anderen Hilfspo­
tentialen, die zum Einsatz kommen können, 
auszugehen. 

Um eine reibungslose Zusammenarbeit zu 
sichern, ist es ratsam, mit allen Trägern von 
Hilfspotentialen im Umkreis des eigenen Zu­
ständigkeitsbereichs Erfahrungsaustausch 
und gegenseitige Unterrichtung über Beson­
derheiten in jeder Hinsicht (Material, Perso­
nal, besondere Regelungen, Sicherheitsvor­
schriften und Rechtsfragen) im Rahmen der 
laufenden Ausbildung zu pflegen. Dies ist 
insbesondere wichtig in der Zusammenarbeit 
mit der Bundeswehr, mit im Zuständigkeits­
bereich liegenden ausländischen Streitkräf­
ten und grenzüberschreitend mit den Nach­
bar-Rotkreuzgesellschaften und anderen 
Einsatzdiensten sowie in den Grenzgebieten, 
wo mit grenzüberschreitenden Hilfeleistun­
gen bilateral gereChnet werden muß. 

Schwerpunkte der 
Vorsorgeplanung 

Die zuständige Katastrophenschutz-Be­
hörde ist zu unterrichten und um eine Gefähr­
dungsanalyse bzw. über andere Angaben 
über Gefährdungen zu bitten. Gegebenenfalls 
hat das Deutsche Rote Kreuz eine eigene 
Gefährdungsanalyse auszuarbeiten, vorzu­
tragen und uni die erforderlichen Maßnah­
men nachzusuchen. 

Über die Veranstaltungsbetreuung hinaus 
müssen die Rettungsleitstelle, Leitstellen der 
Polizei und der Feuerwehr, Krankenhäuser 
einschließlich weiter entfemter Krankenhäu­
ser mit Spezialkapazitäten (z. B. für Verbren­
nungen), die Blutspendezentrale, das Vertei­
digungskreiskommando, übergeordnete Ver­
bandsstufe des DRK sowie allen voran die 
Katastrophenschutz-Behörde informiert und 
über Lageänderungen orientiert sein. 

In Rufbereitschaft hat das DRK die DRK­
Leitungsgruppe (sofern diese nicht schon 
den DRK-Einsatz zur Veranstaltungsbetreu­
ung leitet), das Kreisauskunftsbüro, den Rot­
kreuz-Beauftragten bei der zuständigen Be­
hörde, Spezialkräfte für die Öftentlichkeitsar­
beit (falls nicht wegen der Veranstaltung 
ohnehin vor Ort), Betreuungs- und Soziale 
Dienste sowie, falls erforderlich, Dolmet­
scher oder fremdsprachige Helferinnen und 
Helfer zu halten. 

Nachbereitung des Einsatzes 

Unabhängig, ob es bei einer Veranstal­
tungsbetreuung zu Schadensereignissen ge­
kommen ist oder nicht, sollte stets eine 

Nachbereitung des Einsatzes statlfinden. 
Diese soll unter anderem klären, ob der 
Kräfteeinsatz und das Material einschließlich 
der Kfz richtig ausgewählt und bereitgestellt 
waren. Haben die Fernmelde-Verbindungen 
ordnungsgemäß funktioniert? Wie hat die 
Zusammenarbeit zwischen dem Veranstal­
te r, ggf. den Behörden und anderen Organi­
sationen und dem DRK funktioniert? Haben 
die eingesetzten Helferinnen und Helfer von 
der Ausbildung und dem Wissensstand her 
den Anforderungen genügt? Was ist in Zu­
kunft verbesserungsbedürftig? 

"Das Ergebnis der NaChbereitung sollte 
zumindest in einem internen Bericht schrift­
lich festgehalten und somit dokumentiert 
werden. Dieser Bericht gehört dann zu den 
Unterlagen zur Vorbereitung eines nächsten 
Einsatzes zur Betreuung einer Großveranstal­
tung" , schloß Winfried Glass seine Ausfüh­
rungen. 

Rechtliche Vorgaben 

Die rechtlichen Vorgaben bei der Vorberei­
tung einer Großveranstaltung behandelte Dr. 
Hellmut Oe hier, Ministerialdirigent a. D. aus 
Starnberg, in seinem Referat an läßlich des 
DRK-Rettungskongresses. Denn nahezu al­
len Veranstaltungen und damit auch Groß­
veranstaltungen ist eigentümlich, daß sie 
vom Veranstalter bei der zuständigen Behör­
de angezeigt oder von ihr genehmigt werden 
müssen. So hat die Behörde die Möglichkeit, 
die Veranstaltung zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung von Auf­
lagen abhängig zu machen oder unter be­
stimmten Voraussetzungen ganz zu ver­
bieten. 

In Stichworten führte Dr. Oe hier einige 
Gesetze und Verordnungen über Veranstal­
tungen auf. Zum einen das Versammlungs­
gesetz, ein Bundesgesetz, das unter einer 
Versammlung die Zusammenkunft einer 
meist größeren Anzahl von Menschen ver­
steht, die in einer bestimmten öffentlichen 
Angelegenheit ihre Meinung kundtun wollen, 
im Gegensatz zu einer mehr oder weniger 
zufälligen sonstigen Ansammlung von Men­
schen. Des weiteren nannte Dr. Oehler das 
Luftverkehrsgesetz (Paragraph 24), das öf­
fentliche Lutlfahrtveranstaltungen, also zum 
Beispiel Flugtage, einer Genehmigungs­
pflicht unterwirft, mit der Möglichkeit, daß 
die zuständige Behörde die Genehmigung 
unter Auflagen erteilt oder, wenn diese nicht 
ausreichen, auch ganz versagt. 

Auch die Straßenverkehrsordnung (para­
graph 29), die beispielsweise Rennveranstal­
tungen mit Kratlfahrzeugen nur mit einer 
Ausnahmegenehmigung zuläßt und die für 
Radrennen, Volksmärsche mit mehr als 500 
Personen, Umzüge bei Volksfesten und Ähn­
lichem eine Erlaubnispflicht vorschreibt, mit 
der Möglichkeit, Bedingungen zu stellen und 
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Obwohl sie eine öffentliche Aufgabe des Staates erfüllen, werden die Hitfsorganisationen rein privatrechtlich tätig. 

Auflagen zu machen oder die Veranstaltung 
unter bestimmten Umständen zu verbieten, 
spielt eine große Rolle. 

Als letztes erwähnte Dr. Dehler die Gewer­
beordnung (Paragraph 60), welche die Ver­
anstaltung von Volksfesten anzeigepflichtig 
macht mit der Möglichkeit, die Veranstaltung 
zu verbieten, falls Auflagen zum Schutz der 
öffentlichen Sicherheit und Drdnung nicht 
ausreichen. 

.Soweit die genannten Bundesgesetze 
und Verordnungen nicht zur Anwendung 
kommen, bestehen in allen Sicherfleits- und 
Drdnungsbehördengesetzen oder anderen 
Gesetzen der Länder Anzeigenpflichten für 
bestimmte Veranstaltungen oder auch Er­
laubnispflichten, wenn Gefahren für die öf­
fentliche Sicherheit nicht ausgeschlossen 
werden können", so der Referent. 

Zentrales Anliegen aller dieser Gesetze ist 
es, die zuständige Behörde zur Prüfung der 
Frage zu veranlassen, ob die Durchführung 
der beabsichtigten Veranstaltung Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit, also insbeson­
dere für die Unversehrtheit von Leben, Ge­
sundheit oder Sachgütern der Allgemeinheit, 
erwarten läßt. 

Bei der Prüfung der Frage, ob eine Veran­
staltung, insbesondere eine Großveranstal-
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tung, nur unter Auflagen zu genehmigen oder 
zu verbieten ist, muß die zuständige Behör­
de, ausgehend vom Erkenntnisstand, der 
sich vor der Veranstaltung gewinnen läßt, 
eine Gefährdungsanalyse vornehmen. Zu 
diesem Zweck muß die Behörde neben dem 
Veranstalter in der Regel alle mit der Gefah­
renabwehr befaßten Stellen anhören. 

Selbst wenn die zuständige Behörde die 
Veranstaltung unter entsprechenden Aufla­
gen genehmigt oder bei Anzeigepflichtigkeit 
auch nur geduldet, also nicht verboten hat, 
ist sie laut Dr. Dehler ihrer Verantwortung für 
das gesamte Geschehen nicht entledigt: 
.Aus der umfassenden Schutzpflicht des 
Staates, die im Hinblick auf das Grundrecht 
auf Leben und körperliche Unversehrthe~ in 
Artikel 2 Grundgesetz vorgegeben ist, ergibt 
sich, daß die Gefahrenabwehr verfassungs­
rechtlich eine staatliche Pflichtaufgabe ist." 
Dies auch, wenn es keine entsprechende 
ausdrückliche Zuweisung in irgendwelchen 
Rechtsnormen gibt, und Gefahrenabwehr 
heute gemeinhin alles staatliche Handeln 
verstanden wird, das der Verhütung und 
Unterbindung von Verstößen gegen die öf­
fentliche Sicherheit dient. Wobei zur Gefah­
renverhütung bereits die Pflicht der Sicher­
heitsbehörden zur Vorbeugung gehört, so-

weit nicht andere Stellen zuständig sind. 
.Auch ein Unterlassen t1er Sicherheitsbehör­
den kann also die Schutzpflicht des Staates 
verletzen und damit rechtswidrig sein", 
schlußfolgerte Dr. Dehler. 

Rein privatrechtlieh 

Soweit das DRK und andere Hilfsorganisa­
tionen mit der Durchführung des (organisier­
ten) Rettungsdienstes über Verträge nach 
den Rettungsdienstgesetzen der Länder be­
auftragt sind, werden sie, wie der Sanitäts­
dienst, rein privatrechtlieh tätig, obwohl sie 
eine öffentliche Aufgabe des Staates erfüllen. 
Die Hilfsorganisationen leisten also gegen­
über den Sicherheitsbehörden keine Amtshil­
fe, wie sie sonst jede Behörde einer anderen 
Behörde als ergänzende Hilfe nach Artikel 35 
des Grundgesetzes zu leisten hat. .Diese 
Rechtslage ändert natürlich nichts daran" , so 
Dr. Dehler, .daß in der Regel die Kreisbehör­
den nach den Rettungsdienstgesetzen der 
Länder im Auftrag des Staates die Gesamt­
verantwortung für das Funktionieren des 
Rettungsdienstes im Rahmen ihrer überwa­
chenden Tätigkeit haben." 



Bei der Beantwortung der Frage, ob der 
Rettungsdienst rechtlich verpflichtet ist, Auf­
gaben im Rahmen von Veranstaltungen, also 
auch bereits im Vorfeld einer Großveranstal­
tung, zu übernehmen, ergeben sich rechtli­
che Probleme. Denn es ist primär Aufgabe 
des Rettungsdienstes, im konkreten, also 
bereits eingetretenen Notfall, Hilfe zu leisten. 
Hat also die Genehmigungsbehörde dem 
Veranstalter einer Großveranstaltung zur Auf­
lage gemacht, einen ausreichenden Ret­
tungsdienst sicherzustellen, so entsteht wie­
derum die Frage, ob die Durchführenden des 
Rettungsdienstes verpflichtet sind, mit dem 
Veranstalter entsprechende privatrechtliche 
Verträge (Dienstverträge im Sinne des Bür­
gerliChen Gesetzbuches) abzuschließen oder 
nicht. 

Im Bayerischen Rettungsdienstgesetz ist 
hierzu in Artikel 6 bestimmt, daß zum vor­
übergehenden Einsatz bei Großveranstaltun­
gen mobile Rettungswachen eingerichtet 
werden können. Eine ähnliche Vorschrift be­
findet sich in Paragraph 5 des Saarländi­
schen RettungSdienstgesetzes. Die Gesetze 
der anderen Länder enthalten hierüber keine 
Vorschriften. "Man wird gleichwohl die Mei­
nung vertreten können, daß zumindest in den 
Fällen, in denen sich nach Gefahrenträchtig­
keit der Veransta~ung die vorgegebene ab­
strakte Gefahr verdichtet, die Durchführen­
den des RettungSdienstes verpflichtet sind, 
über ihre RettungsleitsteIlen entsprechende 
mobile Rettungswachen einzurichten. Daß 
sich diese Fälle also nicht wesentlich von den 
Fällen unterscheiden, wo bei konkreter Ge­
fahr, etwa bei Banküberfällen mit Geiselnah­
me oder bei einem angedrohten Selbstmord 
durch Sprung vom Dach, Einrichtungen des 
Rettungsdienstes vor Ort bereitgestellt wer­
den. Ist man der hier vertretenen Auffassung, 
dann hat der Veranstalter einen Rechtsan­
spruch auf eine entsprechende Bereitstel­
lung des Rettungsdienstes, wenn nicht trifti­
ge Gründe dagegen sprechen, wie beispiels­
weise anderweitige Überlastung", erläuterte 
Dr. Oehler dem Plenum. 

Rechtliche Probleme können auch entste­
hen, wenn eine Sicherheitsbehörde, die nicht 
gleichfalls Aufsichtsbehörde über den Ret­
tungsdienst ist, unabhängig von dem unter 
Auflagen erteilten Genehmigungsbescheid 
verlangt, zusätzliche Kräfte und Fahrzeuge 
des Rettungsdienstes für die betreffende 
Veranstaltung vor Ort bereitzustellen. "Hier 
wird überwiegend die Meinung vertreten, 
daß die Aufgaben des Rettungsdienstes, wie 
sie durch die Rettungsdienstgesetze festge­
legt sind, nicht zu den Aufgaben der Sicher­
heitsbehörden gehören", so Dr. Oe hier. Er 
begründete dies damit, daß es sich hier um 
Spezialgesetze handele; die Durchführen­
den, also die Hilfsorganisationen, insoweit 
keine eigenen Aufgaben wahrnehmen. 

"Sie können auch nicht von der Sicher­
heitsbehörde oder der Polizei herangezogen 
werden", fuhr Dr. Oehler f.ort. "Die Entschei-

dung über den Einsatz des Rettungsdienstes 
liegt also allein bei der Rettungsleitstelle und 
kann von der Sicherheitsbehörde oder der 
Polizei rechtlich nicht beeinflußt werden. " 
Jedoch betonte Dr. Oe hier, daß es sich hier 
um rein rechtliche Ausführungen handelt, die 
eine vernünftige Zusammenarbeit aller Be­
teiligten natürlich nicht ausschließen sollen. 

Kein Rechtsanspruch 

Die Genehmigungsbescheide für Großver­
anstaltungen enthalten meist allgemeine 
Auflagen, wie etwa: "Neben dem Rettungs­
dienst ist auch ein ausreichender Sanitäts­
dienst bereitzustellen" . Manchmal sind die 
Auflagen auch konkreter. "Erfreulicherweise 
ist nun die Rechtslage beim Sanitätsdienst 
verhältnismäßig einfach: Deutsches Rotes 
Kreuz, Arbeiter-Samariter-Bund, Johanniter­
Unfall-Hilfe und Malteser-Hilfsdienst sind als 
Einrichtungen des Privatrechts, also meist 
als eingetragene Vereine, grundsätzlich in 
ihrer EntSCheidung frei , ob sie für eine Veran­
staltung ihre Sanitäts kräfte zur Verfügung 
stellen oder nicht", beschrieb Dr. Oehler die 
Sachlage. 

Auch hier hat also der Veranstalter keinen 
Rechtsanspruch auf das Tätigwerden der 
Organisationen. Natürlich, so der Referent, 
werden diese Organisationen dem Veranstal­
ter nach ihrem SelbstverStändnis und ihren 
satzungsmäßigen Aufgaben in aller Regel 
entgegenkommen und mit ihm einen privat­
rechtlichen Vertrag abschließen. Umgekehrt 
ist der Veranstalter in der Auswahl der Hilfs­
organisationen frei, wenn sie in der Lage 
sind, die Auflagen des Genehmigungsbe­
scheides zu erfüllen. Dr. Oe hier warnte das 
DRK und die anderen Hilfsorganisationen 
davor, sich unter allen Umständen darum zu 
bemühen, bei Großveranstaltungen ihre 
Dienste anzubieten, wenn beispielsweise die 
eigenen Kräfte nur knapp bemessen sind und 
andere satzungsgemäße Aufgaben dadurch 
vernachlässigt werden müßten. 

"Sollte allerdings in einem staatlichen 
Zuwendungsbescheid der Zuwendungs­
zweck, also die Durchführung des Sanitäts­
dienstes, eindeutig festgelegt worden sein, 
dann könnte dieser Zuwendungszweck wi­
derrufen werden, wenn triftige Gründe für die 
Verweigerung eines Vertragsabschlusses mit 
dem Veranstalter nicht vorliegen", folgerte 
Dr. Oehler. Er empfahl aus diesem Grund 
stets sorgfältig abzuwägen und notfalls die 
Entscheidung der nächsthöheren Stelle ein­
zuholen. 

Eine Beratungstätigkeit des DRK gegen­
über der Genehmigungsbehörde bei deren 
Vorarbeit für den Erlanß oder auch die Versa­
gung der Veranstaltungsgenehmigung, also 
bei Erstellung einer Gefährdungsanalyse, ist 
nach § 676 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
grundsätzlich ohne Verbindlichkeit. Für den 
vom DRK nach seiner Erkenntnis und seinem 

Ermessen erteilten Rat besteht keine Haftung 
auf Schadensersatz, wenn die Empfehlung 
zwar gewissenhaft erteilt wurde, sich aber im 
nachhinein als unrichtig herausstellt. Haftun­
gen für den Inhalt einer Empfehlung können 
allerdings dann entstehen, wenn diese er­
kennbar für den Empfänger von Bedeutung 
sind und er sie mangels eigener Fachkennt­
nis zur Grundlage wesentlicher Entschlüsse 
macht. "Schließlich besteht nach der Recht­
sprechung des Bundesgerichtshofes (Band 
61 , Seite 176) eine Pflicht des Beraters zur 
Richtigstellung seiner Empfehlungen, wenn 
sich nachträglich (hier also vor der Erteilung 
eines Bescheides) herausstellt, daß die Bera­
tung fehlerhaft war. 

Aus den vorangegangenen Ausführungen 
kann die Erkenntnis erlangl werden, daß bei 
Genehmigungsverfahren für Großveranstal­
tungen nur in ganz engen Grenzen eine 
Verantwortlichkeit des DRK für etwaige Beur­
teilungsfehler der Genehmigungsbehörde 
hergeleitet werden kann. "Wenn das DRK es 
allerdings hinnimmt, wie ich es dem Geneh­
migungsbescheid für eine Großveransaltung 
entnehmen konnte, daß die Behörde als 
Auflage gegenüber den Veranstaltern ledig­
lich vorschreibt: ... es ist ein SanitätSdienst 
einzurichten. Die Zahl der erforderlichen Sa­
nitäter und Ärzte .. . ist im Einvernehmen mit 
dem DRK festzulegen; dann ist das DRK 
hinsichtlich der Gefahrenprognose voll in die 
Verantwortung mit eingebunden", wamte Dr. 
Oehler. Gegen solche vagen Auflagen sollte 
das DRK seiner Meinung nach gegenüber der 
Genehmigungsbehörde stets Gegenvorstel­
lungen erheben, notfalls eine Mitwirkung 
ganz ablehnen. 

Zum Anschluß behandelte Dr. Oehler die 
Frage, wie nun die Rechtslage im zweiten 
Stadium des Verfahrens ist, wenn der Veran­
stalter zur Erfüllung einer Auflage mit dem 
DRK einen Vertrag über die Bereitstellung von 
Helfern, Fahrzeugen etc. abschließt. Recht­
lich sind solche Verträge "Dienstverträge" im 
Sinne der §§ 611 ff. des Bürgerlichen Ge­
setzbuches. Danach ist derjenige, welcher 
Dienste zusagt (das DRK), zur Leistung der 
versprochenen Dienste, der andere Teil (Ver­
anstalter) zur Gewährung der vereinbarten 
Vergütung verpflichtet. 

"Ich habe trotz zahlreicher Recherchen bei 
den verSChiedensten DRK-Kreisverbänden 
nicht in einem einzigen Fall, also selbst bei 
Großveranstaltungen mit erheblichem Gefah­
renpotential, feststellen können, daß schrift­
liche Verträge mit dem Veranstalter abge­
schlossen wurden", führte Dr. Oehler aus. 
NatürliCh, so ergänzte der Referent, sind 
auch mündliche oder auch telefonische Ver­
einbarungen gegenseitige Verträge im Sinne 
des Bürgerlichen Gesetzbuches, und wie alle 
Verträge sind auch diese Absprachen einzu­
halten. 

"Schriftliche Verträge bestehen nach mei­
ner Kenntnis eigentlich nur dort, wo ständig 
sich wiederholende Veranstaltungen vor-
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kommen, beispielsweise bei Fußballveran­
staltungen In bestimmten Stadien. Über die 
wesentl ich problematischeren GroBveran­
staltungen, die ad hoc stattfinden, also keine 
Routinefälle sind, gibt es keine Vertragsmu­
ster oder ähnliche Grundlagen", so Dr. 
Dehler. 

Aufgrund dieser Tatsache empfahl der 
Referent, eine Arbeitsgruppe zu bilden, die 
einen Mustervertrag entwirft, der den Kreis­
verbänden beim Vertragsabschluß mit dem 
Veranstalter eine rechtliche Hilfestellung 
gibt. 

Aktivierung des 
Katastrophenschutzes 

Alle Katastrophenschutz-Gesetze der län­
der, gleich wie sie den Begriff der Katastro­
phe definieren, behandeln nur den abweh­
renden Katastrophenschutz, also den Einsatz 
der Kräfte und Hilfsmittel unter einheitlicher 
Leitung der Kreisbehörde im konkreten Ge­
fahren fall. Abstrakte Gefahren, die im Geneh­
migungsverfahren für eine Großveranstal­
tung zu berücksichtigen sind, sind niemals 
Gegenstand der Katastrophenschutz-Ge­
setze. 

Daran ändert auch die Tatsache nichts, 
daß im Bayenschen Katastrophenschutz-Ge­
setz in Artikel 3 Absatz 1 bestimmt ist, daß 
die Katastrophenschutz-Behörde den Einsatz 
leitet, in deren Gebiet die Katastrophe droht 
oder ausgebrochen ist (in einigen anderen 
Gesetzen unter dem Begriff .Katastrophen­
Voralarm" zusammengefaßt). Unter .dro­
hen" ist hier bereits eine konkret drohende 
Gefahr zu verstehen, wie zum Beispiel das 
Heranrollen einer HochwasserweIle auf ein 
Gebiet zu, in dem im Augenblick noch keine 
Überflutung eingetreten ist. 

Selbst wenn es femer in einigen Katastro­
phenschutz-Gesetzen heißt, daß technische 
(örtliche) Einsatzleiter bestimmt werden kön­
nen, und zwar in Ausnahmefällen auch im 
voraus, bedeutet dies laut Dr. Oehler ledig­
lich, daß Ort und Art einer möglichen Kata­
strophe ganz konkret fixierbar sein müssen, 
zum Beispiel in einem Sprengstoffbetrieb. 
Würde eine Gefahrenprognose in dieser Form 
auf eine geplante Großveranstaltung zutref­
fen, dürfte diese gar mcht genehmigt 
werden. 

• Was schließlich In einigen Katastrophen­
schutz-Gesetzen unter dem Begriff ,vorbeu­
gender oder vorbereitender Katastrophen­
schutz' zusammengefaßt ist, bedeutet im 
wesentlichen nur die Verpflichtung der Kata­
strophenschutz-Behörden, Katastrophen­
Schutzpläne auszuarbeiten, Einsatzstäbe zu 
bilden, Übungen abzuhalten sowie sonstige 
materielle und personelle Vorkehrungen zu 
treffen. Mit diesen Pflichten korrespondiert in 
den Katastrophenschutz-Gesetzen im vorbe­
reitenden Bereich, also im Vorfeld von Einsät-
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Dr. Hellmut Oehler warnt die Hitfsorgantsationen davor, Dienste anzubieten, wenn die eigenen Kräfte nur 
knapp bemessen sind. 

zen, die Pflicht anderer Behörden, der Feuer­
wehren, der freiwilligen Hilfsorganisationen 
und anderer Stellen zur entsprechenden Mit­
wirkung", so Dr. Oe hier. 

Auch die Einheiten des erweiterten Kata­
strophenschutzes, des Technischen Hilfs­
werkes, der Bundeswehr und des Bundes­
grenzschutzes haben nach Artikel 35 Grund­
gesetz und den dazu ergangenen Vorschrif­
ten sowie nach dem THW-Helferrechtsgesetz 
nur die Pflicht, im konkreten Fall, also bei 
Katastrophen, öffentlichen Notständen und 
besonders schweren Unglücksfällen sowie in 
Fällen dringender Nothilfe und bei unmittel­
bar bevorstehender Katastrophenlagen zu 
helfen. Jegliche andere Hilfeleistung der ge­
nannten Organisationen, auch die vorsorgli­
che Bereitstellung von Kräften bei genehmig­
ten Großveranstaltungen, also bei lediglich 
abstrakter Gefahrenlage, muß mit den zu­
ständigen Dienststellen gesondert vereinbart 
werden, ist In der Regel kostenpflichtig und 
wird meist nur in Ausnahmefällen geneh­
migt. 

Problem durch Übung 
überbrückt 

.Das heißt: Alle Katastrophenschutz-Ge­
setze der Länder greifen erst bei konkreter 
Gefahrenlage und im Schadensfalle selbst. 
Ein Zurückgreifen auf die Sicherheits- und 
Ordnungsgesetze der Länder hilft auch nur in 
der Richtung, daß eine Großveranstaltung 
eben verboten werden muß, wenn es dem 
Veranstalter nicht gelingt, zur ErfÜllung der 

Auflagen die entsprechenden Kräfte auf frei­
williger Basis herzubringen, wenn man ein­
mal von der Polizei mit ihrer ständigen Gefah­
renabwehrpflicht absieht", so Dr. Oehler. 
Selbstverständlich kann nun die Katastro­
phenschutz-Behörde, die meist zugleich Si­
cherheitsbehörde ist, anordnen, daß ihre 
hauptamtlichen Kräfte, also die hauptamtli­
chen Mitglieder des Katastrophenschutz­
Stabes oder ihre Berufsfeuerwehrbeamten 
im Rahmen ihrer Weisungsgebundenheit bei 
Großveranstaltungen vor Ort bereitstehen 
oder im Rahmen einer Rufbereitschaft er­
reichbar sind. Für die Kräfte der Freiwilligen 
Feuerwehr und des Rettungsdienstes gilt 
dies nur in Ausnahmefällen (Stichworte: 
Brandsicherheitswache, mobile Rettungs­
wache). 

Wenn nun eine Katastrophenschutz-Be­
hörde der Überzeugung ist, daß entspre­
chend den Auflagen im Genehmigungsbe­
scheid und auch daruber hinaus zur Koordl­
nierung aller Kräfte eine einheitliche Einsatz­
leitung mit Weisungsbefugnis dringend not­
wendig ist, bleibt nur die Möglichkeit, eine 
Katastrophenschutz-Übung, allerdings abge­
stimmt auf die Großveranstaltung, anzuset­
zen. Dies hat zur Folge, daß auch die freiwilli­
gen Helfer erscheinen müssen und den Wei­
sungen der Katastrophenschutz-Behörde un­
terstehen. "Auch wir in Bayern haben bei 
Großveranstaltungen manchmal die Proble­
me auf diese Weise überbrückt. Daß damit 
Bundeswehr und Bundesgrenzschutz nicht 
über Artikel 35 Grundgesetz in die Pflicht 
genommen werden können, braucht keine 
Betonung", schloß Dr. Oehler seine Ausfüh-
rungen . -sm-



Amtliche Prüfstelle für Feuerlöschmittel und -geräte in Telgte 

Prüfen mit Kompetenz 
Brandschutztechnische Prüfung von Feuerlöschmitteln 

und -geräten gesetzlich vorgeschrieben - Typenmuster muß 
Regeln der Technik und DIN-Norm entsprechen 

Unumstritten sind die Vorteile und Einsatz­
kraft von Feuerlöschern. Sie haben im Brand­
schutz eine große Bedeutung, sind sie doch 
ein wertvolles Mittel für eine schnelle Brand­
bekämpfung. Schon in der Entstehungspha­
se eines Brandes ermöglicht der Feuerlö­
scher den Erstangriff und verhindert, daß aus 
Kleinbränden Brandkatastrophen werden. 

Die seit Jahrzehnten bewiesene schaden­
verhütende Kraft von Feuerlöschern und grö­
ßeren Feuerlöschgeräten gewährleistet eine 
amtliche Prüfstelle. Alle gewerbsmäßig her­
gestellten Feuerlöschmittel und -geräte müs­
sen nach Gesetzen oder Verordnungen über 
Feuerlöschgeräte und Feuerlöschmittel typ­
geprüft und zugelassen sein. Die Regierun­
gen der Länder der Bundesrepublik Deutsch­
land haben über die Prüfung und Zulassung 
bzw. Anerkennung von Feuerlöschmitteln 
und Feuerwehrgeräten eine Verwaltungsver­
einbarung getroffen. Danach sind alle Anträ­
ge auf Prüfungen von Feuerlöschmitteln und 
tragbaren oder ohne eigenen Kraftantrieb 
fahrbaren Feuerlöschgeräten an die "Amtli­
che Prüfstelle für Feuerlöschmittel und -ge­
räte" bei der Landesfeuerwehrschule Nord­
rhein-Westfalen in Münster zu richten. Wird 
vom nordrhein-westfälischen Innenminister 
ein Feuerlöschmittel bzw. -gerät zugelassen, 
gilt dies für das gesamte Bundesgebiet. 

Die Prüfung von Feuerlöschschläuchen, 
Atemschutzgeräten, Tragkraftspritzen, Feu­
erlöschpumpen und -armaturen, Funkgerä­
ten, Sprungrettungsgeräten, Strahlenschutz­
ausrüstungsteilen und hydraulischen Ret­
tungsgeräten ist weiteren amtlichen bzw. 
dazu bestimmten Prüfstellen - vertei lt auf 
das Bundesgebiet - vorbehalten. 

Prüfpflicht seit Jahrzehnten 

Schon Anfang der vierziger Jahre bestand 
eine Prüf- und Anerkennungspflicht für Feu­
erlöschgeräte. Eine entsprechende Norm war 
die Grundlage der Prüfung. Nach 1945 
drängten die einschlägigen Hersteller von 
Feuerlöschgeräten darauf, das Anerken-

Ein Holzstoß nach "europäischer Norm" für die l eistungsprüfung in der Brandklasse A. 

nungsverfahren für ihre Produkte wieder _Di-'-e _VO'--rb'--' e'--"--'"p'--h.:..:as"-e. ______________________ _ 
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aufzunehmen. Die Initiative ergriff der ehe­
malige Leijer der Landesfeuerwehrschule 
Nordrhein-Westfalen, damals in Warendorf, 
Dr. Kaufhold. Er installierte an der Schule 
eine Prüfstelle für Feue~öschgeräte und zum 
Teil auch Feue~öschmitlel. Ab 1956 waren 
neue Prütungsgrundsätze und überarbeitete 
Nonmen die Grundlage für die Typprüfungen. 

1960 bezog die Landesfeuerwehrschule 
einen Neubau in Münster. Integriert wurde 
hier auch die Prüfstelle mit einem Labor 
sowie einer Brandhalle und Lagerräumen. 

Anfang der achtziger Jahre setzten Über­
legungen ein, für die Prüfstelle außerhalb von 
Münster eine neue Bleibe zu finden. Die 
Räumlichkeiten in Münster wurden für den 
stetig erweiterten Prüfungsumfang zu eng, 
die Einrichtung platzte aus allen Nähten. 
Zudem konnten seit Jahren aus Gründen des 
Umweltschutzes auf dem Gelände der Lan­
desfeuerwehrschule keine Brandversuche 
mehr durchgeführt werden, da die Brandhal­
le über keine Rauchgasreinigungsanlage 
verfügte. 

Im August 1988 nahm die Prüfstelle ihre 
Arbeit in der Galgheide bei Telgte auf. Sie 
wurde einbezogen in den Neubau des 
Übungsgeländes der Landesfeuerwehrschu­
le. Abgeschlossen sind die Baurnaßnahmen 
für die PrüfsteIle noch nicht. Man wartet auf 
die Brandhalle mit der Rauchgasreinigungs­
anlage, ein zusätzliches Lagergebäude für 
Brandholz mit einer geforderten Feuchtigkeit 
von 10 bis 15 Prozent und die Vielzahl der 
benötigten Gerätschaften wie Brand- und 
Zündwannen, Gestelle etc. sowie einen wei­
teren Prüfraum für neue technische Geräte. 
Die Prüfstelle ist als Landeseinrichtung der 
Landesfeuerwehrschule Nordrhein-Westfa­
len angegliedert und untersteht hier dem 
Bereichsleiter "Technik" . Geführt wird die 
amlliche Einrichtung von Harald Wegemann, 
hinzu kommen ein Chemiker, drei Techniker 
und eine Bürokraft. 

Verordnung regelt Zulassung 

Die gesetzliche Grundlage tür die Arbeit 
der Prüfstelle ist die .Ordnungsbehördliche 
Verordnung über Feuerlöschmitlel und Feu­
erlöschgeräte" vom 28. Dezember 1984 des 
Landes Nordrhein-Westfalen. In ihr sind un­
ter anderem angegeben, welche Löschmitlel 
und -geräte der Verordnung unterliegen. Des 
weiteren erläßt danach der Innenminister die 
Grundsätze zur Durchführung der Typprü­
fung unter Berücksichtigung der anerkann­
ten Regeln der Technik einschließlich der 
DlN-Normen. Hergestellt und vertrieben wer­
den dürfen Feue~öschmitlel und -geräte nur, 
wenn sie nach der Typprüfung durch den 
Innenminister zugelassen worden sind. Para­
graph 4 gibt detailliert die Voraussetzungen 
an: 
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Nur noch wenige 
Pulverstö6e und der 

Brand ist gelöscht 

Unks eine Stampf­
maschine, mit der 

das langzeitverhal-
ten des L6schpul­

vers im Gerät simu­
liert wird. Rechts ein 
mechanischer Test 

Oer Behälter wird 
gequetscht, um sei­
ne Festigkeit zu te­

sten. 

Der löschversuch 
beginnt 

Ein Brandversuch 
mit Ottokraftstoff 
auf vier Quadratme­
ter Oberfläche mit 
einem 12-kg-PuI­
ver1öscher. 



Ein Schaummittel 
wird auf Volumen, 

Wasserhalbzett und 
Verschäumungszahl 

geprüft. 

In einer Prüfkammer 
werden die Daten 
des Feuer1öschers, 
wie z. B. Füllmenge, 
Auss1oBzoi~ Rest­
menge usw., ermit­
toH. 

Auf dem Rütteltisch 
wird das langzett­
verhalten des l ö­
schers simuliert. 

- Feuerlöschmittel und Feuerlöschgeräte 
müssen bei sachgemäßer Handhabung die 
wirksame Bekämpfung von Bränden ge­
währteisten und werden je nach ihrer Eig­
nung zur Verwendung für bestimmte Brand­
klassen entsprechend den DlN-Normen zu­
gelassen. 

- Feuertöschmittel werden nur zugelas­
sen, wenn sie zu Verwendung in amtlich 
zugelassenen Feuerlöschgeräten, in Lösch­
fahrzeugen oder in Löschanlagen bestimmt 
sind. Sie dürfen einschließlich etwaiger 
Treibgase bei bestimmungsgemäßer Ver­
wendung und sachgemäßer Handhabung 
nicht gesundheitsschädlich sein. 

- Feuerlöschgeräte werden nur zugelas­
sen, wenn sie so beschatten sind, daß sie bei 
bestimmungsgemäßer Verwendung und 
sachgemäßer Handhabung nicht zu Unfällen 
oder Verletzungen der Benutzer oder anderer 
Personen Anlaß geben können. 

- Feuertöschmittel einschließlich etwai­
ger Treibgase und das Feuertöschgerät bil­
den eine Bau- und Zulassungseinheit. Jede 
Einheit muß so beschatten sein, daß bei 
üblicher und zweckentsprechender Bereit­
stellung sowie sachkundiger Instandhaltung 
das Löschgerät nicht infolge von Korrosion 
oder aus anderen Gründen in seiner Funktion 
beeinträchtigt wird. Das Löschvermögen darf 
insbesondere durch eine chemische oder 
physikalische Veränderung des Löschmittels, 
auch unter der Einwirkung des Treibgases, 
nicht vermindert werden. 

Gut gerüstet 

Für die Prüfung dieser gesetzlich gefor­
derten Voraussetzungen ist die Einrichtung in 
Telgte gut gerüstet. Zur Überprüfung der vom 
Hersteller angegebenen Daten von Löschpul­
ver und -schaum steht ein Labor mit den 
notwendigen Prüfgeräten zur Verfügung . Die 
wichtigsten Stichworte für Untersuchungen 
und Tests sind nach der DlN-Norm: physiolo­
gische Unbedenklichkeit, chemische und 
physikalische Daten, wie z. B. Zusammen­
setzung, Schütt- und Stampfdichte, Fließfä­
higkeit, Korngrößenverteilung, Feuchtig­
keitsanteil, Verhalten gegen Feuchtigkeit, 
Funktionsbereich, Verhalten unter Druck und 
nach Rütteln, Löschvermögen, elektrische 
Leitfähigkeit und Lagerfähigkeit. 

Bei den Schaummitteln wird unterschie­
den zwischen Protein- und Fluor-Protein­
schaummittel sowie wasserfilmbildenden 
Schaummitteln zur Erzeugung von Schwer­
schaum und Mehrbereich-Schaummittel zur 
Erzeugung von SChwer-, Mittel- und Leicht­
schaum für Löschzwecke. 

Kennzeichen der geforderten Prüfung sind 
hier: Umweltverträglichkeit, Lager- und AI­
terungsbeständigkeit, ph-Wert, Sediment, 
Schaumbildung, Dichte, kinematische Visko­
sität, Flammpunkt, Verschäumungszahl und 
Löschvermögen. 
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Hinter diesen Stichworten verbirgt sich 
eine Vielzahl von Einzeiuntersuchungen und 
Löschversuchen an genormten Brandob­
jekten, die in der Gesamtheit Aufschluß ge­
ben über das Produkt. 

So wird beispielsweise das Verhalten des 
Löschpulvers bei niedriger und hoher Tem­
peratur getestet. Gefordert ist die Einsatzfä­
higkeit des Pulvers sowie des gesamten 
Löschers im Temperaturbereich von minus 
20 Grad bis plus 60 Grad Celsius. In einer 
Kälte- bzw. Wärmekammer wird der Löscher 
24 Stunden gelagert. Anschließend wird das 
Löschvermögen in den Brandklassen ge­
prüft, denen das Löschpulver zugeordnet 
werden soll. Nach dem Test darf die Rest­
menge an Löschpulver acht Prozent Massen­
anteil nicht überschreiten. 

Ein wichtiger Punkt ist auch die Umwelt­
verträglichkeit des Löschpulvers. Nach der 
DlN-Norm dürfen Löschpulver keine Stoffe 
entha~en , die Boden, Grundwasser und 
Oberflächengewässer auf Dauer nachteilig 
beeinflussen oder Kläranlagen in ihrer Funk­
tion beeinträchtigen bzw. die Weiterverwer­
tung oder Deponierung anfallender Teststof­
fe erschweren. Als Rohstoffe sollen deshalb 
nur schwermetallarme Salze verwendet 
werden. . 

Unterschiedliche 
Feuerlöscher 

Feuerlöscher bilden mit dem Löschmittel 
und dem Treibgas eine Bau- und Zulas­
sungseinheit und müssen als Ganzes der 
brandschutztechnischen Typprüfung unter­
zogen werden. So gehört es zum Programm 
der Prüfstelle, tragbare Feuerlöscher mit ei­
nem Gewicht bis zu 20 Kilogramm auf DIN­
gerechte Ausführung hin zu prüfen. Unter 
den Begriff "Feuerlöscher" fallen: Dauer­
drucklöscher, Aufladelöscher, Löscher mit 
chemischer Druckerzeugung und Gaslö­
scher. Neben der Zuordnung zu Prüfobjekten 
und Brandklassen werden die Löscher nach 
Löschmittel, Füllmenge und Treibgas unter­
schieden. Für jeden dieser Begriffe steht ein 
Kennbuchstabe Sie ergeben zusammenge­
setzt das Bauart-Kurzzeichen, z. B.: PG 6 H = 
Aufladelöscher mit 6 kg ABC-Pulver und 
Treibgas - meist Kohlendioxid - in besonde­
rem Behälter. 

Umfangreich ist auch hier das in drei 
Bereiche aufgeteme Prüfprogramm. 8ei den 
"Allgemeinen Anforderungen" werden der 
Funktionsbereich, die FunktionslÜchtigkeit 
und -dauer, Handhabung, Restmenge, Prüf­
barkeit, Dichtheit, Auslöse- und Unterbre­
chungseinrichtungen, das Steigrohr für Was­
ser- und Schaumlöscher, der Schlauch, die 
Druckmeßvorrichtung, Löscherhalterung, 
Zusatzeinrichtung sowie die Behälteröffnun­
gen und deren Verschlüsse geprüft. 
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Eln Tell deslagers, 
bestückt mH Gerä­

ten für die zweijähri­
ge Dauerlleobach­

tung. 

Ein Wänneschrank 
zur Vorbehandlung 
des feuertösc ...... 

Das Labor der Prüf­
stelle. 



Im Erdgescho6 dieses Gebäudes auf dem Obungsgelände der landesfeuerwehrschule NRW Ist die Prüfstelle 
untergebracht. 

Es folgen die "Allgemeinen sicherheits­
technischen Anforderungen an LöschmitteI­
behälter, Treibgasbehälter und druckbeauf­
schlagte Ausrüstungsteile" sowie die Anfor­
derungen an den Behälteranstrich Imd die 
Beschriftung. 

Zu den Prüfungen im Rahmen des Test­
verfahrens zählt z. B. für Aufladelöscher das 
Verhalten des Behälters beim Berstdruckver­
such. Hierfür steht ein Druckprüfgerät bis 
1000 bar zur Verfügung. Die Behälter, die 
druckbeaufschlagten Ausrüstungsteile und 
ihre gemeinsamen Verbindungsstellen müs­
sen mindestens dem zweifachen Prüfdruck 
standhalten. Dabei muß der Behälter ein 
zähes Bruchverhalten aufweisen und darf 
beim Bersten nicht in den SChweißnähten 
aufreißen. Ein weiterer Test, der jetzt neu 

hinzukommt, zeigt die Korrosionsanfälligkeit 
des Feuerlöschers auf. 20 Tage lang ver­
bleibt der Behälter in einer geschlossenen 
Kammer und wird einer vernebelten Salz­
Wasser-Lösung ausgesetzt. Veränderungen 
werden fotografiert und zu den Prüfprotokol­
len gegeben, in denen die einzelnen Daten 
festgehalten werden. Sie bilden später die 
Grundlage für eine Anerkennung des Feuer­
löschers. 

Zulassung nach 
Zwei-Monats-Prüfung 

Nach der Hauptprüfung des Feuerlöschers 
werden mindestens vier Löscher über eine 

Zeitspanne von zwei Monaten besonders 
beobachtet und wiederum geprüft. Hierbei 
sind etwaige Veränderungen festzustellen, 
die die Betriebssicherheit beeinträchtigen 
könnten. Erst nach dieser Prüfung kann über 
die Zulassung entschieden werden. 

Nach Abschluß der Zwei-Monats-Prüfung 
sind mindestens vier bzw. sechs Löscher 
jedes zur Prüfung vorgestellten Typs der 
Amtlichen Prüfstelle plombiert oder gleich­
wertig betriebsbereit zu übersenden. Sie 
bleiben dort zwei Jahre zur Dauerbeobach­
tung. 

Die Löscher werden nach der Dauerbeob­
achtung erneut geprüft. Löscher mit Beson­
derheiten - bzw. mit Löschmitteln, deren 
Eigenschaften noch nicht ausreichend er­
probt sind - werden außerdem nach einem 
Jahr einer Zwischenprüfung unterzogen. 

Die Prüfungen erstrecken sich ferner auf 
die Feststellung etwa eingetretener Schäden, 
auf Korrosionserscheinungen sowie auffal­
lende Veränderungen des Lösch- oder des 
Treibmittels. Bei negativem Ausgang kann 
die Zulassungsbehörde die Zulassung zu­
rückziehen. 

Neben diesen hier aufgeführten Arbeiten . 
gehören zu den Aufgaben der Amtlichen 
Prüfstelle auch die Typprüfungen von Pulver­
löschanlagen für den Einbau in Löschfahr­
zeuge sowie von Kleinlöschanlagen, für die 
ebenfalls eine DlN-Norm besteht. Die Anla­
gen sind nicht zulassungspflichtig, die Prüf­
stelle erstellt hier nach den einzelnen Tests 
eine Bescheinigung, daß die Anlagen der 
DlN-Norm entsprechen. 

Die Amtliche Prüfstelle kontrolliert auch, 
ob Feuerlöschmittel und -geräte gemäß den 
erteilten Zulassungen hergestellt und vertrie­
ben werden. Sie entnimmt dazu hin und 
wieder Muster der Fertigung bzw. dem Ver­
kaufslager und überprüft sie auf Überein­
stimmung mit den Zulassungsunte~agen. 
Werden Abweichungen festgestellt, kann das 
zum Widerruf der Zulassung führen. 

Enge Mitarbeit 
im Normenausschuß 

Gefragt ist der Sachverstand der Prüfstelle 
auch im Normenausschuß "Feuerwehrwe­
sen" des Deutschen Instituts für Normung 
(DIN). Harald Wegemann ist Mitglied des 
Arbeitsausschusses IV "Löschmittel, Lösch­
geräte, Löschanlagen" und bringt hier seine 
Erfahrung ein. 

Intensiv ist man zur Zeit damit beschäftigt, 
im Hinblick auf den Europäischen Binnen­
markt 1993 gemeinsame Normen zu erstel­
len. Die verbindlichen nationalen Normen 
werden abgelöst von europäischen Regeln . 
"Leider", bedauert Harald Wegemann, "wer­
den die neuen Bestimmungen in Teilberei-

Harald Wegemann, Leiter der Prüfstelle (links), und Peter Hanke, technischer Mitarbeiter, begutachten einen ehen hinter den Anforderungen der deut-
Behäller nach dem Berstve"uch. schen Normen zurückbleiben." -güse-
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Herbert Schoer 

Sankt Florian 
kann schwimmen 

Die Aufgaben einer Löschbootstation sind vielfältiger Natur 

Das Gelände des Düsseldorfer Hauptha­
fens bildet mit seinen 174 Hektar praktisch 
eine kleine Stadt für sich. Unter der Anschrift 
"Speditionsstraße 23" trim man am Ende 
einer Straße, die sonst hauplSächlich von 
großen Lagerhäusern gesäumt wird, auf das 
Gebäude der Feuerlöschbootstation. Ein ein­
geschossiges weißes Holzhaus steht auf 
Stützen über der schrägen Kaimauer unmit­
telbar am Wasser. Treppen führen zum Ha­
fenbecken des Handelshafens hinunter, wo, 
an einer Plattform festgemach~ das Feuer­
löschboot liegt. 

Beim Betreten des Gebäudes fällt sofort 
die angenehme Atmosphäre auf. Die Feuer­
wehrmänner haben sich "ihre" Löschboot­
station, die jeweils für 24 Stunden ihr "Zu­
hause" ist, gemütlich eingerichtet. Auch ein 
Wellensittich und mehrere Aquarienfische 
gehören zur Besatzung. 

Umfangreiche Ausbildung 

Wie Wachvorsteher Brandoberinspektor 
Helmut Gewald erklärt, benötigt ein .Feuer- Oas Feue~öschboot an seinem Uegeplatz Im OOsseldorfer Haupthafen. 
wehrmann zu Wasser" neben der üblichen 
Ausbildung noch das Rheinschiffer-Patent, 
ein Radar-Patent und ein Funksprechzeug­
nis. Ein Teil der Mannschaft, darunter auch er 
selbst, kommt daher aus der Berufsschiff­
fahrt. Nach acht Jahren Zugehörigkeit zur 
Feuerwehr und der entsprechenden Ausbi l­
dung kann man dann als Wachabteilungslei­
ter fungieren und als Einsatzleiter auf dem 
Löschboot tätig sein. • 

In der Regel besteht eine Schicht aus fünf 
Mann. Bei einem Brandeinsatz bilden diese 
die Besatzung des Löschbootes, bei einem 
Rettungseinsatz besetzen drei Mann das 
Löschboot und zwei Mann ein Schlauchboot, 
das auf der Anlege-Plattform in einem Unter­
stand seinen Liegeplatz hat. Wird auf dem 
Wasser oder am Wasser ein Notarzt benötigt, 
bringt eines der Boote dann den Notarzt zum 
Einsatzort. 

Das Einsatzgebiet des Löschbootes reicht 
von der niederländischen Grenze bis zur 
Landesgrenze zu Rheinland-Pfalz. Weitere Im Unter.;tand neben dem Löschboot wird ein Schlauchboot für Rettungseinsätze bereitgehaHen. 
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Löschboote sind in Köln, Duisburg, Bonn, 
Neuss, Krefeld, Wesel und Emmerich statio­
niert. 

Nicht nur 
Brandschutzaufgaben 

Doch außer dem Brandschutz und dem 
Rettungsdienst nimmt die Besatzung der 
Löschbootstation auch noch andere Aufga­
ben wahr: So ist häufig bei Havarien wie 
Zusammenstößen oder Grundberührungen 
technische Hilfe zu leisten. So hatte im 
Frühjahr beispielsweise ein Frachtschiff ei­
nen Ruderschaden und lief auf eine Steinbar­
riere auf, wobei der Rumpf beschädigt 
wurde. 

Darüber hinaus werden viele Bergungs­
einsätze gefahren. Dies gilt sowohl für verlo­
rengegangene Ladung als auch für Objekte, 
die das Hochwasser mitreißt, wie Steganla­
gen oder Bäume, die ja auch die Schiffahrt 
gefährden. 

In den letzten Jahren haben auch die 
Einsätze im Umweltschutz, so zum Beispiel 
bei der Ölbekämpfung, zugenommen. Dies 
ist nicht auf eine größere Zahl von Schadens­
ereignissen, sondem auf eine gestiegene 
Sensibilität gegenüber der Umwelt zurückzu­
führen. 

Bei den zirka 90 Einsätzen pro Jahr lassen 
sich jahreszeitlich unterschiedliche Schwer­
punkte bilden; so überwiegen im Winter die 
Einsätze bei Havarien, im Sommer hingegen 
kommt es dagegen häufiger zu Unfällen von 
Freizeitkapitänen oder von Personen, die auf 
der Suche nach Er110lung und Erfrischung am 
Ufer zu unvorsichtig sind. 

In letzter Zeit mußten im Düsseldorfer 
Hafengebiet zwei Großbrände bekämpft wer-

den. Nicht immer kommt das Löschboot in 
solchen Fällen mit seinen Löscheinrichtun­
gen zum Einsatz, es stellt aber oft mit seinen 
großen Kapazitäten die Löschwasserversor­
gung sicher. 

Größere Gefahren trotz 
höherer Sicherheit 

Insgesamt kann festgestellt werden, daß 
die Schiffahrt durch die modemen elektroni­
schen Hilfsmittel wie Radar und Funk siche­
rer geworden ist. Allerdings sind heute die 
Gefahren größer, wenn es zu einer Havarie 
kommt, denn wo früher ein Einzelfahrer bis 
zu 1200 Tonnen Ladung transportierte, gibt 
es heute Schiffsverbände mit bis zu 15000 
Tonnen Transportkapazität. 

Der Wunsch der Feuerwehr ist eine besse­
re Kennzeichnung von Gefahrguttransporten. 
Zwar sieht die Rheinschiffahrts-Polizeiver­
ordnung eine Kennzeichnung von feuerge­
fährlichen Gütern bis hin zu Explosivstoffen 
durch ein bis drei blaue Kegel vor, doch 
dieses Raster ist für die Zwecke der Feuer­
wehr zu grob. Oft gelangt man im Notfall erst 
mit zeitlicher Verzögerung oder gar nicht an 
die Ladepapiere, dann sind die Einsatzkräfte 
aber möglicherweise schon dadurch gefähr­
det, daß sie zu nahe am Geschehen sind. Ein 
System der Kennzeichnung, wie es beim 
Straßentransport von Gefahrgütern verwandt 
wird, wäre hier angebracht. 

Mit 90 PS zum Einsatzort 

Für Rettungseinsätze steht das bereits 
erwähnte Schlauchboot zur Verfügung. Es 
handelt sich dabei um ein Serienfahrzeug. Da 

.. 

das Boot einen Festrumpfkiel aus glasfaser­
verstärktem Kunststoff hat, ist es kein 
Schlauchboot im . klassischen" Sinn. Es wird 
von einem 90-PS-Außenbordmotor angetrie­
ben und von einem im hinteren Drittel des 
Bootes angeordneten Bedienungsstand aus 
manövriert. 

Das Boot ist 5,70 Meter lang und 2,30 
Meter breit. Es ist mij der vorgeschriebenen 
Lichterführung, einer Funkanlage, einem 
Scheinwerfer, Signalhorn und einem Rund­
um-Blaulicht - das in der Schiffahrt übrigens 
.Funkellicht" heißt - ausgerüstet. 

Sofortige Einsatzbereitschaft 

Das Löschboot wird von zwei schnellau­
fenden Zwölfzylinder-Dieselmotoren mit je 
630 PS Leistung angetrieben. Eine Ölheizung 
sorgt für eine Vorwärmung des Kühlwassers 
auf 50 C, so daß jederzeit eine sofortige 
Einsatzbereitschaft der Motoren gewährlei­
stet ist. Die Motorleistung wird über elek­
trisch gesteuerte Getriebe auf zwei Propeller 
übertragen; zur Steuerung dienen zwei Ru­
derblätter. 

Das Fahrzeug erreicht eine Geschwindig­
keit von 30 km/h in stehendem Wasser. Das 
97 Tonnen schwere, 34 Meter lange und 
6,30 Meter breite Boot, das einen Tiefgang 
von 1,30 Meter aufweist, wurde im Jahr 
1963 gebaut. 

Jeder der beiden Motoren treibt eine Feu­
erlöschpumpe an, die 5000 I Wasser pro 
Minute fördern kann. Die beiden Schaum/ 
Wasser-Monitoren können neben dieser 
Wassermenge alternativ auch 75 m3 

Schwerschaum in der Minute auswerfen. 
Eine Batterie von je acht B-Anschlüssen an 
Back- sowie an Steuerbord dienen der Was-

Das Boot verfügt Ober zwei Wasser/Schaum-Moni- Jeweils an Backbord- und Steuerbordseite befindet sich eine Batterie von Schlauchanschlüssen. Im 
tore. Vordergrund rechts eine Sprühdüse der Selbstschutzanlage. 
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serabgabe, sechs A-Anschlüsse hingegen 
der Wasseraufnahme. Damit können Schiffe 
ausgepumpt werden, andererseits ist das 
Löschboot aber auch ein wichtiger Faktor bei 
der Löschwasserversorgung bei nahe am 
Wasser gelegenen Brandorten. Eine am Heck 
installierte Ringleitung für zwölf MitteI­
schaumrohre dient zur Flächeneinschäu­
mungo 

HauptsäChlich für Innenangriffe verfügt 
das Feuerlöschboot über eine besondere 
Einrichtung: Auf beiden Schiffsseiten ist eine 
Schnellangriffseinrichtung installiert, die 
über Hochdruckschläuche Wasser mit 35 bar 
Druck fördern kann. Es versteht sich von 
selbst, daß die erforderlichen Betriebsmittel­
Vorräte an Bord bereitgehalten werden, so 
unter anderem 4700 I Schaum-Konzentrat. 

In einem Raum im Heck des Bootes sind 
Verteiler, Strahlrohre und Schläuche, aber 
auch Geräte für technische und Bergungs­
einsätze, wie zum Beispiel SChlepptrossen 
untergebracht. EntstehungSbrände können Der Kran vor dem Rudernaus hat eine Hubkraft von zwei Tonnen. 
mit den dort ebenfalls vorhandenen Pulvertö­
schern bekämpft werden. 

Vielfältige Hilfsmöglichkeiten 

Zum Lenzen leckgeschlagener Fahrzeuge 
dienen die vier elektrischen Fremdlenzpum­
pen; es werden je zwei Pumpen mit einer 
Leistung von 1000 und 3400 I pro Minute 
mitgeführt. Für Bergungseinsätze kann der 
2-t-Kran im Vorschiff verwendet werden. 
Zum Abschleppen manövrierunfähiger Fahr­
zeuge dient ein Schlepphaken, der sich an 
der Rückseite der Decksaufbauten befindet. 
Führungen und Klusen schÜ1Zen die Aufbau­
ten und Installationen vor der dann stark 
belasteten SChlepptrosse. 

Die Stromversorgung für das 380-Volt­
Bordnetz wird durch einen Generator mit 122 
KVA Leistung sichergestellt. Für die Aus­
leuchtung von Einsatzstellen sorgt eine licht­
giraffe, die auf eine Höhe von 6 Meter 
teleskopierbar ist. 

Zum Selbstschutz des Bootes sind 14 
Sprühdüsen ringsum am Oberdeck verteilt. 
So können, durch einen Wasservorhang ge­
schützt, auch WasserfläChen befahren wer­
den, auf denen sich Flüssigkeiten entzündet 
haben. Um das Eindringen von Gasen in den 
Schiffskörper zu verhindern, wird in den 
Aufbauten ständig ein Überdruck produziert. 
Darüber hinaus zeigt eine Gaswamanlage 
mit Fühlern In Deckshöhe und in einer Höhe 
von 4 Meter über Wasseroberfläche die Ge­
fahr an. 

Bei den anfallenden Aufgaben ist es 
selbstverständlich, daß das Feuertöschboot 
neben den vorgeschriebenen Signal- und· 
Beleuchtungseinrichtungen über eine Ra­
dar-, eine Echolotanlage sowie über die 
notwendigen Funk-Kommunikationsmittel 
verfügt. 
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Mit der ausfahrbaren Uchtgiraffe ~ssen sich EInsatzsteIlen weiträumig ausleuchten. 

Der RUderstand verfügt über modernste Navigations- und Kommunikationseinrichtungen. (Fotos: SChoerl 



Bunclesverbanclliir den Selbs1schu11 

BVS-Ehrung für zwei engagierte Bundespolitiker 

Trotz äußeren und inneren Wandels 
bleibt die Sicherheit wichtige Staatsaufgabe 

Die Bundestagsabgeordneten Wilz und Dr. Hirsch unterstrichen die Bedeutung 
des Schutzes der Bevölkerung 

Nach rund zehnjährigen intensi· 
Yen Bemühungen um eine zeitgema· 
Be Anpassung des Bevölkerungs· 
schutzes an die aktuellen Gegeben. 
heiten und politischen Entwicklun· 
gen trat zum Februar dieses Jahres 
das Katastrophenschutzergän· 
zungsgesetz in Kraft. Dieses Gesetz 
stellt die neue Basis dar, auf der der 
Schutz der Bevölkerung weiter aus· 
gebaut werden soll - unter Berück· 
sichtigung der heutigen Erforder· 
nisse. 

Im politisch·parlamentarischen 
Raum waren es einige profilierte 
Politiker, die gerade dieses Gesetz 
,'on der Regierungsvorlage bis zur 
Verabschiedung durch den Deut· 
schen Bundestag mit besonderem 
persönlichen Engagement begleitet 
und zum erfolgreichen Abschluß ge· 
fUhrt haben, Zwei dieser Bundespo· 
litiker erfuhren jetzt eine aktuelle 
Ehrung: Die Bundestagsabgeordne· 
ten Bernd Wilz (CDU, Mitglied des 
Verteidigungsausschusses) und Dr, 
Burkhard Hirsch (FDP, Mitglied 
des Innenausschusses) erhielten die 
Ehrennadel des ßundesverballdes 
fUr den Selbstschutz (BVS). 

Am 29, August überreichte der Di­
rektor des Verbandes, Helmut 
Schuch, in einer Feierstunde in Solin­
gen MdB Wilz die Auszeichnung, 
Schuch ging in seiner Laudatio beson­
ders auf die jüngste Entwicklung in 
Deutschland und Europa ein und er­
klärte: "Die Rahmenrichtlinien ftir die 
Gesamtveneidigung und das Katastr0-
phenschutzergänzungsgesetz schienen 
einen Schlußpunkt zu setzen unter eine 
Phase der konzeptionellen Absiche­
rung unserer Veneidigungs- und 
Schutzbemühungen, Ich muß Sie, 
Herr Abgeordneter Wilz, als einen der 

mühungen erinnern; ich möchte mich 
heute vielmehr dafür bedanken, daß 
zum Teil auch durch Ihre Init iativen 
und Ihr begleitendes Engagement die 
Voraussetzungen zu den erwähnten 
Regelungen geschaffen wurden, Be­
sonders bin ich als Vemeter des Bun· 
desverbandes ftir den Selbstschutz Ih· 
nen persönlich zu Dank verpflichtet , 
daß der Selbstschutz als mi tbestim­
mendes Element dabei die - wie wir 
meinen - notwendige Berücksichti­
gung und Verankerung gefunden hat. 

Weiter um Sicherheit 
bemühen 

Von welchen sicherheitspolitischen 
Eckdaten kann man aber bei jetzt er· 
neut gebotenen konzeptionellen Über· 

legungen ausgehen? Auch wenn vieles 
noch im Ruß ist, muß zunächst festge· 
stellt werden: Solange wir keine weft­
weit gesichene Friedensordnung ha· 
ben, müssen wir uns grundsätzlich um 
militärische und zivile Sicherheit wei­
ter intensiv bemühen, 

Des weiteren ist es bezeichnend, 
daß der west-östliche Dialog, der ja 

. nach Möglichkeit in eine dauerhafte 
Sicherheitspannerschaft münden soll, 
überlagen wird durch eine schwere 
Krise am arabischen Golf. Zwar sind 
sich fast alle Groß· und Mittelmächte 
so einig wie selten in der Nachkriegs­
geschichte. zugleich stand jedoch ein 
bewaffneter Konflikt größeren Aus­
maßes unter Beteiligung zahlreicher 
Nationen noch nie so drohend vor uns, 

Für die zivile Veneidigung und rur 

wesentlichen Wegbereiter dieser l)er Verteidigungscxpcrte der CDU/CSU-Hundestagsfraktion, ßernd Wilz 
Grundlagen. nicht an die jahrelangen, (rechts), wurde von Direktor Helmut Schueh mit der BVS-Ehrennadel 

manchmal zähen und stockenden Be- _au_s"gc_1._d _ch_"_" _________________ __ _ 

den Zivilschutz bedeutet dies nicht 
mehr oder weniger, als daß wir uns auf 
eine noch unbestimmte Zeit darauf 
einrichten müssen, einen Mindest­
schutz der Bürger sicherzustellen -
auch wenn die subjektive Bedrohung 
in Mitte leuropa beträchtlich abgenom. 
men hat und jem schon hier und da 
offen darüber nachgedacht wird, ob 
man Zivi lschutz überhaupt noch 
braucht. Verunsichen haben uns auch 
Meldungen, wonach selbst Vertreter 
aus Fachkreisen die Auflösung des 
einen oder anderen Amtes öffentlich 
geforden haben, Ungewißheit besteht 
ferner darüber , was nach der deut· 
schen Einigung speziell auf dem Sek­
tor Zivilschutz bei uns und auf dem 
Gebiet der bisherigen DDR geschehen 
soll. Es sind nicht nur persönliche 
Sorgen. die manchen von uns insge­
heim plagen mögen, es ist auch die 
Frage, ob das schon immer nicht son· 
derlich geliebte Stiefkind ,Zivil­
schutz' nun zur ,Unperson' werden 
könnte ,., Wie wird es mit dem 
Selbstschutz weitergehen, vor dem 
Hintergrund, daß es deutliche Anzei· 
ehen daflir gibt, aufwendige und schon 
seit längerem kontrovers diskutiene 
Ziviischutzmaßnahmen - aus sachli· 
ehen wie finanziellen Gründen - nicht 
weiterzuverfolgen? 

Die Verpftichtung des Staates 

Nun könnte man sagen, daß ein 
Rückgang oder Herunterfahren der ko­
stenintensiven Schutzmaßnahmen ei­
gentlich automatisch bedingen müßte 
eine Intensivierung der privaten Vor­
kehrungen, jedenfalls solange eine 
dauerhafte Friedensordnung noch 
nicht in Kraft ist. Ich meine aber, wir 
sollten noch klarer die schon bisher 
akzeptiene Auffassung herausstellen, 
daß nämlich Selbstschutz, Vorsorge, 
Eigenhilfe und Nachbarschaftshilfe -
auch wenn diese Begriffe jahrzehnte· 
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lang im engen Zusammenhang mit 
dem Veneidigung,fall gesehen wur­
den - heute nach wie vor ihre Berech­
tigung haben. Die Verpflichtung des 
Staate" dem Bürger Hilfe zur Selbst­
hilfe zu geben, kann mcht durch sich 
wandelnde äußere Rahmenbedingun­
gen mal mehr oder ~eniger ern>tge­
nommen ",erden. Die Risiken dC> le­
bens In emer hochtechnisierten und 
damit auch anfalligen Welt ,ind be­
trächthch - eher mit zunehmender 
Tendenz. 

Als Problem mehr interner An 
könnte in un;crem födernll\tischen 
System zunehmend die Frnge disku­
tien "enlen: Wer tfjgt eine solche 
Staatsaufgabe'l Aufgrund der Zustän­
digkeit des Bundes fur den Schutz der 
Zil i1bevölkerung im Veneidigungs­
fall ~ urde bei unI Lur Förderung des 
SelbsN:hutze\ del BVS a11 Ser­
viceeinrichtung dC> Bunde; geschaf­
fen . Wenn auch der Veneidigungsfall 
in der ArgunlCntalion fur die NONen­
digkeit der Selbsthilfe eine geringere 
Rolle spielt, so i,t damit nicht zwin­
gend eine Verlagerung der Kompeten­
zen verbunden. Es\teht mir zwar nicht 
zu, in eine solche pohllsehe Debatte 
einzugreifen; ich muß aher davor war­
nen. anzunehmen, der Selb>t;ehull­
Gedanke habe Mch heute überholt . 
Davon unabhängig mu,Ien wir sicher 
weiter nach Mitteln und Wegen su­
chen, den Burger durch eine überzeu­
gende Argumentation noch stärker 
zum aktilen Selihtschutz zu motilie­
ren_ der in jeder denkbaren Notlitua-
1I0n seine Berechllgung und Bedeu­
tung hat. Vielleicht kommen wir auch 
zu neuen oder abge",andelten Struktu­
ren. ~enn daran gedacht winl. daß 
et"a in der heulIgen DDR Vergleich­
bares ~ie der BVS nicht vorhanden 
ist. Wir smd hier gern bereu, allen 
Verantwonlichen uniere umfa>senden 
Erfahrungen rur ihre Entscheidungs­
findung zur Verfugung zu \tellen . 

Doppelnutzen des 
Selbstschutzes 

Bernd Wilz ,k,uiene m leiner Dan­
k ... rede die Überlegungen, die ihn ge­
leitet haben. dem Schutz der Belölke­
rung und besonde~ dem Selb,t;chutz 
sem Augenmerk zu schenken. Der 
Bundestagsabgeonlnete ruhne dazu 
aus: ,Mein Bemühen um Zilihenei­
digung, ZiVilschutz und Selbllschutz 
entstand aus meinem Ve"ümdni~ von 
Sicherheit und Veneldigung. Sicher­
heit und Veneidigung ,ind keine stati­
;ehen Größen, sondcrn abhängig von 
Sich stets ändcrnden Faktoren. Die 
Produktion Ion Sicherheit i\l nicht nur 

teuer, sie mlangt auch be>Onderes 
staatsbür&erliches Engagement. Dies 
haben gernde die ehrenamtlichen und 
hauptamtlichen Mitarbeiter des BVS 
in den vergangenen Jahren und Jahr­
zehnten gezeigt, worur ich zu danken 
habe. Aber die Arbeit des BVS hat 
auch noch etwas anderes gezeigt, daS 
nämlich ZivilschutziSelbstschutz sehr 
wohl einen DoppelnulZ<n haben knnn, 
ja sogar haben muß. Was in emem 
höchst unwahrscheinlichen_ aher nach 
wie vor nicht rC>tlos auszuschließen­
den Veneidigungsfall nützt. kann 
auch im Frieden, wie Ihre Arbeit ja 
tagtäglich zeigt, schützen. Ich mache 
aher deutlich und betone. daß dies 
lediglich ein _Nebenprodukt' Ihrer Ar­
heit ist; ein allerding' wichtiges und 
übernus hilfreiches Nebenprodukt. 
Auch wenn em Veneidigungsfall auf 
deut;chem Boden heute äuße"t un­
wah~heinlich ist, gehön Gesamt"r­
teidigung nach meinem Staats",­
sliindnis zur Souleränität des Staates. 
Und hierzu gehön nicht nur da; Vor­
halten von Streitkräften, sondcm auch 
eine funktionierende Zivilveneidi­
gung. Im übrigen: Man winl eme Feu­
erwehr nicht deshalb abschaffen, weil 
es 20 Jahre in einer Gemeinde nicht 
mehr gebrannt hat .. 

Der jeweilige Veneidigungsumfang 
i\l abhängig Ion der Bedrohungsan­
nahme, andel1i ausgedrückt: Ion einer 
möglichen oder denkbaren Gefähr­
dung. Wenig hilfreich istes dabei. daS 
manche Zeitgenossen das Erhoffte und 
futrebte bereits als das Reali,iene 
ansehen wollen. Ich glaube nicht, daß 
die Sowjetunion oder ein anderer ehe­
maliger Warschauer-Pakt-Staat oder 
sonst jemand auf der Welt gegen uns 
Krieg fUhren will. Aber ich weiß, daS 
die Sowjetunion auch heute noch über 
1200) Atomsprengköpfe lerfügt, die 
jeden On der USA und Deutschland, 
erreichen können. Ich stimme mit dem 
frnnzösischen Deutschland-E,penen 
Jean Frnncois-Poncet darin überein, 
daß diese Atomsprengköpfe m den 
HJnden Gorbatschows weniger ge­
fährlich e~heinen ab früher. Es ist 
eben keine unzuläSSige Panikmache, 
wenn man darnuf hinweist, daß e; 
Waffen auch heute noch gibt ... 

Organisatorische Fragen 

Auch ZivillCneidigung, Selb,t­
schutz und BVS müssen sich ICmn­
denen Gegebenheiten anpassen, die 
Zivilleneidigung muß einen aufga­
bengerechten Umfang und eine ent­
sprechende Organisation erhalten. Es 
wird darüber zu reden ",in, "er zu­
künftig welche Aufgaben wahrnimmt. 
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Wo und wa, ilt das Aufgabengebiet 
der zukünfllg 16 Bundesländer im Zu­
samnlCnhang mit dem Katastrophen­
schutz, wa, "erden die Gemeinden 
übernehmen müssen? Soll der Bund 
zukünftig alle Aufgaben nach Anikel 
73 I GG I"" Veneidigung ein;ehließ­
Iich de, Schutzes der Zivilbelölke­
rung') allein wahrnehmen' 

Sie ~hcn. \'ielc organisatoriSChe 
Frngen, die natürlich finanzielle Aus­
wirkungen haben "enlen. die zu be­
antwonen !lind. 

Bei der Arheit an diesen Fragen 
werde ich mich Ion zwei Maximen 
leiten lasIen: 
I. Dieltr ",nsible Sicherheitsbereich 

darf nicht mit unangemessener 
Hdllk durchgepeitscht "enlen. 
Sowohllm Bereich des erweitenen 
Kata\lrophenschuIZCS als auch im 
Selbsl\chutz handelt es sich um 
gewachsene Organisationsfonnen_ 
die em hekti<ehes mal Hü, mal 
Hon mcht venrngen. 

2. ZII ilveneidigung ohne Mitwir­
kung und Infonnation der Bevölke­
rung gibt es nicht. Der Bürger hat 
heute und zukünftig Anspruch auf 
umfallende Infornmtion und Auf­
klärung. 

Verantwortung für die 
Sichemeit 

Auch unter "rändenen Rahmenbe­
dingungen i\llhre Arbeit politiSCh ge­
wollt und takllsch nOl"endig. Mit 
drm cn,t \ or 'henigen Monaten neu 
gefaßten Ge""tz über die Erweiterung 
des Kata\lrophenschutzes haben wir 
die rechtlichen Voraussetzungen für 
Ihre Tällgkeit neu geschaffen. Übri­
gens ist die"", Ge""tz am 14. Februar 
1990 - also nach der friedlichen Re­
volution in der DDR - in Krnft getre­
ten. Dies zeigt. daß di"e Bundesre­
gierung und ui~ Rcgierung~koalition 
nicht Wün'Chbares mit politiSCher 
Realität verwechseln oder gar oppor­
tumsllsch hin und her schwanken, son­
dern sich ihrer Verantwonung für die 
Sicherheit unserer BÜr&er auch in die­
scn sehr hoffnung" ollen Zeiten sehr 
wohl bewußt sind. 

Und SO bitte ich heute auch Sie, die 
ehren- und hauptamtlichen Mitarbeiter 
des BVS_ gehen Sie Ihrer nicht immer 
leichten und manchmal sogar unpopu­
lären Aufgaben mit dem glClchen En­
gagement und Elan wie in der Vergan­
genheit nach. Wenn ich Ion Ihren 
vielfdltigen Tällgkeiten höre und Ihre 
Tätigkeitsberichte lese, kommt mir 
gelegentlich ein alter Werbespruch in 
den Sinn: ,Nie war er SO wen\'oll wie 
heute ' - der BVS:-

Schutz - eine staatliche 
Aufgabe 

Im Jan-Wellem-S:!al des Düsseldor­
fer Rathauses wurde am 10. Septem­
ber 1990 der frühere nordrbem-west­
fali he Innenminister und jetzige in­
nenpolitiSChe Sprecher der FDP-Bun­
deltag,frnkllon. Dr. Burkhanl Hirsch, 
nut der BVS-Ehrennadel a",gezeich­
net. Direktor Helmut Schuch würdigte 
die Venlien\le des Geehnen mit fol­
gender Rede: "Vor nicht ganz einem 
Jahr, am 15. NOlemher 1989, wurde 
im Deutschen Bundestag das Kataltro­
phenschutzergänzungsgesetz in dritter 
Lesung beMen und beschlossen. In 
dieser Berntung, die einen Schluß­
\Inch zog unter d" fast zehnjährigen 
Bemühungen um eine Aktualisierung 
und lor allem prngmallschere Gestal­
tung des Recht; zum Schutze der Bür­
ger lor Gefahren aller An, haben Sie, 
Herr Abgeordneter Dr. Hi~h_ al, 
Sprecher der hbernlen Frnkllon festge­
stellt: ,Es ist z"eifellos Clne staatliche 
Aufgabe, zum Schutz der Bevölke­
rung vor Kata,trophen alle nOlv.endi­
gen und irgendntöglichen Vorkehrun­
gen zu treffen, nnd zwar unabhängig 
dalon, ob C\ \Ich um Katastrophen im 
Frieden oder im Krieg handelt' . _. 

Nach dem Grundgesetz ist unser 
Staat verpfliChtet, Leben, Gesundheit 
und Eigentum bestmöglich zu schüt­
zen: Der Rettungsdienst. die Feuer­
wehren, der KDtastrophen- und Zivil­
schutz. die vielen hundentausend Hel­
fer in den le~hlcdenen Organisatio­
nen - sie stehen bereit. ~enn umfas­
sende Hilfe erforderlich Wlnl. Aber: 
Alle Lebensrisiken kann der StaDt den 
Bürgern nicht abnehmen_ er muS von 
ihnen auch fordern, daß sie - nach 
ihren Kräften und Möglichkeiten -
einen eigenen Beitrag zur persönli­
chen Sicherheit leisten. Es , md Situa­
tionen im Leben denkbar, in denen 
eben nicht jeder >ofon Hilfe Ion außen 
fordern kann, m denen der einzelne 
SICh selbst, leme Familie und Nach­
barschaft vor Gefahren und deren Fol­
gen schützen können soll. 

HlHe zur Selbsthilfe 

Das Subsidiaritäbprinzip bedeutet 
nicht; anderes, als daß der Staat dem 
Bürger die Hilfe gewähn, die der ein­
zelne selbst nicht \iche~tellen kann. 
Darüber hinaus gewähn der Staat H il­
fe zur Selbsthilfe, al>O Hilfe für den 
Bereich der persönl~hen Vorsorge. 

Am Beispiel des Bunde>verbandes 
für den Selb,tschulZ wird deutlich. 
wie diese staatliche Aufgabe des 
Schutze; und der Hilfe - nach unse-



rem Staatsversiändnis - zu bewälti­
gen ist. Der BVS ist die staatliche 
Unterstützungsorganisauon, die den 
Bürger befahigen sol l. die Sicherheits­
pannerschaft Bürger Staat auch effek-
tiv zu gestalten __ _ 

Der BVS hat die Aufgabe_ durch 
Infonmation und sachliche Aullclärung 
dem Bürger aufzuzeigen, daß er sei­
nen Pan bei der Risikobewältigung 
übernehmen kann und übernehmen 
sollte. Haben wir den Bürger moti­
vien, Vorsorge zu treffen und prakti­
sche Fahigkeiten zur Eigenhilfe zu 
erwerben, ist er also risikobewußt, so 
findet er beim BVS Unterstützung bei 
der Umsetzung seiner persönlichen Si­
cherheitsplanung. Wie schwer es ist, 
diesen Weg erfolgreich zu weisen, 
zeigen Aullclärungskampagnen ähnli­
cher An, z. B. zum Angunen im Auto. 

Gefahren sind latent 
vortlanden 

Ich will diese Schwierigkeiten nicht 
als Alibi überbetonen, daß auch der 
BVS kritisch hinterfragt wird ange­
sichts der generellen Diskussion, ob 
im Lichte der Ost-We;t-Entspannung 
und der deutsch-deutschen Vereini­
gung der Zivilschutz wie der Selbst­
schutz noch eine - und gegebenen­
falls wie modifizierte - Daseinsbe­
rechtigung haben. Es sei jedoch der 
Hinweis erlaubt, daß bei sinkendem 
äußeren Bedrohungspotential zumin­
dest alle sonstigen Gefahren latent 
vorhanden bleiben und somit der per­
sönliche Nutzeffekt mr den Bürger -
ebenso wie die Aufwendungen des 
Staates zur Vorsorge und Abwehr die­
ser Risiken - sich selbst rechtfenigen. 
Dem völligen Verzicht eines angemes­
senen Schutzes wird kein ",antwor­
tungsbewußte Politiker das Won 
reden. 

Überdacht werden muß jedoch, wie 
diese Schwerpunktverschiebung -
geringeres Risiko einer militärischen 
Auseinandersetzung bei andererseits 
eher steigender Bedrohung durch all­
gemeine Gefahren - im Organisatori­
schen und Praktischen nachzuvollzie­
hen ist. Dazu gehön auch die Frage, 
ob und wie künftig Aufgaben nach 
dem Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes auf dem Gebiet 
der bisherigen DDR wahrgenommen 
werden sollen. 

Ich bin mir darüber im klaren, daß 
der BVS mit seiner Infonmation und 
Ausbildung diesen neuen Gegebenhei­
ten Rechnung tragen muß. Das heißt , 
wir müssen beim Bürger anhand wirk­
lichkeitsnaher Szenarien und noch 

verstärkter Praxis mehr Akzeptanz er­
reichen als bisher. 

Mit Ihnen. Herr Dr. Hirsch. stimme 
ich überein, daß wir insgesami noch 
stärker weg müssen 'om Image der 
Kriegsvorbereitung und hin zu einem 
wirksamen Schutz der Bevölkerung, 
losgelöst von starren und unwahr­
scheinlichen Schadensszenarien. 

Aullclärung und Ausbildung der 
Bürger müssen sich demnach orientie­
ren am lebensnahen Bedarf, also dem, 
was der einzelne realistisch erwanen 
kann. Bedarfsorienliene Infonmation 
muß unsere Arbeit leiten. Konzeptio­
nelle und organisatorische Änderun­
gen sind hierzu notwendig; das bleibt 
unausweichlich ... " 

Gesetz wurde mißgedeutet 

Dr. Hirsch zeigte in seiner Erwide­
rung auf. daß im Bereich des B"ölke­
rungsschutzes und speziell des Selbst­
schutzes die aktuellen politischen Ent­
wicklungen berücksichtigt werden 
müssen, um zu neuen Ansätzen zu 
kommen. Der Bundestagsabgeordnete 
fUhne dazu wesentliche Punkte an: 

,.wenn man heute über den Selbst­
schutz spricht, fragt man sich natür­
lich, wovor wir uns eigentlich in ei­
nem Land schützen sollten, das nie­
mand ernsthaft bedroht. Die parla­
mentarische Beralung des Katastr0-
phenschutzgesetzes vor noch nicht 
einmal einem Jahr ist in unserer 
schnellebigen Zeit, zumal in diesem 
erstaunlichen letzten Jahr, völlig "'­
gessen. Seine - wie ich hoffe -
dauerhaften positiven Wirkungen auf 
Ausrüstung, Ausbi ldung und Zusam­
menarbeit der freiwilligen Organisa­
tionen, damit auch auf den besseren 
Schutz des Bürgers bei Unglücksfallen 
des täglichen Lebens, gehören sozusa­
gen zum selbstverständlichen Be­
standteil unserer Befindlichkeit ... 

Bei der Beratung des Gesetzes im 
Bundestag hat es neben einem freund­
lichen Desinl'resse der Mehrheit eine 
beachtliche Anteilnahme der am Kata­
strophenschutz beteiligten Organisa­
tionen gegeben und \'or allem eine 
engagiene Ablehnung durch einen mir 
durchaus sympathischen Teil der Öf­
fentlichkeit, nämlich Ion Gruppen 
und Personen, die seit Jahren enga­
gien I'or den Gefahren eines atomaren 
Krieges gewarnt haben, damr ausge­
zeichnet wurden und die voller Sorge 
waren, das Gesetz sei Teil einer heim­
lichen Kriegsvorbereitung. Das war 
eine erstaunliche Mißdeutung unserer 
Absicht, die auch in langen Gesprä­
chen nicht ausgeräumt werden konnte. 
Es war sozusagen die pazifistische 

Or. Uurkhard Ui rsch. innenpolitischer Sprecher der F.D. ll.-Fraktion im 
Deutschen Hundestag (Bildmille) . der Düsseldorfer Oberslad ldireklor Karl 
}tanz (links) und HVS·Oirektor " ei mut Schlich . 

Variante der Ab>Chreckungsdoktrin, 
also des Glaubens. man könne den 
Krieg nur durch die wachsende 
Schrecklichkeit der Waffen rerhin­
dem. Jeder Versuch, diese Schrecken 
zu mindern. muß dann als Versuch 
erscheinen, Kriege wieder ruhrbar zu 
machen. Wäre das richtig gewesen, 
dann müßte man schleunigst zurück zu 
den Schlachtfeldern von Solferino und 
das Rote Kreuz verbieten. Es wäre 
dann die größte Kriegserleichterungs­
organisation aller Zeiten. atürlich ist 
das Unsinn. Mich hat bewegt. wieweit 
die Militarisierung des politischen 
Denkens fongeschritten war, daß man 
die Schutzlosigkeit der eigenen Bevöl­
kerung zu brauchen meinte, um die 
Kriegslust doch offenbar der eigenen 
Politiker im Zaum halten zu können. 

Inzwischen hat sich die politische 
Landschaft völlig veränden. Der Kalte 
Krieg ist beendet ... 

Die Frage des 
ßedrohungsblldes 

Der Verlust des Feindbildes ist ,fur 
viele Bereiche unseres politischen Le­
bens eine wirkliche Herausforderung. 
Wir wissen noch nicht_ ob wir dem 
Frieden trauen können. 

Wir rerringern die zeitliche Dauer 
der Wehr- und Z,rildienstpflicht. wir 
verringern die Präsenz der Bundes­
wehr, aber wir lösen sie nicht auf _ .. 

Es ist, in der Tat, schwer geworden, 
ein realistisches Bedrohungsbi ld zu 
entwickeln, gegen das man sich schüt­
zen müßte. Es ist aber ebenso schwer, 
sich angesichts der enomlen wirt­
schaftlichen, sozialen und ökologi­
schen Probleme auf unserem Planeten 
vorzuste llen, wir träten in eine Ära des 
ewigen Friedens ein. Denn die Proble­
me sind nicht geringer geworden, son­
dern sie wachsen. Die Tatsache_ daß 

es mit unserem Willen keine europäi­
schen nationalen Konflikte mehr ge­
ben wird, bedeutet keine,wegs, daß es 
keine Konfliktherde mehr gibt, die uns 
berühren können. 

Welche Gefahren sind 
realistisch? 

Trotzdem: For den Selbstschutz 
wird das Problem schwieriger, sich 
und andere zu motivieren. Er bleibt ein 
Teil der Gesamtl'eneidigung, aber ei­
ne konkrete Bedrohung Deutschlands 
als ,war theatre' ist nicht erkennbar 
und wird daher auch nicht als mögli­
ches Problem betrachtet. Wir müssen 
uns verstärkt der Frage zuwenden. 
welche Gefahren heute realistisch be­
stehen und empfunden werden. Natür­
lich sind das diejenigen, die sich aus 
der An unseres Zusammenlebens in 
hoch'erdichteten Räumen, in einer 
hochindustrialisienen Gesellschaft 
und in großen Bevölkerungszusam­
menballungen ergeben. Hätte sich 
Tschernobyl nicht in der femen Ukrai­
ne, sondern in Rostock, Greifswald 
oder wenige Ki lometer nördlich von 
Berlin in Rheinsberg ergeben - und 
das ist keineswegs unrealistisch -
dann wären die Folgen enonm gewe­
sen, und die Zusammenarbeit des Ka­
tastrophenschutzes wäre auf eine harre 
Probe gestellt worden ... 

Bei zivilen Katastrophen in der 
Bundesrepublik haben wir gelegent­
lich gemerkt, daß die Zusammenarbeit 
nicht genug geprobt worden war und 
die technischen Ausrüstungen nicht 
zusammenpaßten. Natürlich wäre es 
unsinnig. deswegen eine staatliche 
Durchorganisation zentraler An zu 
verlangen. Der Katastrophenschutz 
und die Organisation des Selbstschut­
zes kann nicht als eine An Bundes­
schulzannee organisiert werden. Sie 
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wird auch zukünftig auf bürgerschaft­
lichern und nicht auf militärilChem 
Engagement beruhen ... 

Lücken und Obertreibungen 
abbauen 

Wir "erden auch nicht an der Tatsa­
che lorbelkommen. daß die Gewich­
tung der emzelnen Aufgaben zueman­
der gepnift werden muß. Dabei denke 
ich an den Schutzraumbau - in der 
Vergangenheit ein symbolilChes poli­
tilChCl Reizthema erster Güte -. an 
da; Verhältnil von THW zur Feuer­
wehr. an Zil il- und Selbsbchutz, an 
Werbung und Au,nisrung. Der BVS 
sollte sich z. B. vornehmen. sich mehr 
mit der Autllärung der Belölkerung 
über konkrete Umweltgefahren zu be­
fas ... n. hier ebenso Lücken Wie Über­
treibungen abzubauen. also ein mo­
demes. un ... r tägliches Leben bestim­
mendes Gefahrenbild aufzugreifen. 

Generelle Untersuchung 
notwendig 

Wir brauchen neue Ansätze. Darum 
schlage ich vor, daß die Innenmmi­
sterkonferenz, also Bund und Länder, 
eine unabhängige Kommission einset­
zen. die die ootwendigen Konsequen­
zen rur Organisation. AufgabensteI­
lung. finanzielle Ausstattung und Zu­
sammenarbeit - natürlich auch grenz­
überschreitend - bei der zivilen Ver­
teidigung, dem Selbstschutz und Kata­
strophenIChutl untersucht, die sich 
aus den tiefgreifenden Veränderungen 
der letzten Jahre ergeben. Dieser 
Kommll"on \OlIten fachkundige Per­
sönlichkeiten aus Wissenschaft, Ver­
waltung. insbe\()ndere aus der Kom­
munaherwaltung. der zivilen Venei­
digung. dem Katastrophenschutz. der 
Winschaft und Publizistik angehören. 
WObei es weniger wiChtig ist, daß sie 
fachkundig. als daß es Persönlichkei­
ten sind. Sie IOllte uns innerhalb eines 
Jahres sagen können. ob wir uns be­
quem zunicklehnen oder was wir bes­
ser machen können - und w~ e~ 
ko,tet. 

Die Zukunft des Selbstschutzes 
wird dalon abhängen. ob und daß er 
die poltlllChen Veränderungen des 
letzten Jahres flir seine Arbeit nicht 
\Crdrangt. Er muß modem bleiben. Er 
darf sich nicht an den Gefahren orien­
ueren. denen wir ausgesetzt waren 
oder 10 Irgendeiner femen Zukunft 
ausgeo.etzt sem könnten, sondern an 
der Gegenwan. 

Querdurcll 
Niederstlcllsen 

Walfsburg 

Um den Bürgern der Stadt Wolfs­
burg den Sel"'tschutzgedanken wie­
der einmal naher zu bringen. ist 'im 
Oktober 1989 nllt emer Selb\lschutz­
Werbeaktion begonnen worden. Es 
wurden bisher 10 drei tadt- bzw. Ons­
tCllen alle Haushalte angelChrieben 
und Ihnen insgesamt elf elbSllChutz­
Grundlehrgänge angeboten. 

Dalon konnten neun Lehrgänge 
durchgeflihn werden. an denen 125 
Personen teilnahmen. DlCs enl\pricht 
etwa 3.5 % der angeIChriebenen Haus­
halte. Aufgrund der uthlreichen Stadt­
bzw. Onsteile Wolf,burgs wird die 
gesamte Werbeaktion noch über einen 
längeren Zeitraum fongeruhn. 

Cuxhaven 

Mit dem Ein"'t1 der Zivilschutz­
Ausstellung "ährend der Hauptur­
lau"',eit hatte \Ich die BVS-Dienst­
ltelle Cu,haven einen belOnderen An­
reiz rur die vielen Feriengä\le am 
Nordseestrand lel\prochen. 

Die Veranstaltung konnte nach Auf­
bau des Rundzelte; und AnreiIC der 
Mitarbeiter am DIenllag morgen mit 
der ersten A~tion Slanen. Unter Mit­
wirkung de, DLRG-Onlverbandes 
Cu,halCn und der Freiwilligen Feuer­
wehr Cu,halen-Mitte galt CI, mit 
Schülern dC\ Lichtenberg-G)mna­
lium, einen Sicherbeit>wettbewerb 
durchzuruhren. Trotz gelegentlicher 
Regenschauer "aren aktilC Beteili­
gung und Begel\terung bei den Sie­
gern zu verzeichnen. 

Danach erfolgte der Auftakt zu neu­
en Aktionen: Info-Stände im Bereich 
der Fußgängerzone. am Strand -
überall waren die BVS-Farben prä-

Nachruf 

Am 15. August 1990 ver­
starb nach langer, schwerer 
Krankheit der ehemalige Lei­
ter der BVS-Landesstelle 
Hamburg 

Kurt Morjan 

Seine Beisetzung fand am 
20. August 1990 im Beisein 
der näChsten Angehörigen, 
zahlreichen haupt- und eh­
renamtlichen Mitarbeiter so­
wie Repräsentanten der 
Hilfsorganisation statt. 

Kurt Marjan stieß bereits 
im Alter von 22 Jahren im 
Jahre 1957 zum Bundesver­
band. Nach rund dreijähriger 
ehrenamtlicher Tätigkeit 
wurde er am 1. 11. 1960 
hauptamtlich mit den Aufga­
ben eines Sachbearbetters 
betraut. Ab 1963 leitete er die 
Bezirksstelle Hamburg­
Wandsbek mit angeschlosse­
ner Ausbildungsstätte und 
betreute in dieser Funktion 
ca. 600 Helfer. Unter FreisteI­
lung von dieser Tätigkeit 
übernahm er ab Juli 1968 die 
Leitung des Fachgebietes 
"Organisation" in der Lan­
desstelle Hamburg. 1975 ka­
men die Aufgaben der Fach-

sent. Galt el hier. eilende Hausfrauen 
und \Chlendemde Urlauber zu infor­
mieren. waren don "FreizeitbelChäf­
tlgte" durch praktische Sel"'tschutz­
dcmoJl\lr3lionen zum Zu~hauen zu 
bewegen. 100gesamt dreizehn Stra­
Benaktionen wurden erfolgreich 
durchgeruhn. 

Am Donnerstag gab es dann zum 
fruhen achmittag noch einmal .. Voll-

An der Arbeitsbilanz sehe ich, däß 
der BundeslCrband rur den Selbst­
IChutz auf dem richtigen Weg ist." Praktische Ikmon ... tralioncn stehen in Cu~ha\<Cn im Mittelpu nkt. 
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gebiete 11 2 (Ausbildung) und 
11 4 (Öffentl ichkeitsarbeit) 
hinzu. 

Zum 1. 10. 1979 wurde er 
als BVS-Dienststellenleiter 
nach Göttingen abgeordnet. 
Seinem Wunsch, nach Harn­
burg zurückkehren zu kön­
nen, wurde 1982 entspro­
chen als er die Dtenstge­
schäfte des Leiters der BVS­
Dienststelle Harnburg-Süd 
übernahm. 1983 wurde er 
mit der vertretungsweisen 
Leitung der Landesstelle 
Hamburg beauftragt, die ihm 
ab Juli 1983 auf Dauer über­
tragen wurde. 

Kurz danach erkrankte 
Morjan schwer. Da Rehabili­
tationsmaßnahmen' nicht den 
gewünschten Ertolg erbrach­
ten, wurde Kurt Marjan ab 
dem 4. 4. 1985 erwerbsunfä­
hig. Das Arbeitsverhältnis 
kam zum gleichen Zeitpunkt 
zum Ruhen. Kurt Morjan hat 
sich in der Folgezeit von sei­
ner schweren Krankheit nicht 
mehr erholt. Die letzten Jahre 
verbrachte er in einem Pfle­
geheim. 

In Morjan ver1iert der Ver­
band einen langjährigen en­
gagierten Mitarbeiter und ei­
nen beliebten Kollegen. 

dampf voraus". Neben dem BVS­
Rundzel!. als Stan und Zlelvtation in­
tegrien. fand em z .. iter Sicherheits­
wettbewerb statt. Da; Ion Hafenamt 
10 Cu,ha>en zur Verfügung gCltellte 
Gelände unmittelbar an der Eibe. we­
nige Meter neben der Au\\icht>platt­
form der .. Alten Liebe", bot ideale 
Vorau, ... tzungen fur diesen Tag. 

Wie schon am ersten Wettbel\erb. 
waren auch hier \lieder DLRG und 
Feuernehr lenreten, verstärkt durch 
Kräfte des DRK-KreislCrbandC\ Cu,­
haien. Fahrzeuge konnten besichtigt 
"erden. Fragen von Zuschauenl und 
Besuchern wurden beantwonet. Die 
Sieger des Wettbewerbe, erhielten ih­
re Preise und Urkunden aus der Hand 
des Dezementen rur den Katastro­
phenIChutl der Stadt Cu,halen. 

Die Auffassung des als Schlnllhenm 
fungierenden Oberbürgenneisters. mit 
dieser Arbeit einen w irkungSlolien 
Beitrag rur den Schutz und die Sicher­
heit der Menschen geleillet zu haben. 
wurde durch die erzielten Ergebnisse 
unler.,tnchen. 



Blicltpunltl 
No,d,IIein­
Westfalen 

Bottrop 

MUI zeigle BOllrops Bürgermeisler 
Winfried Fockenberg bei der Eröff­
nung der "BoItroper Selbslsohulzta­
ge", als er das richl ige Verhalten beim 
Ablösohen brennender Bekleidung 
von Personen demonstrierte. Nach 
dieser praklisohen Vorführung erklär­
le er im Rundzelt des BVS in Anwe-

des Katastrophenschulzes" in der 
bergischen Stadl. 

senheit von ca. 40 Gästen die Selbst- Reges Interesse kennzeichnet die Veranstaltung in Hauun . 

Kaimer, zugleich auch Schinnherr 
der Veranstaltung, ließ sich wie viele 
andere Besucher über die Besonder­
heiten des Bevölkerungsschulzes un­
!errichlen. Das BVS-Team, darunler 
auch Dienslslellenleiler Jochem 
Weck. demonslrierte mil einer Geräle­
schau und zahlreichen Vorführungen 
die vielfalligen Möglichkeilen der Hil­
feleislung. An dieser Demonslration 
beleiliglen sich auch andere Organisa­
tionen. Zu den vielen Interessenlen 
gehörte auch eine Besucherin aus den 
USA, eine Mitarbeilerin des dortigen 
Kataslrophenschutzes. 

schutzlage für eröffnel. 
Zum "Tag des KataslrophenschUl­

zes" wurde der zweite Tag der Aktion 
erkoren, der unler der Milwirkung des 
Arbeiler-Samariler-Bundes, des DeUI­
sehen Rolen Kreuzes, der Feuerwehr, 
des Malteser-Hilfsdiensles, des Tech­
nischen Hilfswerkes und der Polizei 
durchgeführt wurde. Reges Interesse 
bei den BOllropern fand der Sicher­
heilswellbewerb, bei dem 57 Bürger 
ihre Kenntn isse im SelbslschulZ unter 
Beweis slellten. 

Wer noch etwas für seine Gesund­
heilsvorsorge lun woliie. konnle ko­
slenlos an einem Sehlesl und Zucker­
lest leilnehrnen. 

Am "Tag der Frau" nahmen 15 
Frauen verschiedener Verbände an ei­
ner Selbslschulz-Tagung leil, dabei 
wurden Detail fragen zum Thema "Un­
fallschwerpunkl Haushalt" geslelll 
und diskuliert. 

In vier Ausslell ungen konnten sich 
die Bürger während der gesamlen Ver­
anstaltungszeit über den Zivilschulz­
insbesondere den SelbstschulZ - in-
formieren. 

Hamm 

Ein Fesl des Poslamles Hamm aus 
Anlaß des 500jährigen Beslehens der 
PoSI nuille die BVS-Dienslslelle 
Hamm zu einer Selbsldarslellung. Ge­
legenheil dazu bol sich um so mehr, 
als die Post bei einer umfangreichen 
Schau Bergungs- und BrandschulZ­
ausrüslungen präsenlierte. Die BVS­
Dienslslelle Hamm, die für die Ausbi l­
dung von etwa 80 Postmilarbeilern im 
Kataslrophenschulz veranlwortlich 
iSl, ergänzle die Veranslallung mil 
Fil mwagen und Infonnationssland 
zum Thema Selbslsohutz. 

leverkusen 

,)eder Bürger iSI aufgerufen, seine 
Kenntnisse im SelbslschulZ zu prüfen 
und enlsprechend auszubauen, denn 
Hilfeleislung gehl uns alle an und kann 
gerade in den erslen Minu!en nach 
einem UnfalllebensreIlend sein." Mil 
diesem Appell eröffnele Solingens 
Oberbürgenneisler Kaimer den "Tag 

Bürgermeister Fockenberg demonstriert richtiges Verhalten. 

Die Fahneug- und Ccräteschau weckt die Aufmerksamkeit der Passanten . 

OIpe 

Lebhaftes Interesse an den Fragen 
des Bevölkerungsschulzes bekundeie 
der Parlamentarische Staatssekrelär 
im Bonner Innenministerium, Dr. 
Horsl Waffenschmidl, als er den BVS­
Infornlalionsstand anläßl ich der Aus-

slellung "Große Freizeilsohau '90" im 
sauerländischen Olpe besuchle. 

Bei dem intensiven Meinungsaus­
lausoh zwischen dem prominenten 
Gasl aus Bonn und den Mitarbeilern 
der Olper BVS-Dienslslelle kamen das 
Kalaslrophenschulzergänzungsgeselz 
und allgemeine Fragen nach verbes-

Staatssekretär WafTcnschmidt (lin ks), Olpes Bürgcrmeistc.-in Ohly und 
MdB Grünewald am Stand des ß VS. 
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senem Schutz bei Katastrophen und ge, daß dies den vielen Besuchern der 
Unglücksfallen zur Sprache. Schließ· Info-Börse Spaß machte. und auch die 
lieh ließ sich Dr. Waffenschmidt auch BVS·Mitarbeiter waren angesichll der 
die Besonderheiten der BVS·Arbeit in großen Resonanz mehr als zufrieden. 
einem übe", iegend ländlichen Be· 
reich wie Olpe erläutern. Haltern 

Gelsenkirchen 

.,Wer in unmillelbarer Nähe von 
leichtentzündlichen Flüssigkeiten 
mit einem Sch .. ißbrenner arbeitet. 
riskien nicht nur. einen Brand zu ent· 
fachen , sondern selbst in Flammen zu 
stehen. Schauen Arbeitskollegen hi lf· 
los und ohne schnelle Reaktion zu, wie 
sich der ußlo!Sichtige Schweißer in 
eine lebende Fackel verwandeln kann. 
ist der tödliche Ausgang vorprogram· 
miert ." Solche und andere gefahrliche 
Situationen sorgten fUr Aufmerksam· 
keit in einer Veranstaltung. zu der die 
BVS·Dienslltelie Gelsenkirchen ein· 
geladen halle. 

Es galt dabei, im Auftrag der Fach· 
arbelter·Ausbildungsstelie in Herne 
Spätau\siedler über Gefahren und da; 
richtige Verhalten in Unfallsituationen 
aufzuklären nach dem Molto: "Sicher· 
heit in Betrieben". Ergänzend dazu 
vernliuelte der BVS in einem Selbst· 
schutz·Grundlehrgang das Thema pra· 
xisnah. 

Viersen 

Mit großem Rahmenprogramm 
fand in Niederknichten bei Viersen ein 
B VS·SicherheiL\l(elibewerb statl. 
W., der BVS und die übrigen Veran· 
stalter - Reuungshundestaffel. Poli· 
zei und Verkehrswacht - an prakti· 
schem und theoretischem Wissen ver· 
milleln konnten. traf bei den zahl rei· 
chen Besuchern auf große Resonanz. 

Die Verlockung mitzumachen. 
wurde schließlich noch mit Hilfe wen· 
voller Preise gesteigen. Die zehn be· 
sten Teilnehmer erhielten am Ende 
Ehrenpreise und den Glückwunsch 
von Gemeindedirektor und Sehirm· 
herr Siegfried Wilms. 

Wülfrath 

Ein Unfall·Szenario, wie es leider 
fast tagtäglich zu beobachten ist -
diesmal jedoch inszenien - diente der 
Eröffnung der Selbstschutzwoche in 
Haltern. SO geladene Gäste beobachte· 
ten den Ablauf der Aktion und lausch· 
ten den Kommentienmgen der BVS· 
Mitarbeiter. Zum Abschluß der Eröff· 
nungsveranstaltung faßte Halterns 
Bürgermeister Wessei die allgemeine 
AulTassung zusammen: ,.solche und 
ähnliche Situationen können jedem 
pa;sieren. und dann i\t man auf rasche 
Hilfe angewiesen. Ich wünsche daher 
dem Anliegen des BVS. das auch das 
Anliegen der Stadt Haltern ist. viel 
Erfolg." 

Knapp zlVei Wochen später versam· 
mein sich im Ratssaal der Stadt Hai· 
tern 70 Perwnen, die zur Siegerehrung 
des SicherheilSwelibewerbes erschie· 
nen sind. Jeder von ihnen erhält einen 
Preil. den die Stadt gestiftet halle. In 
seiner Rede dankt der Melhenretende 
BürgernIeiMer GOllfried Lemloh dem 
BVS und allen beteiligten Organisa· 
tiOilen ftir ihr gelungenes Vorhaben, 
möglichst viele Bürger ftir den Selbst· 
schutzgedanken zu motivieren. 

Zwischen beiden Veranstaltungen 
lag ftir die Stadt Haltern, die Dienst· 
stelle Recklinghausen und die beteilig· 
ten Hilfsorganisationen viel Arbeil. 
Die Stadt wurde mit Bannern und 
Spanntüchern dekorien, Schaufenster 
wurden hergerichtet und Plakate ge· 

ßVS-OicnSlSlellenlcil l'r Uien~k hei der Ehrung \'on Sparka!lSendirektor 
IJarls und Selbstschutz-Sachbearbeiter Pclstcr(\on lin ks). (Foto: Sch) pulla) 

klebl. Die Feue", ehr veranltaltete ei· 
nen Tag der offenen Tür. während der 

. BVS ein Sicherheitsquiz durchfUhrte 
und die Fahrbare Bevölkerungsschutz· 
ausstellung zeigte. In den Fi lialen der 
Haltemet Stadtsparkassc waren Klein· 
aUSltellungen des BVS zu sehen. In 
einem Kaulltaus wurde eine Woche 
lang eine Computer·Lebensmilielbe· 
ratung angeboten. und täglich fUhnen 
Mitarbeiter der BVS·Dießlt\telie In· 
formationsveranstaltungen in Betrie· 
ben, Verwaltungen, Krankenhäuscrn. 
Altenheimen und Schulen durch. 

Am Wochenende wurde dann auf 
dem Marktplatz ein Sicherheits~eu· 

bewerb durchgefUhn. An den acht zu 
durchlaufenden Stationen .. ren alle 
Haltemer Hilfwrganismionen vertre­
ten. Erster Besucher des Sicherheits· 
wellbewerbes war Schirmherr Bürger· 
meister Wessel , ihm folgten im Laufe 
der ,jer Stunden dauernden Veranstal· 
tung ~eitere 70 Tei lnehmer. die fast 
geschlossen zur Abschlußveranstal· 
tung erschienen. 

ach der Ehrung der Sieger verlieh 
der Dienslltellenleiter der BVS· 
DienslIteIle Recklinghausen, Franz 
Bienbeck. zweimal die BVS·Medail· 
Ie. Dem Direktor der Sparkasse Hai· 
tern. Bernhard Paris. dankte er fUr 

Selbstschutz·lnformationen - dies· 
mal in Verbindung mit einem Quiz -
waren die große Auraktion . mit der die 
Mitarbeiter der BVS·DienslStelie 
Wuppertal bei der ., 10. Info-Börse" 
der Stadt Wülfrath priisent waren. Wer 
bei dieser Veranstaltung mitmachte. 
halle in der Tat doppelten Nutzen: Er 
konnte ~ich zum einen auf intere\sante 
Weile in Sachen Selbstschutz weiter· 
bi lden. zum anderen gab es jeweils 
eine kleine Anerkennung. Keine Fra- Die Sieger des HalteRet S icherheits \\ clt be" crbs stellen sich dem Fotograren. 
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seine jahrelange Unterstützung, die 
ihren bisherigen Höhepunkt in der Un­
terstützung bei der Selbstschutzwoche 
gefunden habe. Dem Selbstschutz­
sachbearbeiter der Stadt Haltern, Mi­
chael Pelster, sprach Bienbeck seinen 
besonderen Dank ftir die vorbi ldhafte 
Unterstützung aus, durch die erst der 
positive Verlauf möglich wurde. 

Bonn 

Fast drei Jahrzehnte war er ftir den 
Verband unterwegs, jetzt saß er ein­
mal selbst im Fond des Dienstwagens: 
Werner Sopp, Kraftfahrer der BVS­
BundeshauptsteIle, wurde anläßlich 
seines letzten Arbeitstages am 31. Juli 
1990 zum Dienst chauffien. BVS­
Direktor Helmut Schuch richtete im 
Beisein der Belegschaft der Bundes­
hauptsteIle herzliche Wone an den 
künftigen Ruheständler. "Seit Ihrem 
Eintritt in den Verband 1% I waren Sie 
ununterbrochen als Kraftfahrer tätig. 
In diesen annähernd dreißig Jahren 
hatten Sie es mit drei Chefs zu tun, die 

Sonsbeck 

Was im Zivil- und Katastrophen­
schutz einen Namen hat, beteiligte 
sich am ,, 13. Tag des Katastrophen­
und Selbstschutzes" in Sonsbeck 
(Kreis Wesei), der diesmal in Verbin­
dung mit der Rathauseinweihung und 
einem entsprechend festlichen Wo­
chenende stattfand. Sämtliche Organi­
sationen des Katastrophenschutzes, 
Regieeinheiten, die Krei spolizeibe­
hörde und der BVS demonstrienen 
praxisnah, was unter Bevölkerungs­
schutz zu verstehen ist. Herausragen· 
de Veranstaltung dabei war eine 
Übung, die 10m Sichern der Scha­
densstelle durch die Polizei bis zum 
Abtranspon der "Verletzten" reichte. 
Was die vielen Zuschauer besonders 
beeindruckte, war dabei die Erkennt­
nis, eventuell in solchen Fallen hilflos 
zu sein - wenn man Helfen nicht 
gelernt hat. 

Bei einem BVS-Sicherheitswettbe­
werb hatten die Besucher dann die 
Möglichkeit, ihr Wissen und Können 

zu veniefen, aber auch wen volle Prei­
se zu gewinnen. Insgesamt rund 3200 
Zuschauer ICrfolgten den Wettstreit 
der etwa 200 Helferinnen und Helfer. 

Schirmherr Oberkreisdirektor Dr. 
Horst Griese, die Veranstalter und die 
Gemeinde Sonsbeck waren sich einig 
in der Feststellung, daß der Tag des 
Katastrophen- und Selbstschutzes ein 
voller Erfolg war. 

Hessenspiegel 

Frankfurt am Main 

Im Neu-lsenburger Hauptfeuer­
wehrstützpunkt fand eine zweitägige 
Inforrnationstagung .,Zivilschutz" mit 
Selbstschutz-Beratern und -Sachbear­
beitern des Landkreises Offenbach 
statt . Neben den fUr die Tagung vorge­
sehenen Themen wurde unter anderem 
auch ausftihrlich über das neue Gesetz 
über die Erweiterung des Katastro-

phenschutzes gesprochen sowie Er­
fahrungen unter den Teilnehmern aus­
getauscht. 

Großen Raum beim Erfahrungsaus­
tausch nahm vor allem die Ausstattung 
der Selbstschutz-Berater ein. Der 
zweite Tag stand ganz im Zeichen des 
Besuchs Ion Hans-Jürgen Hielscher, 
FDP-Landtagsabgeordneter, der die 
Patenschaft rur den Westkreis Offen­
bach übernommen hat, da die Freien 
Demokraten hier keine Abgeordneten 
stellen. Hielscher inforrniene sich aus­
fUhrlieh und erwies sich als gut unter­
richteter Diskussionspanner. 

Bei der sich anschließenden Besich­
tigung der Neu-Isenburger Selbst­
schutz-Beratungsstelle dankte deren 
Berater Gerhard Gräber dem anwesen­
den Ersten Stadtrat Benhold Depper 
sowie dem Kreis Offenbach rur die 
;tete Unterstützung in allen Angele­
genheiten des Selbstschutzes. 

Anläßlich der Inforrnationstagung 
wurden auch zwei langjährige Selbst­
schutz-Sachbearbeiter geehn und mit 
der BVS-Medaille ausgezeichnet. 

BVS· Direktor Schuch ,'erabschiedel WernerSopp mit herzlichen Worten. Inrormation aus erster Hand: Landtagsa bgeordneter Hielscher (Mitte) und 
(Foto: Sers) die ßVS· Fachgebietsleiter Wufka (lin ks) und Hennig, -----------------------------------

sich mit Ihnen als Fahrer stets sicher 
fUhlen konnten", dankte Direktor 
Schuch Werner Sopp fUr seinen um­
sichtigen und zuverlässigen Einsatz. 
Als Zeichen des Dankes und der Aner­
kennung überreichte der Direktor ab­
schließend neben einem persönlichen 
Abschiedsgeschenk auch ein Präsent 
der Belegschaft. 

Werner Sopp konnte bereits 1974 
sein 15jähriges Dienstjubiläum im öf­
fentlichen Dienst feiern. 1989 beging 
er sein 40jähriges Dienstjubiläum. 
Sein kollegiales Wesen fand nicht nur 
in seiner Aktivität im Personalrat Aus­
druck, sondern wurde auch bei der 
Abschiedsfeier deutlich, als er Dut­
zende Hände schütteln mußte und vie­
le Wünsche fUr den neuen Lebensab­
schnitt mit auf den Weg bekam. Die Teilnehmer der Inrormationslagung in der Neu· lsenburger Feueru uche. 
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Die II VS·Medailie als Dunk und An· 
erkennung fiir Sid an \Verner 
(links) und Dieler I-I arerkorn. 

Zum einen wardi" SIefan Wemer von 
der Sladl eu-I"nburg_ 'um anderen 

Darmstadt 

Die Hesscnschau Darmsladl iSI die 
größle Verkauf'mesle Süd-Hessens. 
Sie wird jährlich von über IOO!XX) 
Besuchern aus der ganzen Region als 
Informationsmöglichkeil genutlt. 
1990 wurde die BVS-Diensisielle 
Darmsladl Ion der Fahrbaren Zivil­
sehUIl-Ausslellung aus Baden-Würt­
lemberg unle"IÜIZI. Bei der vom hes­
sischen Minisler ftir Wirtschaft und 
Techni" Alfred Schmidl, eröffnelen 
Ausslellung wurden nach neun Aus­
siellungslagen über 10000 Besucher 
am BVS-Sland gezähll. 

Dieler Haferkom von der Sladl 
Langen. 

Beide haben sich seil Jahren beson­
de" um den SelbslschUlZ bemühl und 
pflegen darüber hinaus ,.hr gUle Kon­
la,le zur BVS-Dienslslelle Frankfurt. 

Besonderer Dank wurde Haferkorn 
unler anderem rur sein großes Engage­
menl anläßlieh des im vergangenen 
Jahr in Langen durchgeftihrten "Ak­
tionslag Be\'öJkerungs~hulZ" ausge· 
sprochen. 

Wemer emieli die Auszeichnung 
rUf seine Iniliati'Y'e . der es zu verdan­
ken iSI_ daß Neu- lsenburg zu einer der 
wenigen Gemeinden gehört_ in der der 
SelbslschulZ SO" ie das Konzepl der 
SelbslSChulz-Beraler vorbildlich auf­
gebaul wurde. Seine vielen Verbin­
dungen und Konlakle zu den Kalaslro­
phenschullorganisalionen. Behörden 
und Bellieben hai er, genauso wie 
Haferkorn, sielS zugunslen des BVS 
genUIZI. 

Über 26 Jahre war Hans-Werner 
Preuß in Südhessen als Leiler der 
Fahrbaren Aufklärungs- und Ausbil­
dungsslelle lälig. Seine Täligkeil be­
gann er bei der ehemaligen Kreisslelle 
Groß-Gerau. V",elzl an die KreisSle l­
le Heppenheim an der Bergslraße war 
er zeil"eile Dienslslellenleiler. Nach 
der SlruklUrrefonn wurde er an die 
BVS-Dienslslelle DannSladl verselzl 
und war im hessischen Ried, an der 
Bergslraße und im Odenwald eine be­
kannle Per..änlichkeil. 

In vielen Behörden und Kommunal­
'Y'erwaltungcn \ind leitende Mitarbei­
ler von Hans-Werner PreuB im Selbsl-

schulz ausgebildel worden. Mil einem 
Bildband über "ine langjährige Tälig­
keil verabschiedelen die Milarbeiler 
der Dienslslelle Hans-Wemer Preuß. 

IIlttuelles aus 
Rlleinland-Pfalz 

Bad Münster 
am Stein-Ebernburg 

.,Seil Tschernobyl kann sich die Be­
völkerung nichl mehr Ion der Talsa­
ehe verschließen, daß unsere Weil mil 
polenliellen Gefahren angereichert iSI, 
die nichl abschbar und ausschalibar 
sind. Deshalb muß der Bürger wissen, 
wie er in den umerschiedlichslen Si­
lUalionen wirkungsvoll Hilfe leislen 

kann. Und gertau das will der BVS mil 
dieser Ausslellung bezy,ecken." Mil 
diesen Worten eröffnele der Bürger­
meisler von Bad Münsler am Slein­
Ebernburg, Waller Schausl. die Fahr­
bare ZivilsehUlz-Ausslell ung im Kur­
millelhaus des Kurortes. 

BVS-DienslSlellenlcilerin Brigille 
Weißen hagen dankle dem Bürgennei­
Sler ftir sein klares Bekenmnis zum 
Selbslschulz. Mil dem Ablöschen ei­
ner brennenden Person wurde den Gä­
Sien bei der Eröffnung die NOlwendig­
keil der Selbslhilfe verdeUllichl. Mil 
dieser Demonslralion war der Info­
Stand im Kurpark siels ein besonderer 
Anziehungspunkl neben der Ausslel­
lung. 

Insgesaml sland Bad Münsler am 
Slein während der sechs Ausslellungs­
lage ganz im Zeichen de; Selbslschul­
zes. Neben der Ausslellung und den 

HVS- I)il'nslstellenleilerin WeiUenhngen und Bürgermeisler SclHtusl Mi der 
Eröffnung der Auss-Iellung. 

praklischen Vorfuhrungen am Info­
Sland wurden noch PreiseJlse!. z .. ei 
Infonnmionsveranslaliungen und die 
DienslSiellen-Kleinausslellung ange­
bolen. 

Nach Absehl uß der Aklionen im 
Kurort waren lJich alle Beleiliglcn ei­
nig: Kurgäsle sind ein sehr imereS\ier­
les Publikum und so war die BVS­
DienslSlelie Mainz sicher nichl das 
lewe Mal in Bad Münsler zu Gasl. 

Bodenheim 

Ein kleiner Ucsuchl'r nur dem ßVS· Der mit der Wahrnehmung der Gcschiirle des L:mdCSSlcllcnlciters IJca ur-

Für den diesjährigen lradilionellen 
_,Tag der Feuel'\\ehr" waren zwei Er­
eignisse kennzeichnend. Die Überga­
be und Indienslslell ung eines Einsalz­
leilwagens sowie die erslmalige 
Durchfuhrung eine; BVS-SichemeiIS­
wellbewerbes. Stand in Dnrm.<; ladl. Irllgte,A rlllin LClocha , \'crabschiedet Ilans-\Verner Preull (links) . 
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Eine sehr gute Resonanz zeigte die 
Bevölkerung auf den angebotenen 
Wettbe"erb, an dem sich die Frei" il­
lige Feue",ehr Bodenheim und der 
Ortsverein Nackenheim des DRK be­
teiligten. An insgesamt neun Stationen 
mußten die Teilnehmer ihr Können in 
Vorsorge und EigenhilFe bei Notfal ien 
unter Beweis stellen. 

Nach Abschluß des Sicherheits­
.. ettbe"erbs ehne Bürgermeister AI­
Fons Achatz die Gewinner und die 
BVS-Dienststellenleiterin Brigitte 
Weißenhagen überreichte wenvolle 
Preise. 

Bürgermeister Achatl (!\lilie) und ß VS-Dienststellenleiterin Weil!cnhagen 
mit dem Sieger des Weube\\crbs. 

_ -:;;'.Ir 
~7.'" .... '!f..;,IO> 

• 
Eint ragung in das Gästebuch der n VS·Landesstclic Saa rland: Min isterpräsident Lafontaine (oben) u~d \~irt . 
schartsminister HofTmann (unlen). (Fotos: Fontu lIle) 

Saal/and­
Rundschau 

Saarbrücken 

Messerundgang nach der Eröffnung 
der 28. Verbrauchermesse "Welt der 
Familie" in Saarbrücken: Eine Station 
der zahlreichen Ehrengäste war wie­
derum der Stand der BVS. 

Ministerpräsident Oskar Lafontaine 
trug sich in das Gästebuch der BVS­
Ausstellung ein. Die BVS-Mitarbeiter 
gaben gezielt AuskunFt auF die Fach­
fragen des RegierungscheFs und ehe­
maligen Präsidenten des BVS. 

Landesstellenleiter Harrmut ScheFF­
ler nutzte den Besuch des saarländi­
schen Wirtlchaftsministe" Hajo HoFf­
mann, um das Problem der Selbst­
schutzausbildung in Arbeitsstätten zu 
erläutern. Nach einem sehr intensiven, 
langen Gespräch trug sich der Win­
schaftsminister ebenfalls ins BVS-Gä­
stebuch ein. 

Neunkirchen 

Einen "Tag der oFFenen Tür" zur 
InFormation der Bevölkerung über sei­
ne Aktivitäten veranstaltete die BVS­
Dienststelle Neunkirchen auF dem 
Übungsgelände in der Kreisstadt. Da-

nCllangjä hrigc Mitarbeiter des Ver­
bandes aus : Hans Grcgori us, Peler 
Weirich und Marianne Gregorius 
(\'00 links). (Folo: Tiator) 

bei stand auch die Zusammenarbeit 
mit anderen Organisationen im Mittel­
punkt. Mit einer Medaille bedankte 
sich Franz Kuhn bei den Venretern 
verschiedener Organisationen der 
Stadt Bexbach rur die gute Koopera­
tion: Deutsches Rotes Kreuz, Freiwil­
lige Feue",ehr, Malteser-Hilfsdienst. 
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l 
Deuts<:he Lebenl-Reuungs-Gesell-
sehafl und PolilCl Bexbach. 

Zahlreichen Ga;!Cn und den Presse­
,enrclern erlaUiene Diensisiellenlei­
ler Franz Kuhn die Sch.erpunkle der 
BVS-Arbeil im nördlichen und öslli­
chen Saarland . Im Rahmen der z.eilä­
gigen VeraOllahung ehne Franz Kuhn 
fUr je.eill JOjahrige aklive Mliglied­
sehar, Mari","e Gregorius und IVer­
ner Raber. Für ~Ojährige Milglied­
sehafl .. rde Peler IVeirich ausge­
zeichnet Der langjährige ehemalige 
Diensisiellenielier Hans Gregorius iSI 
seil zehn Jahren auch Im RuheSland fUr 
den BVS aklll DafUr .. rde er 'on 
DienslSlelienlelier Franz Kuhn beson­
ders geehn. 

Südwest alttuell 

Freiburg 

Auf der .. ReglO '90". einer AusSlcI­
lung fUr die ganze Familie und alle 
LebensbereIChe ... r die BVS-Ak­
lionsbühne em Zusehauermagnel. 
Viele Besucher fanden hier zum ",,'en 
Mal die Gelegenheil. die verschiede­
nen NOirufapparale kennenzulernen. 
Ellern und Kinder konnlen nichl nur 
den "NOIrur' üben. ""ndem auch die 
Scheu lor die",n EinrichlUngen über­
"lOden und Ihre Hemmseh.elle ab­
bauen. 

Viel Aufmerksamkeil erreglen die 
Vorführungen 11111 einer brennenden 
"Frileuse" und der Brandpuppe. Dabei 
erlebien die ZUIChauer. wie dureh 
schnelles und riehliges Handeln Un­
glück und Kalaslrophen in Küchen 
und Haushah .. rhIOden .erden kön­
nen. Die wlChllglle Erkennlnis dabei: 
Nur Sofonhilfe ill • irkungsvoll. Und 
Sofonhilfe ", nur dureh Selbsts<:hulz 
möglich. 

Auch mll dem Selbslsehulz-Quiz 
bol sich dem AUI;!ellungspersonal ei­
ne gUie Möglichkeil zum Gesprächs­
beginn. Gleichleilig konnIe dann 
wichligel IVil\en lermiuell .erden. 
Beide ZU\alzprogramme haben sich 
als I<enlolle Teile im Rahmen der 
BVS-Au'llellungen be.ahn. 

Schriesheim 

Eine FOrl"'llung der dureh BVS­
Landesslellenleller IVolfgang Raach 
iniliienen Gelpr'ächsrunde mil Polili­
kern fand im Rahmen einer DiensIbe­
sprechung 10 Schrie,heimlBergsu-aße 
SIaU. Nach MdB Dr. Laufs folgle der 

Einladung zum "Polilikergespräch" 
nun MdB Profes""r Dr. Ros.ilha 
IVilnie",ki. Mllglied im Innenaus­
IChuß des DeUl",hen Bundeslag\. 

Die Polillke"n .. rde über die Ar­
beil der BVS-LandelSielie und ihre 
Dien;!;!ellen dureh Kurz>onräge in­
formien . Im Vordergrund lIand dabei 
die Darslellung der Arbeillumränge. 
die Personalausslauung und insbe""n­
dere die ehren"nlliche Komponeme. 

MdB ProfeI"'" Dr. lVisnie">ki 
zelgle sich uber die Arbell des BVS 
\ehr inlerellien. Sie erklmedie Talig­
keil des BVS mlbesondere und den 
Selbll",hulz der Belölkerung im all­
gemeinen rur unlerzichlbar und raum­
le em. daß über die Zukunfl dieser 
Arbeil im AUSlchuß imensiv nachge­
dachi "ürde. Sie lenral die Auffas­
lung. daß auch in einem wiedmerein­
len DeUischland die BedeulUng des 
Selbslschullel eher lIeigen würde. Sie 
unleNrich den Gedanken des Doppel­
nullens del Zi,ilsehulle\ und zeigle 
auf. daß neben der Taligkell der polili­
",hen Bildung el durehaus vorslellbar 
.äre. den BVS 10 ",mer Aussagekrafl 
wkunflig durchaus als Bildung\ein­
richlUng deI Bundes in Angelegenhei­
ten der Gefahrenvol"'lorge zu nutzen. 

Komweslheim 

Der DRK-Onsv'erein Korn.esl­
he,m feiene "'10 75jähngel Jubiläum. 

Viele DRK-Bereilschaflen nahmcn an 
der Fe\lIeran\lahung in Korn.esl­
heim Icil, darUiller auch Gruppen aus 
Danemark. halien. o",erreich und 
FmnLrelch. An z.ei Tagen. urde der 
Bevölkerung Korn.eSlheims im FeS!­
zell und am Fe\lplalz allerhand gebo­
len: Wellbe.erbe und Übungen wur­
den durchgefühn, Erfahrungen ausge­
lauscht Bei der Geräleschau waren 
die Feuefllehr. das THW. die DLRG. 
Flugrellungsdien\l . Bundel.ehr und 
Poli zei eben\() lenrelen • ie der BVS. 

Der Korn,cllheimer BVS-Beauf­
lragle Kurt Spmnler erhiell auf Einla­
dung del DRK-Onsvereins die Gele­
genhell. bei der Geräleschau den B VS 
und ,einen gelelzlichcn Auflrag einer 
breilen Öffemlichkeil darzullellen. 
Mil dem Filn,.agen. einem Info­
Sland und emem Aklionsbereich. bei 
dem u a. das Ablöschen von in Brand 
geralener Kleidung lorgefühn "urde. 
lockle er ,iele mleressiene Bürger an. 

Oberburgemleilier EmSi Fischer. 
Burgermeiller Michael Köpple und 
\eine Familie überzeugten sich am 

land des BVS von den Möglichkeilen 
der ÖffemlichkeilSarbeil. Der Ons­
vo"illende des DRK-Onslereins, 
Sladlkämmerer Gümher Bareis. war 
deI Lobes 1011 über die Bereilschafl 
der BVS-DienllSlelie Ludwigsburg. 
bei der Jubiläumsveranslallung milzu­
.irken und emer breilen Öffenllich­
keil den Gedanken des Selb,'sehullcs 

und der VONlrge des Bürgers näher­
zubringen. 

Freudenstadt 

Auf dem nächenmäßig größlen 
MarklplalZ der Bundesrepublik in 
FreudenlladuSchwarzwald fand zum 
eNen Mal eine Zivilsehull-AusSlel­
lung und ein SicherheilS"ellbev.erb 
Slall. 

Bej der Eröffnung durch Burger­
mei\ler Deminger und BVS-DienSl­
siellenleiier Boor. Offenburg .• urde 
lor geladenen Gällen und zahlreichen 
Zuschauern auf die Aufgaben und 
NOI.endigkell des ZivilsehUlzes hin­
gewie\en. Deininger ging u. a. auf den 
Doppelnullen ein und meime. auch 
nach den polilischen Veränderungen 
in jungSler Vergangenheil \ei Zivil­
SChUll und damil auch Selbslsehull 
uner.elllich. Auch das Beilpiel der 
lerbeereoden SlÜrme und Uber­
seh.emmungen im Frühjahr machlen 
sehr deUilich. "ie wlChlig das Zusam­
menlpiel der SelbSlhilfe mil der orga­
nillenen Hilfe 1St 

Bei der Presse fanden beide Vemn­
\lallungen eine große Resonanz. und 
"" halle das BVS-Pe"onal reichlich zu 
lun. auch der SicherbeilS.ellbe.erb 
mil 40 Teilnehmern und vielen Zu­
IChauern konnle erfolgreich abge­
schlol\Cn .erden. 

MdlJ l'rofCSM>r Or. \\ isnie\\sk i. IJ VS-Landesslellenlcitcr Raach und die IJVS- I)ienststellcllicifer Holder und 
Ricbauer "üh~nd der Tagung in Schri~hcim. 
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Technisches Hilfswerk 
Schieswig-Hoistein 

Ausstellung und 
FotoweHbewerb 

Pr .. lz. Seit März dieses Jahres be· 
reitete die örtliche THW-Helferver­
einigung eine Ausstellung zum 4Ojäh­
rigen Jubiläum der Bundesanstalt 'or. 
Sie dauerte vom 18. bis 26. August 
1990. 

Die Ausstellung sollte den Besu­
chern Aufgaben und Ziele des Techni­
schen Hilfswerkes näherbri ngen. aber 
auch das Geschichtsbewußtsein stär­
ken. Sie gliedene sich in mehrere 
Abtei lungen. von der per;önlichen 
Ausrüstung über technische Hilfsmit­
tel bis zu Dioramen und Dokumenta­
tionen . 

Ein von der Helfervereinigung 
selbst hergestell ter Video-Fi lm und ei­
ne Chronik des Orts,erbandes runde­
ten die Ausstellung ab. Eine Fotodo­
kumentation. die auch als Ausstel­
lungsbtalog diente. ergänzten die In­
fonmationen. Einzelne Exponate wie 
Hebekissen und ABC-Spürkasten fan­
den besonderes Interesse. 

Da.\; Anbringen der Sprengladungen erfordert sorgfältige Arbeit. 

Ein Fotoweubewerb zum Thema 

"Umweltschutz und Technik" hat die 
Preetzcr Einwohner. insbesondere die 
jüngere Generation. angeregt. Nach 
regem Zuspruch konnten am letzten 
Tag der Ausstellung mehrere Sach­
preise vergeben "erden. V. L. 

Sehr dekorutiv präsentieren sich die einzelnen Exponate. (Folo: Mertens) 

Brisante 
Unterweisung 

Oldenburg. Der THW-Ortsl'er­
band Oldenburg fUhrte ein Beleh­
rungssprengen am Wien berg durch. 
Sprengberechtigte und -helfer aus dem 
gesamten Raum Schleswig-Holstein 
reisten auf Einladung des Geschäfts­
fUhrer; Gutow aus Lübeck. der fUr das 
THW nach dem Sprenggesetz die ler­
antwortliche Pe""n ist. mit Einsatz­
fahrzeugen an. Das jährliche Beleh­
rungssprengen wird jeweils von einem 
anderen ürtsverband durchgefUhrt. 
Der Sprengberechtigte Einar Riede. 
der seine mte selbständig ausgearbei­
tete Sprengung durchfUhrte, leitete 
diese Ubung. 

Der 3. Bergungszug des Kreiscs 
Ostholstein in Oldenburg ist einer Ion 
9 Bergungszügen des THW. die über 
eine Sprengausslattung verfugen und 
Sprengungen durchfUhren. Es wird al­
lerdings immer schwieriger. g .. ignete 
Objekte zu finden. Der Ortsbeauftrag­
te des Ortsverbandes Oldenburg. Dirk 
Glöe. freute sich deshalb, daß Krei s­
beauftragter Heinz Palm ein Spreng­
objekt ausfindig machen konnte. Es 
handelte sich dabei um die Reste eines 
nach dem Krieg gesprengten Bunker;. 

28 Löcher mußten 80 cm tief ge, 
bohrt werden. Inzwischen fertigten die 
anderen Helfer die Sprengpatronen an. 
Einar Riede profitierte von einer Idee 
Ion Heinz Palm, der selbst Sprengbe­
rechtigter ist, und forderte 40 cm lange 
Patronen an. Diese Patronen wurden 
mit nassem Zeitungspapier lerdämmt. 

Nachdem alle Sicherheitsmaßnah­
men durchgefUhrt waren, wurde das 
Objekt zunächst durch eine Bohrloch­
sprengung grob zertrümmert: der grö­
ßere Trümmerkegel wurde mit Aune­
geknäppern lersehen und dann ge­
sprengt. 

Hamburg 

Die Jahresübung 
1990 stand 

auf dem Dienstplan 

Hamburg. Die beiden Sprengmei­
ster Rüdiger Engel und Manfred Düll 
fuhren den beteiligten Einheiten in 
Richtung Cuxhalen voraus. Nach 
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S pr{'n1!.mebter Engel (l inks) über"ucht das Besetzen der Uohrlocher. 

gründlicher Planung und VorbereilUng 
",Ilie im Amerikahafen ein einstöcki· 
ge,. ehemaliges Bürogebäude mit 
SpItzdach gesprengt ~erden. 

Der serant~onliche Sprengmeister 
Engel. unteNulZt durch Manfrcd 
Dull. begann noch am Freitag abend 
damno die Stellen fUr die Bohrlöcher 
anzuzeichnen. Für die Bergungszüge 
12'41 und 12/44. die beim THW· 
Omlemand Cu,haven untergebracht 
"urden. begann die Arben am Sonn· 
abend morgen 

Mn neun Bohrger'Jten ~urden 322 
Bohrlöcher fur die Sprengladungen In 

die einzelnen Wände gebohn. Wäh· 
rend ,"ci L~w losfuhren. um 160 
StrohbJllen heranzuholen. bereitete 
eine Helfergruppe Lehm~ü"te zum 
Verdämmen 10r. Einsatzleiter Tho­
mas Cordt besprach mit der Polizei die 
Ab-.perrunglmaBnahmen. die belden 
Sprengmeister bereiteten die einzel· 
nen Ladungen lor und noch lor der 
Mittagspause ~onnte mit dem Belet· 
zen der Bohrlöcher begonnen .. rden. 
Die drei au\gebildeten Sprenghelfer 
UnteNulZlen prengmei\ter Engel bei 
dielen Arbenen. 

Pünktlich um 17 .00 Uhr fiel der 
Schuß. In einer schnell waehlenden 
Sprengwolke le",h .. nd d." Lu""m· 
mensackende GebJude. Ion 15 kg 
Spreng>toff zerlegt zu einem Trüm· 
merhaufen. Ein Stuck Giebelmauer 
ragte einsam in den Himmel. Ein An· 
ticken durch die beiden Sprengmei\ter 
genügte. und auch dieler Mauerrest 
kippte unter dem Bellall der Zuschau· 
er auf den Tllimmerhaufen. Spreng· 
me"ter Engel hat mn leinen 50 Hel· 
fern die Sprengaulgabe erfolgreich 
und ohne Zw ischen lalle beendet. Be· 
zi",beauftragter Günter Kloc~ zeigte 
ein freundliches Ge>icht. er war mit 

(Foto: II cmpel) 

der Arbeit ",iner Sprengmei\ter zu· 
fneden. R. H. 

Bremen 

" RichHest an neuer 
THW-Unterkunft 

IIremen. Am 30. August ~onnte 
da.\ Rlehtfe;t der neuen Unter~unft des 
THW.QV Bremen·Sch"achhaulCn 
gefeien werden. Uber 30 Jahre "aren 

Mit den Strohballen ~ urde auf der 
Land\ene des Gebäude\ ein Splitter· 
schutz aufgebaut. um die Gefahr Ion 
herumniegenden Gesteinsbrocken 
~ ir~ung\\oll einzudämmen. Nach· 
mittags gmgen die SprenglorbereilUn· 
gen zügig loran. Die ",dämmten La· 
dungen wurden lemonden. die Zund· 
schnur scrlegt. der Splitter;ehutz fer· 
IIgg.,telit. Immer ~ ieder überprüfte 
Sprengmeister Engel die exakte 
Durchfuhrung aller Arbenen. Etwa 
100 Zuschauer fanden lieh ein. die 
erforderliche Absperrung war aufge· 
bau!. Pre ... ~ und Fem~hen "aren \or 
On. Die Zimmerteul l' beim Richtspruch auf dem I>udt der ncucn Unlerkunfl . 
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dlC 106 Helfer in einer alten Militär· 
Unterkunft untergebracht. Intensile 
Bemühungen fUhnen nun zu diesem 

eubau. Für dlC Fahrzeuge de\ Orts· 
\emandes ist ClIle gerüumige Garage 
\orgc~hen. 

Eingeladen zu dieser Riclttfeier hat· 
te die Landesserrnögens· und Bauab· 
teilung der Oberfinanzdire~tlon Bre· 
men. Die Be.irtung der geladenen 
Gö'\te und der am Bau betClligten 
Hand""er ubemahmen die Helfer 
deI OV Bremen·Sch",aehhausen. 
Ort,beauftragter K. Lindenstrauß und 
leine Helfer hoffen. daß die neue Uno 
ter~unft rechtlCitig zum Jahre\wech· 
sei bezogen b/w. einge~eiht ~erden 
kann. H. S. 

Niedersachsen 

Landeswettkampf 
der Instandsetzungs­

züge 

BissendorUHannoler. ach um· 
fangrelChen Vorbereitung\arbeiten 
~urde am Samstag. delll 25. August 
1990. auf dem THW·Ubunglgelände 
In BIIlCndorf bei Hannoler der Lan· 
dCI'eukampf der I·Züge in Nieder· 
sachsen durchgefuhrt. Acht Züge hat· 
ten \ich bei den Vorausscheidungen 
im ",gangenen Jahr yualifizien. 

(Folo : Sandmann ) 



sechs Züge traten schließlich zum 
Landeswettkampf an. 

Wegen des unterschiedlichen Aus­
stattungsstandes der Gas-IWasser­
Gruppen bei den qualifizierten In­
standsetzungszügen hatte die Wett­
kampfleitung zur Wahrung der Chan­
cengleichheit auf die Einbindung die­
ser Gruppe vmichtet. Somit traten die 
I-Züge aus Cloppenburg. Emden, 
Hannover. Hoya. Norden und Osna­
brück in folgender Stärke an: 
- Zugtrupp/4 Helfer 
- Elektrogruppe/IO Helfer 
- Abwasser-/ÖI-Gruppe/IO Helfer 

Insgesamt also 24 Helfer pro Zug. 
Hauptsachgebietsleiter Ralph Dun­

ger und Sachbearbeiter Rolf Lohren­
gel hatten eine realistische. praxis<>­
rientierte AufgabensteIlung vorberei­
tet. die wie folgt lautete: 

Die E-Gruppe setzt behelfsmäßig 
eine Freileitung instand und stellt über 
diese Leitung den Anschluß eines 
Hauses an die .,öffentliche Stromver­
sorgunt sicher. 

Die A-,Ö-Gruppe setzt behelfsmä­
ßig eine Abwasserleitung insland und 
fUhrt das Ab- und Umpumpen von 
explosionsgefahrlichen flüssigen Stof­
fen aus einem havarierten "Binnen­
schier' - dargestellt durch ein Halb­
ponton auf dem Bissendorfer See - in 
.,Transporttanks" durch. 

Darüber hinaus gibt es Sonderauf­
gaben ftir einzelne Funktionsträger 
wie Sprechfunker. Sanitätshelfer etc. 

Die Wettkampfdauer umfaßte pro 
Durchgang max. zwei Stunden, da­
nach wurde abgebrochen. Bei jedem 
Durchgang gingen zwei Züge an den 
Start. der erste Durchgang begann ge­
gen 8.30 Uhr. Um es vorweg zu sagen, 
die vorgegebene Zeit wurde von kei­
nem der angetretenen Züge unter­
boten. 

Für die Schiedsrichter waren Be­
wertungsbögen mit umfangreichen 
Bewertungskriterien vorbereitet wor­
den. Sie umfaßten u. a. allgemeine 
Führungsaufgaben. Herstellen der 
Einsatzbereitschaft der Atemschutz­
geräteträger. Einsatz Wamgerät War­
Ilex-B. allgemeine Aufgabe im Ein­
satz sowie die detaillierten Kriterien 
fUr die E-Gruppe und die A-/Ö-Grup­
pe einschI. Sonderaufgaben. wie z. B. 
Einbau eines Funkgerätes. Aus der 
Addition der Ja-Antworten mit ent­
sprechender Punktebewertung ergab 
sich dann die Gesamtpunktzahl, Zeit­
pluspunkte konnten nicht vergeben 
",erden. 

Da die abgeschiedene Lage des 
Übungsgeländes eine Öffentlichkeits­
veranstaltung ausschloß. waren nur 
einige Gäste zum Landeswettkampf 
eingeladen worden. die von Landesbe­
auftragten Eckhard Leiser am Vormit­
tag begrüßt wurden. Besonders erfreut 
war man über das Erscheinen des Vor­
sitzenden des Niedersächsischen Lan-
desfeuerwehrverbandes. Bezirks-

Die pro, isorische Instnndsctzung einer Abwasserlcilung als Wetlkampfauf. 
gabe. 

Auch das Erstellen ei ner Haus\'crsorgung wurde im Weltkampf\'crlangl. 
(Fotos: Bormann) 

brandmeister Fritz Meier aus Nien­
burg. 

Hauptsachgebietsleiter Dunger 
ftihrte die Gäste Ion Innenministe­
rium, Polizei. Feuerwehr, BGS und 
Sanitätsorganisationen über das Ge­
lände und erläuterte die einzelnen Sta­
tionen sowie die zu bewältigenden 
Aufgaben. 

Am späten Nachmittag hatten als 
letzte Einheiten Osnabrück und Clop­
penburg ihre Aufgaben abgeschlossen 
und die Wettkampneitung konnte mit 
der Auswertung beginnen. Als Über­
rnschungssieger ergab diese den In­
standsetzungszug aus Cloppenburg, 
gefolgt von Ho)a. Norden. Osna­
brück. Hannover und Emden, Mit gro­
ßem Hallo empfingen die Helfer um 
Zugruhrer Klaus Lau das Niedersach­
senroß als lVanderpokal sowie Sieger­
gold und Siegerurkunde. Beim Bun­
deswettkampf 1991 in Mainz wird so­
mit ebenfalls eine Einheit aus Clop­
penburg. wie bereits bei zwei Bundes­
wettkämpfen zuvor der Bergungszug, 
die niedersächsischen Landesfahnen 
vertreten. R. B. 

Baden-Württemberg 

Nachruf 

Wir können es noch gar nicht 
fassen, daß unser THW-Ka­
merad 

Martin Sticker 

im Alter von 23 Jahren von 
uns gegangen ist. 
Es starb an den Folgen eines 
Verkehrsunfalles. 
Wir verlieren in ihm einen 
allzeit geschätzten und auf­
richtigen Kameraden. Wir ge­
denken seiner in Trauer und 
Dankbarkeit. 

Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 
Ortsverband Böblingen 
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1 Deu1sches Roees Kreul +1 
Neue Rettungsleitstelle in Betrieb 

Vor einigen Monaten ",urde die mü­
dern"iene und lergrößene Rettungs­
lei1>telle ,m DRK-Zentrum Ludwigs­
burg offiziell in Betrieb genommen. 
Die r'Jumliche Vergrößerung und 
nachrichtentechnische E""eiterung 
",urden unaufschiebbar, da die billang 
betriebene Leitstelle, einer der ersten 
in Baden-Wüntemberg, wegen Über­
aherung e""tzt werden mußte. 

Die Erweiterung I'on zwei auf drei 
Ein'atzleitplätze erfordene die Verle­
gung der Leihtelle ins Obergeschoß. 
wo nach entsprechenden Änderungen 
funktionIgerechte Räumlichkellen oh­
ne Störungen des laufenden Betriebes 
vorbereitet werden konnten. Die ge­
samte Planung der neuen Leitstelle 
wurde vom Per;onal der Leitstelle in 
ZU)ammenarbcit mit eineronsansässi­
gen Telekommunikationsfinna nach 
den In Baden-Wüntemberg geltenden 
Richtlinien zur Ausstattung Ion Ret­
tungslei!>tellen durchgefühn. 

Die im zwischenzeit lichen Betrieb 
gewonnenen Erfahrungen lassen er­
kennen, daß Planung und Ausführung 
die erwaneten Verbesserungen brach­
ten. Der Leitstellenbereich bildet nun 
im DRK-Zentrum eine gesondene 
Einhell und besteht aus Betriebsmum. 
Technikraum. Besprechungs- und 
Führungsraum für Sondereinsätze, 
Teeküche und Sanitärraum. Der ge­
I'3mte Bercich ist Nichtraucherzone. 
Durch viele Eigenleistungen konnten 
die Kosten. insbesondere im baulichen 
Bereich, relativ niedrig gehalten 
werden. 

Der Rettungsdienstbereich Lud­
wigsburg ist einer der größten Baden­
Wüntembergl. Ca. -140(0) Einwoh­
ner leben im Ballungsraum .. Mittlerer 
Necka(', einer Region, die durch In­
dustrie und mittelständische Betriebe 
geprägt ist. Als Haup" erkehrsadern 
ziehen sich durch den Landkreis die 
BAB 81, die Bundc>straßen 27, 10 

und 295: ein großeI Eisenbahnnetz_ zu 
welchem künftig auch die Schnell­
bahntrasse Stuttgan - Mannheim 
zählt, sowie der Neckar als Schiff­
fahnsstraße. 

Der Rettungsleitstelie stehen 22 
Ein"tzfahrzeuge von ASB und DRK 
zur Verfügung. die auf sieben Ret­
tungswachen im Landkreis Ludwigs­
burg stationiert sind. Diessind 2 NEF. 
7 RTW und 13 KTW. Als Re;ene­
fahrzeuge und für den Großeinsatz 
stehen noch I NEF, 3 RTIV und 3 
KTIV bereit. Die Einsatzleiter können 
bei Sondereinsätzen auf einen EL W 2, 
der I'Om LeibtelIenpersonal besetzt 
wird. zurückgreifen. Im Bedarfsfall 
kann jeder RTIV zum BabynOlarztwa­
gen umgerüstet werden. Er nimmt 
dann an der Kinderklinik Ludwigs­
burg einen Kinderarzt und die Inten­
si- pOegeeinheit (Transponinkubator) 
aur. 

Direkt an der Kreisgrenze in Leim-

berg steht der zuständige Rettungs­
hubschrauber .. Christoph 41" der 
DRF. Er benötigt bis zum entfernte­
;ten On im Landkreis Ludwigsburg 
ca. 12 Minuten und stellt die optimale 
Ergänzung des bodengebundenen 
Notarztsystems dar. Die DLRG wirkt 
im Rettungsdienst. bedingt durch 
Flüsse und Seen, für den Bereich Was­
senrettung mit. Am Wochenende wird 
die DRK-Bergwacht in den im land­
kreis vorhandenen Klettergebieten 
eingesetzt. 

Zwei Einsatzleitplätze sind im tägli­
chen Betrieb besetzt, der dritte Platz 
wird bei Groß- und Sondereinsätzen 
benötigt. In Zukunft wird er auch als 
Schulungsplatz für Praktikanten in der 
Rettungsassistenten-AUI'bildung be­
nutzt. Um die Einsätze besser koordi­
nieren zu können. wurde die neu ein­
gerichtete Leitstelle mit allen notwen­
digen KommunikationssySiemen aus­
ge\tattet. 

8lick in die lieue RCliungslc its tc llc: links die beiden EinsatzlcitpliilZC für den täg l ich~ 11 Uetrieb, rC<!hls der Platz ruf Sondereinsätze. 
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Die neue Rettungsleitstelle und ihre 
nachrichtentechnische Ausstattung in 
der Übersicht: 

I 3 gleichartig gestaltete Einsatzleit­
plätze mit identischer Ausstattung 

I 28 Telefonleitungen (bundese in­
heitliche Rufnummer 19222, Not­
ruf 110 von allen Poli zei revieren, 
Feuerwehrruf 112 von der Feuer­
wehrleitstelle Ludwigsburg, Di­
rektleitungen zu verschiedenen 
Kliniken, zu allen Rettungswachen 
und zum Landratsamt, gesondette 
Aufschaltung der Notrufsäulen der 
Björn-Steiger-Stiftung) sichern die 
ständige Erreichbarkeit. 

I 8 Funkverkehrskreise im BOS-Be­
reich (6 x 4-Meter- und 2 x 2-
Meter-Band) stehen zur Verfu­
gung_ 

I 2 Funkverkehrskreise im öml­
Bereich zur getrennten Kommuni­
kation ftif Mobile Soziale Dienste 
(70-cm-Band) und DLRG (2-
Meter-Band)_ 

I Alarmgeber mit je 42 Zielwahlta­
sten und digitaler Anzeige des an­
gewäh lten Zieles durch LED-Dis­
play sowie frei wählbarer fUnfstel­
liger Eingabemöglichkeit. Zur stil­
len Alarmierung des Rettungsdien­
stes (DRK, ASB und DLRG), des 
dienstfreien Personals des Ret­
tungsdienstes und der Einheiten 
des Katastrophenschutzes_ Sämtli­
che Alarmierungsdaten werden auf 
einem Alarmdrucker zeitlich pro­
tokolliett und auf einem Display 
angezeigt. 

I Ein Kurzzeitdokumentationsgerät 
pro Platz im Autoreverse-Betrieb 
mit Kassette_ 

I Eine Langzeitdokumentationsanla­
ge mit 10 Spuren und zwei Band­
maschinen speichett auf Magnet­
band alle Telefon- und Funkge­
spräche mit Datum und Uhrzeit. 
Die Aufzeichnung läuft perma­
nent, gleichgültig, ob ein Aufnah­
mesignal auf einem Kanal ansteht 
oder nicht. 

I Uhrenanlage mit DCF-77-Empfan­
ger zur Ansteuerung aller in der 
Leitstelle installietten Uhren. 

I Microfilmlesegeräte zur graphi­
schen Darstellung von Stadtplänen 
und Kattenausschnitten . 

• NOlstromversorgung bei Netzaus· 
fall über wattungsfreie Batterien 
und Notstromaggregat 

I Telex und Telefax stehen als weite­
re Kommunikationssysteme zur 
Verfugung. 

I Ein Hausnotrufsystem ist ebenfalls 
in der Leitstelle install iett. 

Der Sondcreinsatz·Leitplalz mit Telex und Tclefaxgerät, im Hintergrund Lang1.citdokumentationsanlagc und 
Steuereleklronik ftir Funk und Telefon. 

Die Einsatzleitplätze sind bereits 
zur Aufnahme von EDV-Geräten vor­
bereitet. Die wichtigsten Komp<lßen­
ten (Microfi lmleser, Alarmgeber, 
eIe.) sind bereits mit den notwendigen 
Schnittstellen ausgestattet. um sie an 
ein Rechnersystem anzuschließen. 
Die Finanzierung von Rechnersyste­
men fUr Rettungsleitstellen in Baden­
lVütttemberg muß in nächster Zeit 
noch durch die zuständigen Ministe­
rien geregelt werden. Ein Software­
profil (Pflichtenhefn wurde in Zusam­
menarbeit mit einem kompetenten 
Partner erstellt. 

Da die Aufgaben der Rettungsleit­
stelle nicht nur die ca. 38000 Ret­
tungsdiensteinsätze pro Jahr, sondern 
auch Großeinsätze , Sondereinsätze 
und den Katastrophenfall, betreffen, 
müssen die Leitstellenmitarbeiter 
nicht nur notfall medizini sche, sondern 
auch einsatztaktische Kenntnisse be­
si tzen. Dazu wird das Personal in Lud­
wigsburg in EinsatzfUhrung und Ein­
satztaktik ausgebildet und besucht an 
der Landessanitätsschule sowie an der 
Landesfeuerwehrschule oder der Ka­
tastrophenschutzschule des Landes 
folgende Lehrgänge: 

I Lehrgang fUr Leitstellenpersonal 
Teil! und 11 

I Lehrgang fUr Führer im DRK Teil I 
und 11 

I Lehrgang Technischer Einsatzlei­
ter (TEL) 

Außerdem sind die Mitarbeiter der 
Leitstelle verpflichtet, an den medizi-

nischen Fottbildungen des Rettungs­
dienstpersonals teilzunehmen und ab­
solvieren jährlich einen vierwöchigen 
Einsatz auf dem RTW, um den Bezug 
zur Praxis nicht zu verlieren. 

Verfasser: 
Günter Rapp 
Leiter der Rettungsleitstelle 
Postfach 847 
71-10 Ludwigsburg 

Krankenwagen für medizinische Akademie 

Die Landesregierung ' Nordrhein­
Westfalen setzt ihr humanitäres Hilfs­
programm rur Polen fon: Am S. Sep­
tember 1990 wurde in Bonn ein Kran­
kenwagen ru r die medizinische Aka­
demie in lVarschau übergeben. Das 
Fahrzeug ist eine gemeinsame Spende 
einer Beteiligungsgesellschaft und des 
Landes Nordrhein-lVestfalen. Das 
vollausgestattete Fahrzeug wurde 
durch die Bevollmächtigte beim 
Bund, Staatssekretärin Heide Dörrhö-

/ 

fer-Tucholski. und einen Vettreterdes 
Unternehmens symbolisch an den lei­
ter des Büros des Handelsrates der 
Polnischen Botschaft in der Bundesre­
publik, Helmut Floeth, übergeben. 
Das Deutsche Rote Kreuz hat wegen 
seiner jahrelangen Polenhilfe und der 
bestehenden Kontakte den Transpott 
nach Polen übernommen. Das Fahr­
zeug befindet sich seit dem 10. Sep­
tember im Einsatz. 

Gemeinsame Schlüsselübergabe durch Staatssekretärin Dörrhöfcr­
Tucholski und einen Vertreter des Spmdcrunternchmcns an Helmut Floeth 
(Mitte). (10'010: Zimmermann) 
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Arbeieer-Samarieer-Buncl 

ASB-Bundesvorsitzender Martin Ehmer 
zum Thema Zivildienstzeitverkürzung 

I. Die Bundesregierung lehnt den 
AS B.Vorschlag einer höheren 
Besoldung nir freiwillig weiler· 
dienende Zivildienstleistende 
ab, weil dies nichl mil dem rechlli­
ehen Charakler des Zivildiensles 
vereinbar sei. 
Die Bundesregierung span durch 
die Verkürzung der Zivildienmeil 
(1990-94) ca. 915 Mi ll ionen ein. 
Im Geselz zur Regelung der Dauer 
des Grundwehrdiensles (zwölf 
Monale) und des Zivildiensles (15 
Monale) iSI eine Übergangsbeihil· 
fe rur Soldaten vorgesehen, wenn 
lie mehr als zwölf Monale DienIl 
lei lien. Zivildienslleislende erhal· 
len keine Übergangsbeihilfe. Ent· 
sprichl dies dem Charakler des 
Gleichheilsgrundsalzes? 

2. Die Ion der Bundesregierung 
lorgesehenen Maßnahmen 

schränken DiensIe ein oder ". 
hen die DienSIe als stark ge· 
fahrdet an. 

I 50 % werden den Ausfall durch 
Hauplamlliche bzw. Aushilfs· 
kräfte. Überslunden und auch 
lerslärkten ehrenamilichen 
DienSi (Iorübergehend) \Crsu­
chen.leilweise abzufangen. 

Bei einigen Stellen lehnen die Ko­
Slelllräger die Kostenübernahme 
für hauplamlliches Personal ab. 
Teilweise wurde. der NOI gehor. 
chend. PeMnal eingesiellI. ohne 
daß die Koslenübernahme vorher 
geklän werden konnte. 

3. Der ASB SIelli fesl. daß bei einer 
Einführungs· und Ausbildungszeil 
bis zu achl Wochen. vier Wochen 
Urlaub usw. die Zweckmäßigkeit 
des Einsatzes von Zivildienstlei· 
stenden sehr fraglich wird. 

(Überlappung der Einberufung. 
Veßelzungen. verslärkle Einberu- 4. 
fungen in den nächslen Monalen. 
Erlaubnis der Nebentäligkeil - in 

Da die Bundesländer (Bundesral) 
für eine weitere Reduzierung der 
Zivildienslzeil einlrelen. werden 
sie auch die Folgen zu tragen ha­
ben oder dafür sorgen müssen. daß 
die Kosten für hauplamlliches Per­
sonal \'on den Kommunen bzw . 
Koslcnlrägern übernommen wer­
den. Die Länder sind jelzi ver· 
antwortlich! 

den BeIChäftigungsslelien und auf 
Antrag - für noch zusIehenden 
Urlaubs· bz". Freizeilanspruch. 
für die am 30. 9. 1990 zur Entlas-
sung anSIehenden Zilildiensllei· 
lIenden. sowie die Ausselzung des 
zivildienslspezifischen Teils des 
Einführungsdiensles für ISB- und 
MS II D-Zivis bis 31. 3. 1990) 
werden nicht verhindern, dall es 
zu den bekannten Leistungsaus· 
mllen in den bisher ,'on Zivil· 
dienstleistenden durchgemhrten 
Diensten kommt. 
Die Teilauswenung einer ASB·in· 
lernen Umfrage bei den Beschäfti· 
gunglllellen ergab. daß 
I 14 '* der Diensl5lellen. die in­

dividuelle Sch .. rbehindenen· 
belreuung. mobile soziale 
DienSIe und Krankenlranspon 
anbieten. DienSIe eingeslelll 
haben. 

I 12 % der vorzeilig zu entlasse· 
nen Zivis werden freiwi ll ig 
weiler dienen (ASB·bundes· 
weili. 

I 90 Cf der Zivildiensl5tellen 

Oder soll das bekannte Abwim· 
melprinzip greifen? 
- Der Bund lehnt Finanzierungen 

ab. da die Länder zusländig 
.!.eien. 

- Die Länder lehnen ab. da Ko­
Slenlräger zuSländig. 

- Die Wohlfahnsverbände haben 
kein Geld und die Betroffenen 
keine Hilfe. 

5. Der Bundesbeauftragle rur den Zi­
vildiensl. Herr Hinlze. wirfl den 
Trägem vor. daS sie sich entgegen 
langjähriger Warnungen zu slark 
und alleine auf den Zivi ldien\1 al>­
geslülzt. also eine fa lsche Perso· 
nalpolilik betrieben haben. Erslens 
bleibl Herr Hintze einen Beweis 
rur seine Behauplung schuldig 
(gehl wohl in Deckung). zweitens 
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verdrehloder kennl er nichl die 
TalSachen. 
Es war doch die Bundesregierung. 
die mil finanziellen Anreizen die 
Zivi ldienliSlellen ja teilw'eise hän­
deringend aufgeforden haI. mehr 
Plätze einzurichten. damil sie ihre 
geselzlichen Verpnichlungen im 
ZivildienIl überhaupl erfü llen 
konnle. Den Verbänden jelzl dies 

zum Vorwurf zu machen. ist unse­
riös. Da Herr Hintze in dieser pro­
blemalischen Phase des Zivildien· 
sles keine kon~ruklhen und vor 
allem ,orbeugende Ideen gebrachl 
und auch nichl gehandell haI. iSI es 
an der Zeit , daß der Bundesbe· 
auftragte rur den Zh ildienst sein 
Amt niederlegt bzw. ,on diesem 
entbunden \lird. 

Endlich wieder eine Zukunft 
Die Schreckensnachrichten aus dem 

Kinderheim Cighid in Rumänien lö­
sten vor etlichen Wochen liefe und 
wehweite Beslürzung aus. Der ASB· 
Landesverband Nordrhein-Weslfalen 
hat daraufhin eine Hilfskampagne ge· 
stanel. Was iSI scilher geSChehen' 

StaU zusammengekauener GeSlal· 
ten erlebl man nun auch Kinder. die 
lachen und sich freuen können. 

Prof. Dr. Heinz Engelhardl. Lan· 
desvorsitzender. und Mario Nowak. 
Landesgeschäfl5ruhrer des ASB ord· 
rhein· Weslfalen. besuchten nach eini· 
gen Wochen die Kinderheime in Cig­
hid und Oravil'. Sie konmen sich vor 
On davon überzeugen. daß sich der 
gesundheitliche und psychische Zu· 
Sland der Kinder in den Heimen auffal· 
lend gebessen haue. 



Oen Kindern geht es hesser: Lundcsyorsilzcnder Ilrof. Or. ":n~elhardt 

(8i1dmitte) konnte sich "or Ort du\'on überLeugen , • 

Durch gezielte und vernünftige Er­
nährung und liebevolle Zuwendung ist 
die Verfassung der Kinder mit der 'on 
Anfang April nicht mehr zu verglei­
chen. Für keines der Kinder besteht 
mehr eine gesundheitliche Gefahr­
dung. 

Nach wie vor gibt es allerdings nur 
begrenzte Möglichkeiten der medizi­
nischen Diagnose oder Behandlung in 
Rumänien, so daß manche Kinder im­
mer noch auffallende Verhaltenswei­
sen zeigen. Der ASB-Landesmband 
Nordrhein-Westfalen plant daher. 
einige dieser Kinder zur weiteren Be­
handlung in die Bundesrepublik zu 

holen. Unter ihnen ist ein blinder Jun­
ge ohne sonstige geistige oder körper­
liche Behinderung. Wahrscheinlich 
hat er einen angeborenen grauen Star, 
Die einzige Behinderung. die dieser 
Junge hat, und die dazu gefUhn hat. 
daß er als unheilbar abgestempelt wur­
de, ist demnach seine Blindheit' -
Durch ei ne Behand lung in der Bundes­
republik soll er die Chance bekom­
men, sein Augenlicht wiederzuer­
halten. 

Ein weiteres Kind. dem diese Mög­
lichkeit geboten werden soll. ist ein 
kleiner. auffallend verängstigter Junge 
von etwa vier Jahren, der wie ein 

Zweijähriger wirkt. Völlig verängstigt 
und zusammengekauen hockt er da, 
und wagt nur vorsichtig. seine Umge­
bung abzuschätzen. Niemand weiß, 
woher die extreme Verängstigung 
kommt. Das Kind braucht so viel Zu­
neigung, wie sie in einem Heim dieser 
An niemals gegeben werden kann. 
Auch hier ist eine psychiatrische Dia­
gnose und Behandlung erforderlich. 
Die Unterbringung in einer Familie 
wäre angebraCht. In beiden besuchten 
Einrichtungen leben sogar einige Kin­
der, die inzwischen keinerlei geistige 
und körperliche Behinderungen mehr 
aufweisen, sondern inzwischen in nor­
male Schulen geschickt werden 
können. 

Intensive und richtige Behandlung 
kann zu besserer und höherer Lebens­
erwanung fUhren und eine Rehabilita­
tion ennöglichen - selbst bei diesen 
Kindern, die oft jahrelang extrem ver­
nachlässigt worden sind. 

Waren die Kinder beim letzten Be­
such noch völlig verkrampft und voller 
Ängste, so klammem und hängen sie 
sich heute an den Hals der Besucher, 

zeigen ihre Freude und Liebesbedürf­
nisse, 

Einige singen sogar rumänische 
Lieder. - Diese enonnen und positi­
ven Veränderungen konnten nur er­
reicht werden, weil man sich kontinu­
ierlich und intensiv um die Kinder 
gekümmert hat. 

Grundsätzlich sollten die Kinder na­
türlich nicht aus ,hrer gewohnten Um­
gebung gerissen werden. Die beiden 
geschildenen rälle allerdings über­
steigen ganz einfach die Möglichkei­
ten des Fachpersonals vor On. 

Um die Behandlungskosten sicher­
zustellen und den beiden Kindern eine 
Zukunft geben zu können, bittet der 
ASB Nordrhein-Westfalen um 
Spenden. 

Spendenkonto: 
Postgiroamt Köln 
Konto: 5966-506 
Kennwon . .cighid" 

Für Rückfragen stehen zur Verfu­
gung: 

Prof. Dr. Heinz Engelhardt. Lan­
desvorsitzender. und Mario Nowak, 
Landesgeschäftsftihrer, Tel. 02211 
496058-9. Brita Rösler 

Wiedergründung des ASB schreitet voran 

Die Gründung von drei Landesver­
bänden auf dem Gebiet der ehemali­
gen DDR kann der ASB ,ennelden: 
Am 15 . September 1990 wurde in 
Chemnitz der ASB-Landes,erband 
Sachsen gegründet. die Gründung des 
Landesverbands Thüringen erfolgte 
einen Tag später in Erfun, und am 22. 
September war Güstrow der Grün­
dungson fUr den Landesverband 
Mecklenburg-Vorpommern. 
I Der neu gewählte Landesvorstand 

Sachsen setzt sich zusammen aus 
dem I. Vorsitzenden Dr. Klaus 
Schaarschmidt (Chemnitz), dem 2. 
Vorsitzenden Dr. Hans-Steffen 
Bossc (Kreis Dresden), dem Tech­
nischen Leiter Thomas Schiller 
(Zwickau) und der Schatzmeisterin 
Marion Zimmennann (Leipzig). 
In Sachscn gibt es bereits 14 neuge­
gründete ASB-Onsverbände in 
Borna. Chemnitz, Colditz. Dres­
den. Dresden-Land_ Neustadt. Ei­
lenburg, Görlitz, Hagenwerder. 
Leipzig, Löbau, Kamenz. 
Oschatz. Reichenbach. Riesa. 
Zwickau, Bautzen - in Bischofs­
werda, Flöha. Großenhain. Oels­
nitz. Plauen, Stollbcrg, Zittau und 
Zschopau befinden sie sich in 
Gründung. 

I Der neu gewählte Landesvorstand 
Thüringen setzt sich zusammen aus 

dem I. Vorsitzenden Siegfried 
Spernau (HernIsdorf). dem 2. Vor­
sitzenden Peter Mücke (Arnstadt)_ 
dem Technischen Leiter Harald 
Metzler (Sonneberg) und dem 
Schatzmeister Dietrich Cholet 
(Jena). 
In Thüringen gibt es bereits zehn 
neugegründete ASB-OI1S,erbände 
in Amstadt. Eisenach, Erfun_ Ge­
ra. Hermsdorf, lIfeld, Meiningen, 
Sömmerda, Sonneberg und Zeu­
lenroda - in Georgenthal. Saalfeld 
und Weimar sind sie in Vorberei­
tung. 

I Der neugewählte Landesvorstand 
Mecklenburg-Vorpontmern setzt 
sich zusammen aus dem I. Vorsit­
zenden Dr. Rolf Stonn (Ludwigs­
lustl. dem 2. Vorsitzenden Thomas 
Dietrich (Schwerin). dem Techni­
schen Leiter Edgar Schooss (Wis­
mar)_ der Schatzmeisterin Birgit 
Warnke (Crivitz) und dem Landes­
arzt Dr. Günter Weise (Rostock). 
In Mecklenburg-Vorpommern gibt 
es bereit, 16 neugegründete ASB­
Onsverbände in Anklam. Bad Do­
beran. Banzkow. Grabow, Cri,itz, 
Güstrow, Hagenow, Kaarssen, 
Lübstorf, Ludwigslust. Rostock. 
Schwerin. Stralsund. Tewswoos, 
Wismar Stadt/Land und Boizen­
burg. 
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Johannicer-Unlall·Hille 

Es fehlt an allem 
Belllägerigen verhindern soll." Als die 
Heimleilerin erfahn, daß die Johanni· 
ler ihr bei der nächslen Lieferung z .. ei 

Der le",lone Blick des Hilfspfle· 
gers Frank Railzle verwandelt sich 
rasch in em freudiges Lächeln. als er 
erfähn. wer da an der Tür des "Hospi· 
lab zum Heiligen Geist" in Luckau 
geklingelt hat. . .lVir sind Ion der Jo· 
hanniler·Unfall·Hilfe." Die Skepsis 
aus dem Gesichl des Jungen Pflegers 
ist ler.chwunden. Sofon dirigien 
Frank RalS,le den Lkw aus der Bun· 
de,republik zur Lagerhalle. Endlich 
können die JUH·Helfer aus dem Erfl· 
kreis und Coubus die lellten zwei 
Pflegesels au,laden In glühender Hil· 
ze heben \le die achl Kanons, die 
zusammen tmmerhm' elwa 600 KilQ­
gramm wiegen. Ion der Laderampe 
des Laslwagens. 

An diesem Sonntagnachmiuag ist 
die Arben ,orerst erledigt. Sieben 
Feierabend· und Pflegeheime im Be· 
zirk Coubus wurden mit ell<a ,ier 
Tonnen Verbrauchsmaterial beliefen. 

Doch belor nun .. ieder einmal ein der 
ehrenamtlichen Arbeil geopfenes Wo· 
chenende zu Ende gehl, I<ollen sich 
die JUH·Helfer noch über die Zuslän· 
de im "Hospilal zum Heiligen GeisI" 
infornlieren. 

Freimülig gibl Heimleilerin Ursula 
MorawielZ Auskunft über die Miß­
slände im Haus. Es fehle praktisch an 
allem, angefangen bei uns so ;elb,t· 
"rsländlichen Dingen wie Vliesunler· 
lagen und Windelhosen für Paliemen. 
die ihren Harnfluß nicht mehr kontrol· 
lieren können. Die Sorge. eben diese, 
o;ogenanme Inkominenzmalerial kau· 
fen zu können. ist der 65 jährigen 
Heimleiterin erM einmal genommen . 
.. eil die Johannitcr faM 3000 Slück 
dieser Verbrauchsmaterialien milge· 
brachl haben. 

Nach der Währungsunion sind diese 
Pflegematerialien zwar auch in der 
DDR erhältlich. doch fehlt das nölige 

weitere mitbringen 'herden, ist sie er· 
Geld. "Wir WII;en im Momem nichl, leichlen. 
wie,iel Geld Wir überhaupl bekom· Die Heimbe .. ohner ;elb,1 erzählen 
men. Die Verpflegung der Paliemen übereinslimmend, daß sie sich hier 
iM zwar gesiehen, doch größere An· . wohl fühlen und auf keinen Fall in ein 
schaffungen smd nicht möglich, weil slaalliches Heim .ollen. Hier können 
unsere Rück lagen ja auch 2: I ge· sie ihr eigenes Mobiliar milbringen, 
tauschi wurden", berichlel Ursula MQ- und so haben sie mehr persönliche 
rawletz. Sie klagt sor allem über die Freiheil als in staallichen Slällen. Die 
fehlenden Transponmöglichkeiten in· Erfahrung. daß es den Bewohnern 'on 
nerhalb des Hauses: "Wir haben kei· Heimen in Träge",haft der Diakonie 
nen Fahrsluhl hier und nur fünf Roll· besser 2ehl als den Senioren in staatli· 
Mühle für 52 meist gehbehindene Be· ehen Helmen, hauen die Johanniler 
wohner. Auch gibl es nur eine einzige auch schon in anderen Heimen ge· 
Matraize, die das Wundliegen Ion macht. 

Helfen ist unser Beruf 

Späl.bends, um elf Uhr. kommen 
Arne Hammer und Christina Gerlach 
in die Leitzemrale des Johanniter· 
Krei"crbandes in COllbus. Beide lra· 
gen grüne Kleidung, die an Ärzte im 

Operalionssaal ennnen. Die 24jähri· 
gen arbeiten als Saniläter bei der 
Schnellen Medizinischen Hilfe 
(SMH). 

Die beiden "ollen wissen, .. ieviel 

Johann iler aus COlt bus und dem Erflkreis ' erleilen gemeinsam lli lrsgülcr on die Heime. 
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Der neu eingerichtete ßehindertenfahrd ienst hat sich bereits durchgesetzt. 

Tennine rur den Behindertenfahr­
dienst am nächsten Morgen anstehen. 
Denn seit einigen Wochen, seitdem 
die Conbuser Johanniter diesen 
Dienst, den es bisher hier nicht gab, 
eingerichtet haben, legen sich die bei­
den Sanitäter nach ihrem Dienst nicht 
gleich schlafen, sondern arbeiten eh­
renamtlich rur die JUH. Und so stei­
gen Ame Hammer und Christina Ger­
lach nach ihrem regulären Dienst rur 
die SMH um in die Fahrzeuge der 
Johanniter-Unfall-Hilfe und befördern 
Behinderte. Die Nachfrage nach sol­
chen Fahrdiensten ist in Conbus im­
mens: Schon in den ersten zwei Wo­
chen wurden über 100 Fahrten durch­
gefUhrt. 

Daß der Behindertenfahrdienst so 
schnell und in solchem Umfang aufge­
baut werden konnte , ist den minier­
weile 35 aktiven Mitgliedern zu ver­
danken, die sich der Johanniter-Un­
fall-Hilfe in Conbus angeschlossen 
haben. Die rneisten von ihnen sind 
Renungssanitäter oder Kranken­
schwestern, haben also bereits eine 
sol ide Ausbildung. 

,.Helfen ist bei mir von Berufs we­
gen selbstverständlich. Und hier bei 

uns liegt einiges irn argen" , sagt Kran­
kenschwester Renate Bauer, befragt 
nach den Gründen ihres JUH-Engage­
ments . 

Ende März hanen Uwe Beinhagen 
und Dieter Möller, der jetzige Kreis­
geschäftsfUhrer, die Idee, einen Jo­
hanniter-Kreisverband in Conbus zu 
gründen, weil es ihnen notwendig 
schien , die Lücken im sozialen Netz in 
Eigeninitiative stopfen zu helfen. 
, achdern die ersten Artikel in der 
Zeitung waren, klingelte dauernd das 
Telefon, und es rneldeten sich Leute, 
die mitrnachen wollten", erinnert sich 
Dieter Möller. Am 30. Juni 1990 
schließlich wurde der JUH-Kreisver­
band Conbus offiziell gegründet. 

Zur Zeit beteiligen sich die Johanni­
ter an den Planungen der Stadt Conbus 
bezüglich der Organisation des Ret­
tungsdienstes. Denn Anfang nächsten 
Jahres soll der Renungsdienst fUr den 
Bezi", Conbus dezentrnlisiert werden. 
Zwei der neu entstehenden Renungs­
wachen, die dann ftir ein bestimmtes 
Gebiet zuständig sind, wird wahr­
scheinlich die Johannuer-Unfall-Hilfe 
übernehmen. ,.Logistische" Hilfe lei­
steten die bundesrepublikanischen 

JUH-Kreisverbände Rhein-Berg und 
Erftkreis, die drei Kleinbusse zur Ver­
fUgung stellten, wodurch der Behin­
dertenfahrdienst möglich wurde. Wie 
fast überall in der ehemaligen DDR 
haben auch in Conbus bundesdeutsche 
JUH-Verbände Patentschaften fUr be­
stimmte Regionen übernommen. 

Infos und mehr ... 

"Kann ich einen solchen Aulldeber 
bekommenT ,Ja, natürlich; Sie kön­
nen sich auch gerne zwei nehmen ." 
,,Ach wissen Sie, einer genügt mir und 
fUr die anderen soll es ja auch noch 
reichen!" 

Nicht nur einmal waren diese Sätze 
am 16. Juni im Leipziger Clara-Zet­
kin-Park zu hören. Dort gab es an 
einem Stand vor dem Blutdruckmeß­
zelt JUH-Fähnchen, -Aulldeber und 
-PIastiklÜten. 

Für die vierzig Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des KV Stungart, OV 
Ennepetal und des LV Baden-Würt­
temberg, die unter dem Mono "Wir 
Johanniter in Leipzig" die JUH in der 
Stadt an der WeiBen Elster bekannt 
machten, eine überwiegend unge­
wohnte Situation. Wann hat man 
schon erlebt, wie 30 Menschen gedul­
dig fUr eine Plastiktüte oder einen 
Aufkleber anstanden und sich dann 
derart bescheiden bedienten? 

Mehrere tausend Leipziger zogen 
an den Zelten und Ständen im Clara­
Zetkin-Pa", vorbei. infonnierten sich 
über Erste-Hilfe-Ausbildung, HLW 
und Katastrophenschutz, lieBen sich 
ihren Blutdruck messen und erläutern, 
fUllten die Postkarten fUr den Ballon­
weUbewerb aus und en!lieBen die 
Luftballons samt Karte gen Himmel. 
Die kleineren Kinder fuhren mit den 
akku-betriebenen JUH-Kindernutos 
die Parkstraße auf und ab oder kleck­
sten mit Fingerfarben auf einer aufge­
legten Tapetenrolle. 

Hilfe zur Selbsthilfe 

Diesem Grundsatz folgend , bildete Kreisverbänden des Landesverbandes 
die Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. Lan- organisiert wurde, umfaßte neben der 
desverband Rheinland-Pfalz - Saar- Ausbildernusbildung die EinfUhrung 
land in der zweiten Juni-Hälfte fUnf- in die viel faltigen sozialen Aufgaben 
zehn Helfer und Mitarbeiter der Part- der Johanniter wie z. B. Renungs­
nerverbände in Dessau, Weimar und dienst, Behindertenfahrdienst, mobile 
Erfurt aus. Das Seminar in Kirkel , das soziale Dienste, Essen auf Rädern und 
in Zusammenarbeit mit den Orts- und Jugendarbeit. 

Gut geschult treten die Teilnehmer die Heimreise an . 
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MaICese ... Hillsdiens. I I 
Mittelamerika: Einsatz für den Frieden 

Die Enlwaffnung der Contras iSI 
abgeschlossen. Nach langjährigem 
Kampf haben mehr als 20!XXl der 
Guerilleros die Waffen niedergelegt. 
Mil dem Amisantrin der neuen Präsi­
dentin Violena Chamorro scheinl der 
Friede in icaragua greifbar nahe zu 
sein. Im Au8enbereich von San Pedro 
Lovago smd Regierung, Opposilion, 
hohe UN-Mililärs und internationale 
Presse zusammengekommen, um un­
ter den schwierigen Demobilisie­
rungsprozeß einen feierlichen Schlu1\­
punkt zu setzen. 

Unverhoffter Einsatz 

Gegen 14.15 Uhr steigen zwei mil 
Joumalisten und UN-Militärbeobach­
tern besetzte Hub>chrauber auf. In 20 
Meter Höhe SCh lägt der ROlor eines 
Helikopters in das fleck des anderen, 
der sofon abslürzt. Auch der ersle 
Hubschrauber knallt nach kurzem Tru­
deln auf dem Boden auf. Augenzeu­
gen sind unter anderem Dr. Joachim 
Marroquin und Rettungssanitäter Ben 
Groner, die als Medical-officer und 
-assiSlant des Malleser-Hilfsdienstes 
die UN-MilitiJrlJoobachter betreuen. 
Die Malteser eilen sofon zu den 
Wracks, von denen eines nach nur 30 
Sekunden Feuer fangt. Gemeinsam 
mit weiteren Helfern beginnt eine dra­
matische Renung;aktion. In nur runf 
Minuten sind die Insassen des bren­
nenden Hubschraubers gerettet und in 
Sicherheit gebracht. Kurz darauf 
brennt das Wrack völlig aus. 

Dr. Marroquin und Ben Groner lei­
sten sofon Erste Hilfe. Sie legen Infu­
sionen und Verbände an. Fünf 
Schwerverletzte "erden zu einem U -
Hubschrauber gebracht und unter Be­
gleilung von Dr. Marroquin ins Mili­
tärhospital nach Managua geflogen. 
Wenig später hat Ben Groner weitere 
Verletzte stabilisien. Zwei Patienten 
wurden intra\enös \-'ersorgt. eine 
Fraktur geSChient, zwei Piloten ambu­
lant versorgt. Danach werden die 
Wracks und deren Umgebung noch­
mal nach Verlelzlen abgesucht. Zwi­
schenzeitlich lreffen weilere Hub­
schrauber zum Abtranspon der Ver­
letzten ein. Ben Groner begleitet eine 
schwerverletzte Frau mit Verdacht auf 

ach dem Unfall: Präsidentin VioleUa Chamorro läßt sich im Militärhospi­
tal über den Unfullhergang und die Versorgung der Patienten inrormieren. 

eine Wirbelverrenkung im Hubschrau­
ber ins nächste Krankenhaus. 

Verstllrtcung trifft ein 

Inzwischen ist die Einsatzzentrale 
der Vereinten Nationen in Managua 
infonnien. Per Hubschrauber trifft ein 
weileres Medical-team ein. das sich 
bereits auf die Behandlung weilerer 
Verletzter vorbereitel hat. Das Ein-

greifen von Dr. Kosiol und Renung,­
sanitäter Volker Lemke ist nicht mehr 
nötig. Dank des schnellen Eingreifens 
auch unserer Renungsspezialisten hat 
es beim Zusammenstoß keine Toten 
gegeben. 

Präsidentin Violena Chamorro be­
dankte sich bei einem Besuch der Ver­
lelzten in den Krankenhäusern persön­
lich rur die schnelle und effektive 
Rettung. 

Diese Aktion ist nicht unbedingt 

Johanniter und l\Iult~r gemeinsam im Einsatt in Mittelamerika . 
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beispielhaft rur die Arbeit des Malte­
ser- beziehungsweise Jobanniter­
Teams, das seit emem halben Jahr im 
Auftrag des Auswänigen Amtes die 
Mililärbeobachter der Vereinlen Na­
tionen betreut. Typisch sind vielmehr 
Durehfallepidemien aufgrund unzu­
reichender Versorgung in den unweg­
samen Au8enbereichen, Verkehrsun­
falle, in die UN-Beobachter verwik­
kelt wurden, die Versorgung und der 
Transpon von Verletzten und Schwer­
kranken aus Einsalzgebieten, dte Vor­
bereitung von Evakuierungsmaßnah­
men und die Koordinierung von Ret­
tungsmaßnahmen mil önlichen Insti­
lurionen des Gesundheitswesens. 

SatzungsgemJBe Aufgabe? 

Warum engagieren sich ausgerech­
net Malteser in dieser Aufgabe? Gibl 
es nicht genug zu lun in Anbetntchl der 
katastrophalen sozialen Mißstände 
winschaftlich unterentwickelter län­
der? Sind die Kosten von mehr als 
einer Million Mark pro Jahr mit der 
Erreichung des Emsatzzieles zu recht­
fenigen7 

Eine Antwon auf diese Fragen liegl 
nicht unmittelbar im Bereich unserer 
satzungsgemä8en Grundlagen. Unse­
re Hilfen gelten nur bedingl den Be­
dürftigen. und mit Wahrung des Glau­
bens hat das Ganze so gut wie nichts zu 
tun. Dennoch ist der ONUCA-Einsatz 
in Minelamerika von herausragender 
Bedeutung. Zum ersten Mal ist es 
gelungen, einer Region, die von Gue­
rillakampf und Bürgerkrieg lange Zeil 
geprägl war, Frieden zu bringen. Mil 
der Entwaffnung und sozialen Integra­
tion der Contras in Nicaragua haben 
die Vereinten Nalionen bewiesen, daß 
sie nicht nur vennitteln. sondern aktiv 
einen Prozeß zu einem dauerhaften 
Frieden mitgestalten können. Von die­
sem Frieden profitien in ersler Linie 
die Zivilbevölkerung, die über Jahre 
hinweg in Angst und Schrecken gelebl 
haI. Zu dieser Entwicklung leisten wir 
Malteser einen "irksamen Beitntg. 
Um es mit den Wonen des leitenden 
kanadischen Generals Douglas zu sa­
gen: "Theyare very professional." 

M. Pfeifer 



GI 
Schlußbetrachtung zum Feuenvehrtag 1990 

Vorbereitungszeiten - Abläufe - Mitwirkende - Vorschau ins Jahr 2000 

Nach rund ftinfjähriger Vorberei­
tungszeit fand in der Zeit vom 
12.-19.6.1990 der 26. Deutsche 
Feuerwehrtag in FriedrichshafenIBo­
densee mit rund 40 verschiedenen 
Veranstaltungen statt. Friedrichshafen 
ist in der achkriegszeit als Ausrich­
tungsort die bisher kleinste Stadt. Daß 
nicht unbedingt die Größe einer Stadt 
flir die Durchflihrung einer Groß ver­
anstaltung ausschlaggebend ist, hat 
Friedrichshafen positiv bewiesen. Der 
Erfolg war neben der Aufgeschlossen­
heit der Bevölkerung in einer guten 
Vorbereitung begründet. eben dem 
Veranstalter hatten hieran die Stadt 
Friedrichshafen mit ihrer Feuerwehr 
und Verwaltung, der Landkreis und 
Kreisfeuerwehrverband Bodensee­
kreis, die Polizeidirektion und das 
DRK Friedrichshafen, die Landesfeu­
erwehrschule Bruchsal. der Landes­
feuerwehrverband Baden-Württem­
berg und zahlreiche Einzelpersonen 
maßgeblichen Anteil. Allen seit Mo­
naten tatkräftig in der Organisation 
mitwirkenden Institutionen und Perso­
nen flir die Hilfe an dieser Stelle einen 
herzlichen Dank. 

VorbereHung 

Nach dem 25. Deutschen Feuer­
wehrtag im Juni 1980 in Hannover 
erstellte der DFV bereits im Herbst 
1982 mit den dabei gewonnenen Er­
fahrungen eine öffentliche Ausschrei­
bung (Tennin I. 4. 1983), damit sich 
interessierte Städte um die Ausrich­
tung des 26. Deutschen Feuerwehrta­
ges 1990 bewerben konnten. Fristge­
recht gingen Bewerbungen aus Augs­
burg und Friedrichshafen ein, die im 
Herbst 1983 vom DFV-Vorstand be­
sichtigt wurden, um sich ein Bild von 
den vorhandenen Strukturen und Ver­
anstaltungsmöglichkeiten zu machen. 
Die Ergebnisse waren Grundlage flir 
eine Bewertung, aufgrund derer die 
Delegiertenversammlung im Ju li 1984 
mit 108 Ja-Stimmen bei 15 Gegen­
stimmen Friedrichshafen als Veran­
staltungsort festlegte. ach dem im 

Oktober 1984 geschlossenen Vertrag 
zwischen DFV und Stadt wurden An­
fang 1987 aufeinander abgestimmte 
Organisations-Ausschüsse gebildet. 
Laufende Verbandsaufgaben mußten, 
häufig zum Leidwescn der Betroffe­
nen, "auf Seite gelegr' werden, da sich 
die DFV-Bundesgeschäftsstelle seit 
Herbst 1989 ausschließlich mit dieser 
Großveranstaltung befassen mußte. 
Hierftir bitte ich an dieser Stelle um 
etwas achsicht. 

Teilnehmer 

4000l Kundgebungsteilnehmer, 
5000l Zuschauer am 2,5 km langen 
Festzugweg sowie über 80000 Messe­
Besucher belegen das unerwartet gro­
ße Besucherinteresse. Zwischen Kon­
stanz und Bregenz bis hin vor Ulm 
wurden rund 1700l Betten belegt; 
rund 1200l davon über das Verkehrs­
amt Friedrichshafen vennittelt. In den 
örtlichen Schulen waren rund 7000 
Personen untergebracht. Hinzu 
kommt eine unbekannte Zahl Gäste, 
die aufgrund von Patenschaften im 
weiteren Umkreis bei Feuerwehren 
Unterkunft fanden. 

Vertlehr 

Die im DFV-Meldebogen enthalte­
nen Fragen zum Verkehrsmittel und 
Anreiseweg lieferten in Verbindung 
mit dem An-/Abreisetag und der Per­
sonenzahl die benötigten Grunddaten 
zur Verkehrslenkung. Die Besucher 
konnten spätestens in Friedrichshafen 
die Notwendigkeit dieser Daten fest­
stellen, wo sie entgegen den Erwartun­
gen kein Verkehrschaos vorfanden, 
sondern eine gut funktionierende Ver­
kehrslenkung und ausreichend Park­
plätze. Über lOOl ZusatlSChilder 
(vom Bauhof erstellt) sorgten flir eine 
gute örtliche Orientierung. Die Bun­
desbahn hatte auch noch kurzfristig 
zur Entlastung im Schienenverkehr 
Maßnahmen getroffen. 

"eHer 

Was wären aber alle Planungen 
wert gewesen, wenn nicht die gut 
funktionierende örtliche Umsetzung 
bestanden hätte. Von den Besuchern 
kaum bemerkt waren an den Veran­
staltungstagen rund 750 Aktive der 

Feuerwehren, 700 Beamte der Polizei, 
400 Helfer des DRK, 40 Mitarbeiter 
des städtischen Bauhofes, 30 Mit­
arbeiter der Technischen Werke Fried­
richshafen, 30 Mitarbeiter der städti­
schen Gärtnerei, 20 Mitarbeiter der 
Stadtverwaltung, 10 Mitarbeiter der 
Tourist-Infonnation, 300 Mitglieder 
der örtlichen Spottvereine und 30 Mit­
arbeiter des Landratsamtes Bodensee­
kreis ganztägig tätig. 

Der Landrat des Bodenseekreises 
hatte aufgrund seiner Zuständigkeit 
flir das Hauptwochenende seinen 
KatS-Stab und KatS-Einheiten einbe­
rufen. Mehrere Krankenhäuser hatten 
sich auf Eventualitäten vorbereitet und 
Ärzteteams in Bereitschaft. Erfreu­
licherweise blieb es bei den Vorkeh­
rungen ohne Arlleitsanfall. 

Werbung 

Die Internationale Bodensee-Messe 
Friedrichshafen leistete bei der früh­
zeitig notwendigen Werbung im ln­
und Ausland großzügige Unterstüt­
zung. Für die gemeinsame Werbung 
zum Deutschen Feuerwehrtag und der 

Die Bodenseemelropole Friedrichshafen war Auslragungsort des 26. Deutschen Feuerwehrtages. 
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Hohcr Besuch: Bundespräsident Richard von Weil'sücker in Fricdrichshafcn. 

damil verbundenen Fachausslellung 
wurden rund 150000 Plakale, 250000 
Prospekle, 250000 Autoaulldeber, 
SOOOOO Brief-5iegelmarken, 100000 
Sonderposlkanen und 1,5 Mio_ Bier­
deckel verwendel. 

Vorschau 

50 wie der 26. DeuISChe Feuer­
wehnag langfristig vorbereileI wurde_ 
so wird dieses auch fUr den folgenden 
27. Deulschen Feuerwehrlag nOlwen­
dig werden. Aufgrund des feslgeleg­
len zehnjährigen Veranslahungsrhylh­
mus fande dieser im Jahre 2000 Slall. 
Die Gremien des DFV werden sich in 
ein bis zwei Jahren wieder neu mil 
Vorbereilungsmaßnahmen beschäfli­
gen müssen, diesmal fUr den 27. Feu­
erwehnag, wenn es darum gehl, die 
Ausschreibung zu e"lelien und über 
den Veranslahungson und Programm­
inhahe zu beralen und zu beschließen. 

Der Leser mag aus dieser Zusam­
menfassung erkennen, daß zwar der 
Feuerwehnag in Friedrichshafen bis 
auf gewisse acharbeilen der Vergan­
genheil angehön, aber der folgende 
Feuerwehrlag bereils wieder seine 
Schalien vorauswirfl. 

R. Voßmeier 
BundesgeschäflsfUhrer 

Ausstattungshilfe für Feuernehren der ehemaligen DDR 
En~eiterung des Präferenzverfahrens für den Erwerb ausgesonderter Fahrzeuge 

Das Bundesinnenminislerium leille 
mil Schreiben vom 6. 7. 1990 mil, daß 
nach der Eingliederung des Ziviischul­
zes in das Innenminislerium der DDR 
von don der Wunsch geäußen wurde, 
zur Verbesserung der sehr mangelhaf­
len Fahrzeugausslanung schon jelzl 
auf geeignele ausgesondene Fahrzeu­
ge des erweilenen Kalaslrophenschul­
zes in der Bundesrepublik DeuISCh­
land nach Begulachlung durch eigene 
Expenen zurückgreifen zu können. 

Mil Wirkung vom I. Seplember 
1990 wurde deshalb das bereits besle­
hende Präferenzverfahren zum Erwerb 
vom ausgesondenen Einsalzfahrzeu­
gen des erweilenen Kalaslrophen­
schulzes vorübergehend deran erwei­
len, daß Fahrzeuge des erweilenen 
Kalaslrophenschulzes nach deren 
Aussonderung bis aufweileres vorran­
gig an die ehemalige DDR gegen Er­
slanung des Schälzwenes abgegeben 
werden. sofern ein emsprechender Be­
darf angemeldeI wird. 

Die bis zum I. Seplember 1990 
durch die bisher allein Präferenzbe­
rechliglen angemeldelen Erwerbs­
wünsche werden wie bisher abgewik­
keil. Danach beslehl bis auf weileres 
rur andere Präferenzberechtigle nur 

dann die Möglichkeil des Fahrzeuger­
werbs im Präferenzverfahren. wenn 
keine Bedarfsmeldung fUr ein be­
slimnnes Fahrzeug seilens Feuerweh­
ren aus der ehemaligen DDR abgege­
ben wird. 

Für die Feuerwehren und Gemein­
den/Slädle des ehemaligen DDR-Ge­
bieles iSI dieses ein inleressanles An­
gebol. Der Deutsche Feuerwehrver­
band weisl auf diese Möglichkeilen 
hin. 

Teilnahme deutscher Feuernehren 1991 
an Feuemehrleistungsbewerben im Ausland 

Meideschluß: Ende Februar 1991 
Für einen Slan deutscher Feuerweh­

ren an Feuerwehr-Wenbewerben 1991 
im Ausland si nd nachfolgende Bedin­
gungen zu beachlen: 

Bronze/Silber 

I. Grundsätzliches 
Die Teilnahme deuISCher Feuer-

wehren an Feuerwehrleislungsbewer­
ben im Ausland iSI aufgrund gegensei­
liger Vereinbarungen der nalionalen 
Feuerwehrverbände geregeh und 
möglich. Für die Feuerwehren der 
Bundesrepublik Deulschland iSI hier­
fUr der Deulsche Feuerwehrverband 
zusländig. 

2. Antrag 

Anlräge zur Teilnahme an einem 
Feuerwehrleistungsbewerb im Aus­
land si nd zu richten an den 

OeuISChen Feuerwehrl'erband 
(DFV), Koblenzer Straße 133, 
5300 Bonn 2 
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Für die Teilnahme an einem Feuer­
wehrleisrungsbewerb im Ausland ist 
eine Starterlaubnis des DFV erforder­
lich. 

An einer Teilnahme interessierte 
deutsche Feuerwehren haben die Un­
terlagen bis spätestens Ende Februar 
(unter Vorbehah einer späteren Teil­
nahme) formlos beim DFV anzufor­
dern. 

Zusätzlicher Hinweis für bayerische 
Feuerwehren: 

Teilnahmevoraussetzung fur Feuer­
wehren des Freistaates Bayern ist ge­
mäß Beschluß des Sprechergremiums, 
daß die Mitglieder der Bewerbungs­
gruppe mindestens die Stufe 11 (Silber) 
des Bayerischen Feuerwehrleistungs­
abzeichens besitzen. Diese Vorausset­
zung ist vom Abnahmeberechtigten 
des DFV zu prüfen. Liegt die Voraus-

setzung nicht vor, kann keine Abnah­
me der Trainingsleistung und Bestäti­
gung im Anmeldehogen erfolgen. 

3_ Voraussetzungen 
Allgemeine Voraussetzungen (ge­

mäß österreichischer Bestimmungen) 
rur die Zulassung sind, daß das Mit­
glied der Bewerbsgruppe 

- seit mindestens drei Monaten akti­
ves Feuerwehrmitglied ist, 

- am ersten Tag des Leistungsbewer­
bes (Stichtag) das 65. Lebensjahr 
nicht überschritten hat und 

- einen gühigen Feuerwehrdienst­
ausweis besitzt. 

- Der Aktive darf im Bewerb um das 
FLA in Bronze und im Bewerb um 
das FLA in Silber bei jeder Be-

werbsveranslaltung nur einmal an· 
treten, 

- darf unbeschadet des Besitzes ei­
nes FLA aus einem früheren Feuer­
wehrleistungsbewerb erneut an­
treten. 

Die Bewerbsgruppe 
- muß aus Angehörigen der gleichen 

Feuerwehr bestehen, 

- muß in der Klasse A antreten, 
wenn das Gesamtalter der Aktiven 
weniger als 270 Jahre beträgt, 

- darf bei einem Gesamtaher von 
270 Jahren und darüber entweder 
in der Klasse A (ohne Aherspunk­
te) oder in der Klasse B (mit Ahers­
punkten) antreten. 

Frauengruppen der Feuerwehren 
können nur dann eine Stanerlaubnis 
erhahen, wenn das Gastland hierfur 

Bewerbsgruppierungen vorgesehen 
hat bzw. wenn dem DFV von don eine 
Einwilligung zum Stan (Sondergeneh­
migung) vorliegt. - Jugendfeuerweh­
ren können an diesen Bewerben nicht 
teilnehmen. 

4_ Bedingungen 
Bei den hier angesprochenen Feuer­

wehrleistungsbewerben im Ausland 
handeh es sich um Bewerbe nach den 

a) Bestimmungen rur den Bewerb um 
das FLA in Bronze/Silber des 
Österreichischen Bundesfeuer­
wehrverbandes 

b) Freundschafts-Wettbewerbe nach 
den Bestimmungen ftir den "Inter­
nationalen Feuerwehrwettkampf 
des CfIF". 

Ausschreibung für die Bundesausscheidungen 1992 
im ,,Internationalen Feuerwehrwettkampf" 

Die ,.X. Internationalen Feuerwehr­
wettkämpfe des CTlP' finden 1993 
stall . Hierzu kann der Deutsche Feuer­
wehrverband Wettkampfgruppen be­
nennen und entsenden. Aufgrund des 
bestehenden Interesses deutscher Feu­
erwehren an diesen Wettkämpfen fin­
den Ausscheidungswellkämpfe auf 
Bundesebene stall , um die besten bun­
desdeutschen Mannschaften zu ermit­
teln. Die Anzahl der zu entsendenden 
Gruppen je Nation bestimmt das 
CfIF. 

1.0 Ausschreibung 

Die Bundesausscheidungen in 01-
pe/NW finden am Samstag, dem 20. 
Juni 1992, stall . Der Austragungson 
in OlpelNW wird den teilnehmenden 
Gruppen rechtzeitig mitgeteilt. 
1.1 Offizieller Trainingstag rur die 
Wellkampfgruppen ist Freitag, 19. Ju­
ni 1992 
\.2 Träger der Veranstaltung ist der 
Deutsche Feuerwehrverband, Ko­
blenzer Straße 133, D-53oo Bonn 2 
(Tel. 0228/331093). Die önliche Vor­
bereitung und Durchftihrung obliegt 
dem LFV Nordrhein-Westfalen. 
1.3 Voraussetzung ftir die Teilnahme 
ist die 
a) Anerkennung der "Weilkampford­

nung" des CfIF und des zur 
Durchftihrung der Bundesaus-

scheidungen vom DFV aufgestell­
ten Organisationsplanes. 

b) Anerkennung des Weilkampfaus­
schusses und des KampfriChtersta­
bes. Anerkennung ihrer Entschei­
dungen. 

c) Einhahung der nachfolgenden 
Meldetermine. 

d) Fristgerechte Überweisung des 
nachfolgend festgelegten Stan­
geldes. 

1.4 Zur Durchftihrung der Bundes­
ausscheidungen durch den Deutschen 
Feuerwehrverband wird ein Weil­
kampfausschuß und ein Kampfrichter­
stab gebildet. 

1.5 In begründeten Ausnahmefallen, 
in denen die Teilnahmevoraussetzung 
gern. Pos. 1.3 nicht gegeben ist, kann 
der WeIlkampfausschuß vor dem Auf­
trill der betr. Gruppe auf Antrag eine 
Ausnahmegenehmigung eneilen. 
\.6 Es wird je Gruppe ein Stangeld 
von DM 90, - erhoben. 

2.0 Schlüssel 

Der Veneilerschlüssel beinhaltet: 
bis 40000 Mitglieder 3 Gruppen 
bis 80000 Mitglieder 6 Gruppen 
über 80000 Mitglieder 9 Gruppen 

(Anzahl der Mitglieder genl. § 16 der 
Satzung des DFV) 

3.0 Teilnahme 

Aufgrund der Mitgliederzahlen per 
3\. 12. 1990 können folgende Weil­
kampfgruppen (Männer) entsendet 
werden: 

Mitgliedsverband Anzahl der Gruppen 
Baden-Wüntemberg 9 
Bayern 9 
Berlin 3 
Bremen 3 
Hamburg 3 
Hessen 9 
Niedersachsen 9 
Nordrhein-Westfalen 9 
Rheinland-pfalz 6 
Saarland 3 
Schleswig-Holstein 6 
Brandenburg 3 
Mecklenburg-Vorp. 3 
Sachsen 3 
Sachsen-Anhah 3 
Thüringen 3 
Gesamt 84 

Solhe die Mitgliederzahl per 3\. 12. 
1991 Veränderungen in der Quote er­
forderlich machen, werden diese 
nachträglich berücksichtigt. 

Sollten einzelne Mitgliedsverbände 
die zustehende Zahl an Wettkampf­
gruppen nicht in Anspruch nehmen, 
sind diese auf andere Mitgliedsverbän­
de des DFV nicht übenragbar. 

4.0 Frauengruppen 

Außerhalb des Kontingents der 
Wellkampfgruppen (Position 3.0) 
können auch Frauengruppen an den 
Bundesausscheidungen 1992 teilneh­
men. Die Anzahl der Gruppen aus den 
Mitgliedsverbänden unterliegt keinen 
Quoten, so daß alle interessienen 
Frauengruppen ohne vorherige Quali­
fikation in den Mitgliedsverbänden 
stanen können. Die Anzahl der Frau­
engruppen wird nicht auf die Quoten 
(Position 3.0) angerechnet. 

Voraussetzung ftir einen Stan ist, 
daß die Meldetermine auch ftir die 
"Frauengruppen" eingehahen werden. 

5.0 Wertungsgruppen 

Die Wettkampfgruppen werden in 
folgende zwei Wenungsgruppen auf­
geglieden: 
I: Freiwillige Feuerwehren (Männer) 
111: Frauengruppen 
5.1 Als derzeit gültige Wettkampf­
ordnung ftir die "Internationalen Feu­
erwehrwettkämpfe" gih die 5. verbes­
sene Auflage 1990 des CfIF. 
5.2 Hiernach kann in der Wenungs­
gruppe I angetreten werden in der 
Klasse A (ohne Ahersbewenung; Ge­
samtaher der antretenden 9 Männer bis 
269 Jahre) oder 
Klasse B (m it Ahersbewenung; Ge-
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samtaher der antretenden 9 Männer ab 
270 Jahre). 
5.3 Die Wenungsgruppe 111 (Frauen­
gruppen) kann nur in der Klasse A 
(ohne Ahersbewenung) antreten. 
5.4 Für die Ahersbewenung bei der 
Bundesausscheidung gih als Stichtag 
der 20. Juni 1992. 

6.0 Intern. Teilnahme 

Zu den ..Internationalen Feue",ehr­
wettkämpfen" 1993 werden aus der 
Wenungsgruppe I (Männer) in der 
Klasse A 7 Gruppen und in der Klasse 
B 3 Gruppen entsandt. In der Wer­
tungsgruppe 111 (Frauengruppen) wer­
den 2 Gruppen entsandt. Diese Festle­
gung erfolgt unter dem Vorbehah, daß 
das CfIF dic;es Gesamtkontingent rur 
1993 nicht änden. 

7.0 Anmeldung 

7.1 Die Benennung der Teilnehmer­
gruppen erfolgt ausschließlich über 

den jeweiligen Landesfeue",ehmr­
bandlLandesgruppe im Rahmen der 
Quoten (gem. Pos. 3.0). Bis späte­
stens 31. Oktober 1991 sind diese 
Teilnehmergruppen namentlich mit 
Anschrift dem Deutschen Feuerwehr­
verband zu melden. Spätereingehende 
MeldungenlNachmeldungen oder Än­
derungen (auch im Rahmen der Quote) 
können nichl berUckslChtigt werden. 

72 Die offiziellen Anmeldeformula­
re sind dem Deutschen Feue",ehrver­
band von den Teilnehmcrgruppen mit 
allen zugehörigen Unterlagen (voll­
ständige Angaben) bis spätestens I. 
Januar 1992 (Posteingang) einzurei­
chen. päter eingehende Unterlagen 
blw. Änderungen konnen nicht be­
rücksichtigt werden. 

7 3 Benötigte organisatorische Ein­
zelheiten erhahen die Teilnehmmüge 
rechtzeitig schriftlich mitgeteih. 

7.4 Die Stanreihenfolge wird ausge­
lost und den teilnehmenden Gruppen 
rechtzeitig schriftlich mitgeteih. 

8.0 Bewertung 

8.1 Der Wettkampfausschuß und 
Kampfrichterstab werden 'om Deut­
schen Feuerwehrverband (Bonn) beru­
fen. Die Zusammensetzung wird den 
teilnehmenden Gruppen rechtzeitig 
schriftlich mitgeteih . 

8.2 Jeder an den Bundesausscheidun­
gen teilnehmenden Gruppe wird ent­
sprechend dem erreichten Rang eine 
Medaille in Gold, Silber oder Bronze 
ausgehändigt. Jede Gruppe erhäh zu­
sätzlich eine Urkunde und alle Aktiven 
der Gruppe jeeine Erinnerungsmünze. 

8.3 Ober eine Ausnahmegenehmi­
gung und Disqualifikation rur eine 
Teilnehmergruppe entscheidet der 
Wettkampfausschuß. Instanz rur Wi­
dersprüche in die"n Fällen ist ein 
Gremium des DFV. welches sich aus 
dem rur "Wettbewerbe" zuständigen 
Fachgebietsleiter und den Vorsitzen­
dcn der LFV/LGr. zusammengesetzt. 
Der Rechtsweg ist ausgeschlo,sen. 

9.0 Kosten 

Die Kosten rur die Teilnahme an 
den Bundesausscheidungen und an 
den ,.x. Internati nalen Feuerwehr­
wettkämpfen" gehen jeweils zu Lasten 
der teilnehmenden Wettkampfgrup­
pen. Mit einer Zuwendung aus Mitteln 
des Deutschen Feue",ehrverbandes 
kann nicht gerechnet werden. 

10.0 UnfallversIcherungs­
schutz 

Angehörige der Freiwilligen Feuer­
wehr genießen den gesetzlichen Un­
fa ll versicherungsschutz, wenn sie als 
Teilnehmer im Rahmen ihres Feuer­
.. ehrdienstes vom zuständigen Wehr­
leiter zum Wettkampf entsandt 
werden. 

11.0 SchlußbestImmung 

Diese Ausschreibung wurde I"om 
Präsidium des DFV am 22. 9. 90 
beschlossen. 

Ausschreibung für die Bundesausscheidungen 1992 
im ,,Internationalen Feuerwehrsportwettkampf" 

Im Rahmen der ,.x. [nternationalen 
Feuerwehrwettkämpfe" im Jahre 1993 
werden ,.Internationale Feuerwehr­
spon"ettkämpfe" durchgeruhn. Hier­
zu kann der Deutsche Feuerwehrver­
band Mannschaften benennen und ent­
senden. Aufgrund des bestehenden In­
teresses deutscher Feuerwehren an 
diesen Wettkämpfen finden Ausschei­
dungswettkämpfe auf Bundesebene 
statt, um die besten bundesdeutschen 
Mannschaften zu ermitteln. Die An­
zahl der zu entsendenden Gruppen je 
Nation bestimmt das CfIF. 

Solhen sich nur soviel Mannschaf­
ten anmelden. wie der DFV entsenden 
kann, entfallen diese geplanten Bun­
desausscheidungen. 

1.0 Ausschreibung 

Die Bundesausscheidungen finden 
an einem noch festzulegenden On und 
Termin statt. 

Der Austragungson und Termin 
wird den teilnehmenden Gruppen 
rechtzeitig mitgeteilt. 
1.1 Offizieller Trainingstag rur die 
Wettkampfmannschaften wird noch 
festgelegt. 
1.2 Träger der Veranstahung ist der 
Deutsche Feuerwehrverband, Ko­
blenzer Straße 133, 0-5300 Bonn 2 

(Tel. 0228/331093). Die önliche Vor­
bereitung und Durchfiihrung obliegt 
dem LFV. 
1.3 VorauS>Ctzung ftir die Teilnahme 
ist die 

al Anerkennung der . .lVettkamplbe­
stimmungen"' des CfIF und des 
zur Durchftihrung der Bundesaus­
scheidungen 'om DFV aufgestell­
ten Organisationsplanes. 

b) Anerkennung des Wettkampfaus­
schusses und des Kampfrichtersta­
bes. Anerkennung ihrer Entschei­
dungen. 

cl Einhaltung der nachfolgenden 
Meldetennine. 

d) Fristgerechte Überweisung de; 
nachfolgend festgelegten Stan­
geldes. 

1.4 Zur Durchftihrung der Bundes­
ausscheidungen durch den Deutschen 
Feuerwehrverband wird ein Wett­
kampfausschuß und ein Kampfrichter­
stab gebildet. 
1.5 [n begründeten Ausnahmefallen, 
in denen die Teilnahmevoraussetzung 
gem. Pos. 1.3 nicht gegeben ist, kann 
der lVettkampfausschuß vor dem Auf­
tritt der belt. Gruppe auf Antrag eine 
Ausnahmegenehmigung eneilen. 
1.6 Es wird je Mannschaft ein Stan­
geld I'on DM 90, - erhoben. 
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2,0 Schlüssel 

Für diesen Feuerwehrsponwett­
kampf ist kein VeneiJerschlüssel ftir 
die Mitgliedsl'erbände des DFV auf­
gestellt. Die Teilnehmerzahl ist offen. 

3,0 Teilnahme 

Die Mitgliedsverbände des DFV ha­
ben der Bundesgeschäftsstelle bis zum 
31. Mai 1991 mitzuteilen. ob aus ih­
rem Bereich Mannschaften an den 
Feue",ehrsponwettl.ämpfen teil­
nehmen. 

4.0 Mannschaften 

Eine Mannschaft kann sich aus Ak­
tiven mehrerer Feue",ehren zusam­
mensetzen. Wird hiervon Gebrauch 
gemacht, stanet diese Mannschaft un­
ter einem überönlichen Namen. Eine 
Mannschaft besteht aus 10 Wettkämp­
fern. 

Feuerwehrangehörige, die sowohl 
einer Beruf,feuerwehr als auch einer 
Freiwilligen Feuerwehr angehören, 
dürfen beim Wettkampf nur in einer 
Wenungsgruppe Slanen. Während des 
Wettkampfes können Wettkämpfer 

nicht In verschiedenen Mannschaften 
slanen . 

5.0 Wertungsgruppen 

Der ,.Intern. Feue",ehrsponwett­
kampr' wird in den Wenungsgruppen 
I. Berufsfeuerwehren 
11. Freiwillige Feue",ehren 
durchgeftihn. 
5. 1 Als Wettkamplbestimmung ftir 
die Bundesausscheidungen ftir die "In­
ternationalen Feuerwehrsponwett­
kämpfe" gilt die jeweils gültige Fas­
sung des CfIF. 

6.0 Infern. Teilnahme 

Zu den "Intemationalen Feuerwehr­
sponwettkämpfen" 1993 werden aus 
den Wenungsgruppen I und 11 insge­
samt drei Mannschaften entsandt. Ge­
mäß den Teilnehmerzahlen bei den 
Bundesausscheidungen blw. auf­
grund der Anmeldung entscheidet der 
DFVbiszum 15. No,ember 1991 über 
die Anzahl der Tetlnehmergruppen in 
den Wenungsgruppen I und 11. 

Diese Festlegung erfolgt unter dem 
Vorbehalt , daß das CfIF dieses Ge­
samtkontingent ftir 1993 nicht änden. 



7.0 Anmeldung Feuerwehrverband, Koblenzer Straße 
133,5300 Bonn 2, mit allen notwendi-

Die namentliche Anmeldung der gen Anlagen einzureichen sind. 
Wettkampfmannscbaften zu den Bun- 7.2 Die Starueihenfolge wird ausge­
desausscheidungen hat durch die Mit- lost und den Wettkampfmannschaften 
gliedsverbände des DFV bis zum 31. mitgeteilt. 
Oktober 1991 bei der Buodesge-
schäftsstelle des DeUischen Feuer-
wehrverbaodes 5300 Bonn 2, Ko- 8.0 8ewertung 
blenzer Straße 133, zu erfolgen. ------=------
7.1 Aufgrund dieser Anmeldung 8.1 Der Wettkampfausschuß und 
durch die Mitgliedsverbände erhalten Kampfrichterstab werden vom Deut­
die Wettkampfmannschaften die not- schen Feuerwehrverband (Bonn) beru­
wendigen Anmeldeunterlagen zuge- fen. Die Zusammensetzung wird den 
sandt, die dann bis spätestens I. Janu- teilnehmenden Mannschaften recht­
ar 1992 (Posteingang) dem Deutschen zeitig schriftlich mitgeteilt. 

8.2 Für die Teilnehmer werden Me­
daillen in Gold, Silber oder Bronze rur 
die jeweils drei bestplazienen EinzeI­
wettkämpfer, Staffeln oder Mann­
schaften je nach Wennngsgruppe aus­
gegeben. 
8.3 Über eine Ausnahmegenehmi­
gung und Disqualifikation rur eine 
Teilnehmennannschaft entscheidet 
der Wettkampfausschuß. Instanz rur 
Widersprüche in diesen Fällen ist ein 
Gremium des DFV, welches sich aus 
dem rur "Wettbewerbe" zuständigen 
Fachgebietsleiter und den Vorsitzen­
den der LFV ILGr. zusammengesetzt. 
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 

9.0 Kosten 

Die Kosten rur die Teilnahme an 
den Bundesausscheidungen und an 
den ,.x. Internationalen Feuerwehr­
wettkämpfen" 1993 gehen jeweils zu 
Lasten der teilnehmenden Mannschaf­
ten. Mit einer Zuwendung aus Mitteln 
des Deutschen Feuerwehrverbandes 
kann nicht gerechnet werden. 

10.0 Schlu8best1mmung 

Diese Ausschreibung wurde vom 
Präsidium des DFV am 22. 9. 1990 
beschlossen. 

FEUERWEHR-JAHRESSTATISTIK 1989 
(Zusammenfassung der Länder) 

Einsätze FFIPF BF WFlBtF Summe Anteil in % 

I 2 3 4 5 6 
Brände/Explosionen (gesamt) 86500 56595 11809 154904 6,43 

• Kleinbrände a 26415 22305 7042 55762 36,00 
• Kleinbrände b 40820 29825 3771 74416 48,04 
• Mittelbrände 13005 3469 856 17330 11,19 
• Großbrände 6260 9% 140 7396 4,77 

Katastrophen-A lanne 7 0 0 7 0,00 
Katastrophen-Einsätze 55 0 0 55 0,00 
Technische Hilfeleistungen 17825ü 148701 46209 373160 15,48 
Tiere/lnsekten 22539 16738 288 39565 1,64 
Notfall-Einsätze (gesamt) 190012 624427 35493 8-19932 35,26 

• NAW-Einsätze 675 17 134021 585 202123 23,78 
• RTW-Einsätze 122495 490406 34908 647809 76,22 

KrankentransponeIFahnen 263341 415416 82493 76125ü 31,58 
Sonstige Einsätze 21100 24131 30473 75704 3,14 
Fehlalannierungen (gesamt) 33973 103901 18228 156 102 6,48 

• blinde Alarme 18597 78733 5437 102767 65,83 
• böswillige Alarme 5167 13256 502 18925 12,12 
• durch Brandmeldeanlagen 10209 11 912 12289 34410 22,04 

Summe 1989 795722 1389909 224993 24 10624 100,00 

Fahrzeu e (in Zahlen) FFIPF BF WFlBtF SummelZahi 

Löschfahrzeuge 30180 879 1771 32830 
Hubrettungsfahrzeuge 1428 313 210 1951 
Rüst- u. Gerätewagen 3284 442 372 4098 
Sonstige Kfz (Straße/Wasser) 20225 2525 2733 25483 
Sanitätsfahrzeuge (Straße/Wasser) 653 894 321 1868 

Summe 1989 55770 5053 5407 66230 

Fahrzeuge (Anteil in %) FFIPF BF WFlBtF Anteiu% 

Löschfahrzeuge 45,57 1,33 2,67 49,57 
Hubrettungsfahrzeuge 2,16 0,47 0,32 2,95 
Rüst- u. Gerätewagen 4,96 0,67 0,56 6,19 
Sonstige Kfz (StraßelWasser) 30,54 3,81 4,13 38,48 
Sanitätsfahrzeuge (Straße/Wasser) 0,99 1,35 0,48 2,82 

Summe % I 1989 84,2 1 7,63 8, 16 100,00 
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Löschfahrzeuge FFfPF BF WFIBIF SummelZahl 

TSF 10589 13 332 10934 
LF 8 8239 35 307 581 
LF 16 / LF 16·TS 3850 292 152 4294 
LF 24 15 55 10 80 
TLF 8il8 1869 29 93 1991 
TLF 16/25 4468 183 288 4939 
TLF 24/50 348 81 50 479 
TroTLF 16 126 83 112 321 
TroLF 750 19 5 43 67 
TroLFiSonslige 58 21 100 179 
Sonslige LF 599 82 284 965 

Summe 11989 30180 879 1771 32830 

1988 29776 891 1753 32420 

1987 29534 965 1663 32162 

1986 29027 899 1729 31655 

Sonslige Fahrzeuge (Slraße/Wasser) FF/PF BF IVFIBIF Summc/Zahl 

ELW I 2421 435 182 3038 
ELW 21 ELW 3 103 82 31 216 
SW 1000 520 6 18 5-14 
SW 2000 1 SW 2ooo·Tr 297 46 11 354 
FwK 36 54 4 94 
WLF 19 150 2 197 
AB (alle Typen rur WLF) 54 488 59 601 
LB 1 LK (ohne MZB u. RTB) 10 33 8 51 
Sonslige Fahrz. (SlrnßelWasser) 4334 622 338 5294 
AL 16·4 (AL 18) 987 7 219 1213 
FwA·TS 6099 96 379 6574 
FwA·P 972 33 682 1687 
FwA 1 sonslige 4373 473 774 5620 

Summe 11989 20225 2525 2733 25483 

1988 19957 2576 2780 25313 

1987 19509 2558 2800 24867 

1986 18803 2430 2758 23991 

RÜSI' u, Gerälewagen FFfPF BF WFIBIF Summe'Zahl 
RW 1 700 52 35 787 
RW2 / RW3 660 86 33 779 
RW·ÖI 50 17 21 88 
GW·A 230 37 49 316 I, 
GW·ÖI 405 42 42 489 
GW,Slr 189 12 5 206 
R W lsonslige 182 22 18 222 
GW/sonslige 868 174 169 1211 

Summe 11989 3284 442 372 4098 

1988 3123 426 355 3904 
1987 2942 414 305 3661 

1986 2834 395 313 3542 

Hubrellungsfahrzeuge FFfPF BF WFIBIF SummelZahl 

DL 16·4 (DL 18) 197 2 15 214 
DLI DLK·23 (DL 30) 987 285 65 1337 
DL 1 sonslige 133 15 23 171 
GM/TM 6 5 22 33 
Sonslige Hubrellungs·Kfz 105 6 85 196 
Summe 11989 1428 313 210 1951 

1988 1361 310 131 1802 

1987 1279 315 131 1725 
1986 1278 312 128 1718 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Rescue '90 vom 10. bis 18. August 1990 

Sportliche Leistungen und viele Impulse 
für die Zukunft 

Die Rescue '90 isl zu Ende. Und 
das Urleil aUer Teilnehmer war ein· 
mülig: Das WelllrefTen der Lehens· 
reller aus aUer Weil war ein großes 
gelungenes Fes!, ein Meilenslein rur 
die Sicherheil am, im und auf dem 
Wasser. Die bunle Mischung aus 
hochklassigen rellungssporllichen 
Wellhewerhen, Kongreß, Work· 
shops und Gremienlagungen wurde 
mit einem Rahmenprogramm, das 
rur jeden Geschmack elwas halle, 
abgerundet. 

Die wichtigste Enlscheidung fiel 
auf der Generalversammlung der 
WLS. Die Delegienen stimmten dem 
Vorschlag zu, eine von WLS und RS 
paritäti sch besetzte Kommission ein· 
zusetzen, die bis 1992 die Vorausset· 
zungen und Kriterien flir die Fusion 
beider Weltverbände erarbeitet. Dem 
Gremium gehören an: die Präsidenten 
und Generalsekretäre von FIS und 
WLS sowie je drei ationenl'enreter. 

Mehr Offensive und mehr 
Selbstbewußtsein 

Weitgehende Übereinstimmung 
herrschte bei den Kongreßteilnehmern 
in der I'on Kevin Weldon (Australien) 
erhobenen Forderung, daß die Lebens· 
renung in aUer Welt offensiver werden 
müsse, und Gus Staunton (Australien) 
erkläne, "man müsse bereit sein, kom· 
merzielle Wege zu beschreiten, Kf-if· 
te konzentrieren, professioneller 31· 

beiten und auf die Winschaft zuge· 
hen". In seiner Ansprache erinnene 
Staunton daran, daß allein während 
der Kongreßtage weltweit 5000 Men­
schen enrinken. Kongreßdirektor Dr. 
Klaus Wilkens hane die Tagung am 
16. August um 9.00 Uhr eröffnet. In 
seiner Ansprache zog er ein Resümee 
der vergangenen Tage: Aus verbands­
politischer Sicht wenete er das Treffen 
beider Weltverbände als wegbereiten­
des Ereignis. Die 120 Workshops. die 
dem Kongreß vorgeschaltet waren, 

Viele Gäste bei der Eröffnung der RESCUE '90. 

---f@ 
-

Blick in die Generalversammlung der ,,\Vorld Li ve Saving". 

hänen Ergebnisse gebracht, die die 
künftige Arbeit aller Renungsorgani­
sationen wesentlich befruchten wer­
den, sagte Wilkens. 

DLRG-Präsident Hans-Joachim 
Banboldl legte einen Schweljlunkt 

seiner Rede auf das Zusammenwach­
sen der beiden deutschen Staaten. Die 
Perspektiven eines deutschen Staates 
stellen auch flir die Wassenenung und 
somit flir die gesamte DLRG eine 
Herausforderung dar. Er ließ keinen 
Zweifel daran, daß auch in einem 
geeinten Deutschland die DLRG nach 
dem Prinzip der Subsidiarität die Auf­
gabe der Wasserrenung weiter ausflih­
ren werde. RS-Präsident Klaus Ban­
nitzke bezeichnete die Rescue '90 als 
ein historisches Datum im Hinblick 
auf die Fusion beider Weltverbände. 
Die Existenz zweier Organisationen 
sei nicht länger venretbar. Auch der 
wiedergewählte WLS-Präsident Max 
Bowmann (USA) beflirwonete die 
Einsetzung einer Kommission zur Fu­
sionsvorbereitung. 

eue Mitglieder können FIS und 
IVLS verzeichnen. Die Republik of 
China trat als 30. Mitglied der RS bei 
und Mexiko wurde als 22. Staat in die 
Reihen der WLS aufgenommen. 

melftut für die DLRG 

Titel und Medaillen im DUlzend 
gewannen die Renungsschwimmerin­
nen und -schwimmer der DLRG bei 
den hOChkarätigen internationalen 
Wenbewerben. Der sponliche Höhe­
punkt war zweifellos die Weltmei-
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ste~hafl im ReuungsIChwimmen, 
die \O.ohl Hallenbad- al, auch Frei­
gewäsICr- und Strand .. ube",erbe 
umfaßte, .obe, letztere in Europa 
Mel<ter;chafl,premiere haUen. 

Bunde,honoranrainerin Birgit Ra­
milCh Mrahlte mit der Sonne um die 
Weue. In den WM-Hallenbaddlslipli­
nen gelang dem Team DLRG fast der 
totale Triumph Fünf 'on sieben Titeln 
bleiben in der Bundesrepublik. 

Den Auftakt machte Weltrekordler 
~1anfred Köder, der - wie schon beim 
World Cup - das Zoo-m-Hindemis-

hwimmen überlegen ftir sich ent­
schied. Mit zwei Sekunden Vorsprung 
sichene sich dann Jörg Rossen Gold 
Nr. Z über loo-m-Schwimmen und 
Renen mit Flo,sen. Wenige Minuten 
später holte lieh Barbara Götker in 
der;clben D"Zlplin .,ihr Gold" ab. Zu­
vor haue ,ie die Konkurrenz mit Sie­

ben Sekunden Vorsprung geradezu de­
klas"en 

Damit war der TitelduN noch lange 
nicht gestillt . IOwohl in der ~ x SO-m­
Torpedo-buoy-Staffel als auch in der 4 
x SO-m-Reuung\staffel landeten die 
DLRG-Quaneue klare Siege. ledig­
lich im 2oo-m-Hindemisschwimmen 
der Damen IBeuina Lange wurde 
Viene) und in der Hilfsaktion bei Un­
glücksfallen langte es nicht zu Me­
daillen . 

Titel ,or den US-Boys and Girls der 
USLA. Rang drei belegte die Royal 
Life Saving Societj (AU>tralienl \or 
der DLRG. 

Eine sensationelle Goldmedaille er­
rang Barbara Götker aus dem weltfaIi­
schen O,tbe,em im Strandsprint. Sil­
ber holte sich Thomos Zachen im 
Strandlauf und Bronze gab es ftir die 
Strandstaffel mit Af\\ed Cruger. Mar­
kus Ramisch und Jörg Rossen. Im 
Paddle-Board-Race und der Disziplin 
Laufen-Schwimmen-Laufen konnte 
Bettina Lange noch zweimal aufs 
Bronzetreppchen steigen. 

Die elndruckslolle WM-Bilanz des 
Ramisch-Teams: 6 Gold-, I Silber-, 3 
Bronzemedaillen sind ein nie erwane­
tel Ergebnis. 

Damen holen World-Cup 

Den Auftakt der Weube.erbe 
machte der 1V0rid Cup ant Samstag. 
11. 8. 1990. Nachdem die Ru"in 
Natalia Ketzman zwischenzeitlich die 
Damenwenung anftihne. staneten die 
Damen der DLRG eine rasante Auf­
lioljagd. an dessen Ende Bettina Lange 
den Reuungsftinllmmpf ftir sich ent-

Dennoch wandene der WM-Pokal 
wieder In einen australischen Safe. In 
den Strand- und Freigewässer-Weube­
werben wurden die Australier und 
Amenkaner Ihrer Falomenrolle ge­
recht Die australischen Leben reUer 
der SLSA ,ichenen sich überlegen den Spannende Kämpre bei den IlallcU\\ cllbc n ('rbcn. ---------

So7ja hnin~lcr GUnther Jausen bei der Eröffnung 
des Kongn ..... "'S. 
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Gäste der Erörrnungs\ cranstallung: IJS H-I)räsidenl Hans 
HlI !L';cn (link..,) und WI -1-'räsidcnl l\ lax Bo"man. 

schied. Barbara Götker (4.1, Sabine 
Schnell 15.) und Antje Hole 16.) kom­
pletHenen das Spitzenergebnis. das 
den Damen mit großem Vorsprung 
Ion 500 Punkten den Titel beschene 
vor der UdSSR und Italien. Den Ge­
samt-Weltpokal sichenen sich auf­
grund einer "Inen Männennann­
schaft die Allun. Das DLRG-Team 
wurde nur um die WinzigkClt von 10 
Punkten geschlagen. 

Rang drei ging an die UdSSR vor 
Sch"eden. BCI den Männem siegte 
Italien vor der UdSSR und der DLRG. 

Schmltz-Trophy an Aussles 

MI! 91 Punkten holten sich die Ret­
tung, ... hwimmer der Cronulla SLSC 
(Aullralien) die Hallenbad-Wenung 
'or Z'CI bundesdeutschen Vereinen. 
Die DLRG-On,gruppe Ko~henbro­
ich belegte mit 69 Punkten Rang zwei 
vor der Onsgruppe Rheda-Wieden­
brüd (59 Punkte). Platz vier entfiel 
auf die lustige Rettungsschwimmer­
EqUIpe aus Quebee. Canada. Die 
MannlChaft Ion Cronulla SLSC ge­
wann auch überlegen die Kevin Wel­
don Trophy al; beste Vereinsmann­
schaft. 

Emstfalilrat ein 

Während der Freigewässer-Wettbe­
werbe war der Tralemünder Strand 
der "cherste der Welt . Immerhin 
kämpften don 600 Spitzen-Rettungs­
schWimmer um Medaillen. 

I) .. ci Lcbcn~rclte r : Die Uoots· 
man nschl1ft . die eine Frau \or 
dem Erlrillkung,stod rellele. 

Dennoch hatte sich am 15. 8. um 
10.31 Uhr eine offenbar lebensmüde 
Frau I'on der Nordennole in die kalte 
o,tscc gC\türzt. Dem schnellen Han-



DLRG-Einsatzkräfte sichern die Veranstaltungen im Freigewässer ab. 

dein der Besatzung eines DLRG-Ret­
tungsbootes war es zu verdanken, daß 
die Frau gerettet werden konme. Zwei 
Minuten später waren Rolf Jürgensen 
(23), Rolf Galganek (25) und Renate 
Schwiering (18) am Unfallort. Rolf 
Galganek: ,.Ich brauchte nicht lange zu 
überlegen. Für mich war klar, ab ins 
Wasser." Er sprang, barg die bewußt­
lose Frau und übergab sie der Bootsbe­
satzung. Glücklicher Zufall: DLRG­
Arzt Dr. Lothar Hassling und eine 
DLRG-Ärztin hatten Dienst. Sie über­
nahmen die 67jährige und übergaben 
sie nach einer Erstversorgung an den 
Rettungswagen, der die Patiemin ins 
Krankenhaus Priwalvrravemünde 
brachte. 

Heiteres Programm 

Das Organisationskomitee hielt ftir 
die Rescue-Tage ein abwechslungsrei­
ches Rahmenprogramm parat. Den 
Auftakt machte am Freitagabend eine 
feierliche Eröffnungszeremonie im 
Brügmanngarten. Zu Klängen des VI. 
Musikkorps der Bundeswehr mar­
schierten die Mannschaften der 30 teil­
nehmenden Nationen in das weite 
Rund ein. 

In Anwesenheit von DSB-Präsidem 
Hans Hansen und zahlreichen Vertre­
tern aus Politik, Wirtschaft und Ver­
bänden eröffnete Präsident Hans-Joa­
chim Bartholdt die Rescue '90. Höhe­
punkt war die zielgenaue Landung von 

Exakte Landung: Fa llschirmspri nger bei der Eröffnungsveranstallung. 

Beim Wettkampr Herz-Lungen-Wiederbelebung ist präzise Arbeit gefragt. 

vier Fallschirnlspringern, die DLRG­
und Rescue-Flaggen sicher herumer­
brachten. 

ReHungsübung 

Tausende Schaulustige drängelten 
sich am Dienstag, 14. 8., um 14.00 
Uhr an der Nordmole, um den Ablauf 
einer spektakulären Rettungsaktion zu 
verfolgen. DLRG und Bundesgrenz­
schutz demonstrierten ihr Können im 
Rahmen einer simulierten Rettungs­
übung, bei der RettungstaUCher aus 
einem BGS-Hubschrauberin die 10 C 
kalte Ostsee sprangen, um nach vier 
vermißten Personen zu lauchen und 
eine Rettungssanitäterin zu den Ver­
unglückten abgewinscht wurde. 

DLRG-Talkshow 

Am Montag veranstaltele die 
DLRG eine einstündige Talkshow im 
Briigmanngarten. Ziel der von RSH­
Moderator Christian Schewe geleite­
ten Sendung war es, Kurgästen und 
Mitarbeitern Ziele der Lebensrettung 

und die Veranstaltung Rescue '90 nä­
herzubringen. 

Weiterhin standen auf dem Rescue­
Programm Fahnen mit der Baltic Slar, 
Sightseeing in lübeck und weitere 
Besichligungen. 

Riesenfeuerwerk 

Mit einer heiter beschwingten Ab­
schlußveranstaltung ging die Rescue 
'90 am Freitag, 17. August, zu Ende. 

Im Mittelpunkt des Programms 
stand die Ehrung der Meister und Me­
daillengewinner der Rettungs· 
schwimmwettkämpfe. 

Hans-Joachim Bartholdt erklärte 
die Rescue '90 ftir beendet und lud alle 
Rettungssponler und Teilnehmer 1992 
nach Japan ein. 

Für 1994 steht mit dem United 
Kingdom der Ausrichterder übernäch­
sten Weltveranstaltung ftir Wasserret­
tung auch schon fest. 

Um 23.00 Uhr bildete ein riesiges 
Höhenfeuerwerk umer dem Beifall 
vieler tausend Besucher den Abschluß 
einer denkwürdigen Reseue '90. 

Zum Abschlun der Vcranstallungsreihe wird die RESCUE-FIagge einge­
holt. 
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Deutscher Wasserrettungspreis 1990 
verliehen 

Am 20. September 1990 wurde zum 
zweiten Mal der Deutsche Wasserret­
tung5preis "NIVEA-Delphin" verlie· 
hen. Dieser Preis wird von der Beiers­
dorf AG gestiftet und wurde gemein· 
sam mit der Deutschen Lebens-Ret­
tungs·Geselischaft ins Leben gerufen. 

In den Räumen des Norddeutschen 
Regatta-Vereins. Hamburg. zeichne· 
ten Bernard Kriens. Vorstandsmit· 
glied der Beiersdorf AG. Hans·Joa· 
chi m Bartholdt. Präsident der DLRG. 
und Ehreng.,t Hannelore .. Loki"· 
Schmidt zwei Lebensretter aus. die in 
unabhängigen Rettungsaktionen runf 
Menschen vor dem Ertrinken gerettet 
haben. Die begeisterte Schwimmerin 
Loki Schmidt bewundert das ehren· 
amtliche Engagement der DLRG und 
nahm diese Ehrung mit großer Freude 
vor. 

DLRG·Mitglied Edmund Scheid 
(52) aus Saarburg nahm den Deut· 
schen Wasserrettungspreis und Oliver 
Schwab (26) aus P)ön den Ehrenpreis 
rur iCht-DLRG·Mitglieder entge­
gen. Der DLRG-Bezirk lserlohn wur· 
de mit dem Förderpreis rur hemusm-

gende Leistungen im Wasserrettungs· 
dienst an der Norddeutschen Küste 
ausgezeichnet. Jeder Preisträger er· 
hielt 3000. - DM. eine Urkunde und 
die bronzene Delphin·Skulptur. 

Der NIVEA·Delphin wurde anläß· 
lich der langjährigen Zusammenarbeit 
mit der DLRG im ,ergangenen Jahr 
gestiftet. Ziel der Stiftung und Verlei­
hung ist es. das vorbildliche Engage· 
ment der vielen ehrenamtlichen 
DLRG·Helfer aufzuzeigen und den 
selbstlosen Einsatz bei der Rettung 
'on Menschenleben zu würdigen. 

,,Jeder kann helfen" 

An die beiden Preilträger des Was­
serrettungspreises gewandt. betonte 
der Präsident der DLRG, Hans-Joa­
chim Banholdt: ,.Ihnen gebührt unser 
Dank und unsere Anerkennung rur 
eine Tat, die viel Zi, ilcourage erfor· 
dert und die zweifellos heute nicht 
mehr selbstverständlich ist. Ich denke 
dabei vor allem an jene drei Kinder, 

die im Münchener Olympiasee ihr Le· 
ben gelassen haben. die heute noch 
leben würden. hätten sie das Glück 
gehabt wie jene runf Menschen. die 
Sie gerettet haben. 

Wenn ich von Glück spreche. dann 
meine ich damit die Tatsache. daß 
überhaupt Menschen in der Nähe sind. 
Wenn aber Menschen in der Nähe 
eines Unglücksortes si nd. dann darf es 
das Prinzip Glück nicht mehr geben. 
dann sollte Hilfeleistung eigentlich 
selbstverständlich sein. 

Denn jeder kann helfen' Hilfelei· 
stung, das muß nicht immer der spek· 
takuläre Einsatz sein. Nicht selten ret· 
tet schon ein schneller Anruf ein Men· 
schenleben oder eine hingehaltene 
Stange, selbst ein tröstendes Wort hilft 
bereits. 

Aber. derjenige. der retten kann. 
der ausgebildete Helfer. dem fallt die 
Entscheidung im Ernstfall leichter. Er 
weiß um sein Können. Ihn befallen 
keine Zweifel. Dieser schnelle Ent· 
schluß entscheidet manchmal über das 
Leben. Deshalb ist die Rettungs· 
schwimmausbildung Hauptanliegen 

Gruppt!nbild mit name: Oli ver Schwab. t-"rau Schmidt , DLRG·Präsidcnt Barthold. und Edmund Scheid (v. links). 
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Ein fast vergessener 
Retter 

Am Nachmittag des 19. Juni 1979 
war Edmund Scheid (52) gerade 
von der Arbeit zurückgekehrt, als 
er durch Hilferufe alarmiert wurde. 
Er reagierte sofort, stieg in einen 
Pkw und fuhr zur UnfallsteIle. der 
städtischen Kläranlage am Saar· 
ufer. Don erklärte ein aufgeregter 
5jähriger Junge. daß sein Bruder 
(3) beim Spielen in das Klärbecken 
gefallen und untergegangen sei. 
Ein Angler versuchte bereits ver­
geblich mit einerStange den verun· 
glückten Jungen wiederaufzufin· 
den. Edmund Scheid schickte den 
Angler zur nächsten Telefonzelle, 
um Hilfe herbeizuru fen . 

Ohne Zögern sprang Edmund 
Scheid in das etwa neun Meter tiefe 
Schlammbecken und begann mit 
der Suche nach dem Kind. Der 
erste Taucherversuch blieb ohne 
Erfolg; beim zweiten gelang es 
ihm. den Verunglückten zu finden 
und zu bergen. Edmund Scheid 
begann unvmüglich mit Atem· 
spende und Herzmassage. deren 
richtige Anwendung er als aktives 
DLRG-Mitglied gelernt hat. Nach 
einigen Minuten fUhrte die soforti­
ge Rettungsmaßnahme zum Er· 
folg, das Kind begann zu atmen. 

Der eintreffende otant über· 
fUhrte das verunglückte Kind zur 
Weiterbehandlung in das Kreis· 
krankenhaus Saarburg. Die Medi­
ziner erklärten, daß das Kind ohne 
das spontane und richtige Verhal· 
ten von Edmund Scheid nicht über­
lebt hätte. Die Familie und der 
damals gerettete. heute 14jährige 
Junge be5uchen Edmund Scheid 
noch gelegentlich. 



Olh'cr Schwab 

Vier Menschen 
gerettet 

Oliver Schwab (26). Soldat bei 
der Bundesmarine. fuhr im Som­
merurlaub mit seiner Ehefrau und 
den beiden Kindern an die dänische 
Westküste. Am Nachmittag des 5. 
Juli 1989 vergnügte sich die junge 
Familie am unbewachten Strand 
von TItorsmünd. als plötzlich eine 
Mutter voller Panik ins Meer stürz­
te. Ihr Sohn (5) war beim Baden 
nahe einer 120 Meter langen Mole 
von der Strömung aufs offene Meer 
getrieben worden. Er schrie laut 
um Hilfe. kämpfte mit dem Was­
ser. Seine Mutter. zwei Frauen und 
ein Jugendlicher schwammen ihm 
hinterher. Alle vier wurden von der 
starken Strömung erfaßt und gegen 
die Betonklötze der Mole ge­
schleudert. 

Oliver Schwab erkannte die Ge­
fahr. in der sich die Menschen 
befanden. Da die starke Brandung 
beim Schwimmen zu viel Kraft 
gekostet hätte. rannte er vom 
Strand auf die Mole und sprang 
ohne Zögern an der Stelle. wo sich 
die Ertrinkenden befanden. ins 
Wasser. 

"Die Mutter hielt ihren Sohn fest 
umklammert. sie wehrte meine 
Hilfe ab. Ich habe ihr das Kind 
abgenommen und auf die Steine 
der Mole gelegt. dann zog ich die 
Mutter aus dem Wasser. Anschlie­
ßend holte ich ein 17jähriges Mäd­
chen aus den Ruten. Zuletzt zog 
ich einen siebenjährigen Jungen 
raus und brachte ihn in Sicherheit." 
schildert der Lebensretter seinen 
Einsatz. 

Während der Bergung standen 
etwa 20 Leute oben auf der Mole -
ohne zu helfen. Ehefrau Carola 
Schwab. ausgebildete Arzthelfe­
rin. leistete Erste Hilfe. Oliver 
Schwab zog sich mehrere Schnitt­
wunden zu. Von den Geretteten hat 
er nie wieder etwas gehört. 

der DLRG. das wir auch in Zukunft 
konsequent weiterverfolgen werden." 

Präsident Bartholdt stellte fest. daß 
1989 wieder 60000 Menschen ihre 
Rettungsschwimmprüfungen erfolg­
reich abgelegt haben und betonte: 
"Das sind 60000 weitere Menschen. 
die im Notfall - davon bin ich über­
zeugt - nicht an sich zweifeln. son­
dern schnell und selbstverständlich ih­
ren Mitmenschen in Not helfen. 

Im vergangenen Jahr hat die Zahl 
der Ertrinkungsfalle in der Bundesre­
publik wieder leicht zugenommen. 
381 Menschenleben mahnen uns. 
nicht in unseren Bemühungen nachzu­
lassen. 

Obwohl die Retter der DLRG 352 
Menschenleben - zum Teil unter Ein­
satz des eigenen Lebens - gerenet 
haben. zeigt uns die Zahl der Emin­
kungsfalle unmißverständlich. daß 
Bereitschaft zur Hilfeleistung und das 
Helfenkönnen eine gesamtgesell­
schaftliche Aufgabe sind. um die wir 
ständig und zielstrebig werben 
müssen," 

Dank an die DLRG 

In ihrem von Präsident Bartholdt 
verlesenen Grußwort bekräftigte die 
Bundesministerin für Jugend. Fami­
lie. Frauen und Gesundheit. Frau Pr()­
fesser Dr. Ursula Lehr ihre Meinung. 
"daß diese wiChtige Auszeichnung es 
verdient. ein angesehener Traditions­
preis mit einem hohen Prestigewert zu 
werden. Werden hiermit doch Men­
schen geehrt. die tapfer und selbstlos 
anderen Menschen in höchster Not 
Hilfe und Rettung geschenkt haben. 
Ich wähle das Wort "geschenkt" ganz 
bewußt. weil es ftir solche Rettungsta­
ten - oft unter Einsatz des eigenen 
Lebens - weder Prämien noch mate­
rielle Belohnungen gibt. Die zu ehren­
den Retter haben dem Geretteten tat­
sächlich das Leben "geschenkt". 

Doch ich möchte die Gelegenheit 
auch wahrnehmen. nicht nur den Aus­
zuzeichnenden. sondern der DLRG im 
allgemeinen - mit all ihren Mitarbei­
tern und Helfern - ftir die im vergan­
genen Jahr geleistete wertvolle Arbeit 
meinen ganz persönlichen Dank. aber 
auch den Dank der Bundesregierung 
auszusprechen. 

Sie alle haben die Aufgaben. die sie 
freiwillig übernommen haben. enga­
giert. pflichtbewußt und uneigennüt­
zig erfüllt. Sie haben unzähligen Was­
sersportlern. Schwimmern und Urlau­
bern arn Meer. in Bädern und an Seen 
und Rüssen - überall don. wo Sie 
Ihre Helfer postiert hatten-. ein Geftihl 

Die Vertreter der DLRG-Orts~rIlPI)C lserlohn rreuen sich gemeinsam 
mit Frau Schmidt über die Ausleichnung. 

Förderpreis nach 
Iserlohn 

Die DLRG-Ortsgruppe lserlohn 
besteht seit 1932. 296 Mitglieder 
sorgen ftir die Sicherheit in vielen 
Freibädern und an der Norddeut­
schen Küste. Die besondere lei­
stung der Onsgruppe besteht darin. 
daß sie seit 1972 in ununterbroche­
ner Reihenfolge die Rettungs­
wachstation Vollerwiek an der 
Nordsee betreut. Die Besetzung der 
Station erfolgt auf Vorschlag der 
Ortsgruppe über die Einsatzleitung 
Küste. Jedes Jahr opfern zehn bis 
zwölf ehrenamtliche Helfer der 
Ortsgruppe daftir ihren Jahresur­
laub und sorgen am Strand. im Watt 
und im Wasser ftir die Sicherheit 
der Badegäste. 

1972 ftihrte der damalige Techni­
sche Leiter Josef Rodeheger zu-

der Sicherheit gegeben. Sie haben dar­
über hinaus mit Ihren Schwimmkursen 
dazu beigetragen. vielen Menschen 
den Spaß am Wasser zu erschließen. 

Viele freiwillige. ehrenamtliche 
Helfer haben hierfür einen erheblichen 
Teil ihrer eigenen Freizeit geopfen. 
Der überwiegende Teil dieser Helfer 
sind ganz junge Menschen. Jungen 
und Mädchen beweisen mit ihrem s0-

zialen Engagement und ihrer Begeiste­
rung ftir die Sache. mit ihrer Einsatz­
bereitschaft ftir andere. Tag ftir Tag 
erneut. daß das Bild einer desinteres­
sienen. nur an sich selbst denkenden 
Jugend, die nur an das eigene Vergnü­
gen denkt. revidien werden muß. Mö­
gen Sie auch ftir andere Vorbild sein' 

Wir wissen alle. wie wichtig das 
Schwimmen ftir die Gesundheit. ftir 
das Wohlbefinden ist - wie sehr es 
Spaß macht' Schwimmen ist ein Frei-

nächst alleine die "Badeaufsicht" 
durch. In kurzer Zeit entwickelte 
sich aus dieser Aufsicht eine fest 
eingerichtete • .Rettungswache". 
Seit 1978 versieht die Ortsgruppe 
lserlohn in der gesamten Badesai­
son (elf Wochen) den Rettungs­
wachdienst in Vollerwiek. 

Viel Lob und Anerkennung er­
hielten die Wachbesatzungen ftir 
ihre Einsätze. die oftmals bis weit in 
die Abendstunden hinein reichen. 
Eine Reihe Wattwanderer. Surfer 
oder Schwimmer wurde durch die 
DLRG-Ortsgruppe lserlohn vor 
Schaden bewahn oder aus einer le­
bensbedrohenden Situation geret­
tet. Die Gemeinde Vollerwiek hebt 
die zuverlässige Arbeit der lserloh­
ner ganz besonders hervor und ver­
traut auf die jährliche Einsatzbereit­
schaft des bewährten Teams. 

zeitspon bis ins hohe Alter hinein' 
Schwimmen ist gesund und hält fit' 
Viele ehemalige "Schwimmschüler'. 
denken dankbar an ihre DLRG­
Schwimmkurse. an die Hilfestellung 
durch die Lehrmeister von der DLRG 
zurück. Nochmals; unser Dank der 
DLRG' 

Den Rettern. denen der Deutsche 
Wasserrettungspreis 1990 überreicht 
wird. danke ich besonders ftir ihren 
Einsatz und Mut. ftir ihre selbstlose 
Tat. ftir die Rettung des Lebens' Sie 
sollen und dürfen stolz sein auf eine 
Auszeichnung. die in ihrer WiChtig­
keit und Wertigkeit staatlichen Orden 
und Auszeichnungen gleichzusetzen 
ist. Sie sind ein leuchtendes Beispiel 
für selbstlose Einsatzbereitschaft. Hu­
manität und Nächstenliebe. - und 
sollten vielen anderen Menschen ein 
positives Vorbild sein'" 
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Presseschau 
Schutzräume 
bei Erdbeben 

Unsere Schutzräume schützen 
bekanntlich nicht nur gegen ra­
dioaktive Primärstrahlung, ra­
dioaktiven Ausfall, einen Druck­
stoß von 1 bar, umherfliegende 
Trümmer und Splitter, Einsätze 
von chemischen Waffen und 
Brandwirkungen, sondern auch 
gegen den Einsturz des darüber­
liegenden Hauses. Am Rande sei 
hier noch erwähnt, daß gerade der 
Fall des Hauseinsturzes im Zwei­
ten Weltkrieg in Deutschland 
sehr oft vorkam und daß von dort 
her gut fundierte Erfahrungszah­
len über die Belastungen beim 
Hauseinsturz bestehen. 

Nun reicht es noch nicht, daß 
der Schutzraum als solcher beste­
hen bleibt; es müssen auch Mög­
lichkeiten zum Verlassen des 
Schutzraumes nach dem Einsturz 
bestehen. Bekanntlich sind die 
schweizerischen Schutzräume 
mit geeigneten Notausstiegsmög­
lichkeiten versehen. Sie sind pri­
mär für denjenigen Fall gedacht, 
wo das Haus durch Waffen wir­
kungen zertrümmert wird, das 
heißt, wo der Trümmerbereich 
über den Grundriß des Hauses 
hinausreicht. Bei Erdbeben bleibt 
im Falle eines Hauseinsturzes die 
Hauptmasse der Trümmer inner­
halb des Gebäudegrundrisses lie­
gen. Unsere Notausgänge dürften 
also in den weitaus meisten Fällen 
ausrejchen , um einen solchen 
Schutzraum aus eigener Kraft 
wieder zu verlassen. Sind aus ir­
gendwelchen Gründen alle Not­
ausgänge versperrt, so bietet der 
Schutzraum bekanntlich die Mög­
lichkeit, darin lange ohne Hilfe 
von außen befreit zu werden oder 
sich selbst innerhalb vieler Stun­
den "in Kleinarbeit" den Ausgang 
durch Wegräumen der Trümmer 
zu schaffen. Schließlich sei noch 
erwäHnt, daß unsere modernen 
Bauten, also die Bauten seit etwa 
1960, so beschaffen sind, daß ein 
Einsturz auch bei relativ starken 
Erdbeben unwahrscheinlich ist. 

(Dr. W. Heierli 
in "Zivilschutz", Schweiz) 
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Schockierende 
UdSSR­

Brandstatistik 

Nach offizieller Bekanntgabe 
sterben in der Sowjetunion jedes 
Jahr mehr als 10000 Menschen 
durch Brand unfälle. Diese Ereig­
nisse haben mehr als 3,5 Mio. an 
Schäden verursacht. 

1988 wurden etwa 500000 Be­
amte (!) zw' Verantwortung gew­
gen, weil sie aus Nachlässigkeit 
mithalfen, daß solche Brände ent­
stehen konnten. Das ist eine Aus­
sage von Generalleutnant Anatoli 
Mikeyev aus dem russischen In­
nenministerium. 

1985 wurden von 11 000 Bran­
dopfern fast 60 % wegen Trun­
kenheit getötet. Antialkohol-Maß­
nahmen, die Gorbatschow ein­
führte , und die die Sowjetunion 
Milliarden von Rubeln kosten, ha­
ben die Zahl der Brände leicht zu­
rückgehen lassen. 

General Mikeyev kritisierte die 
schlechte Qualität der Brandbe­
kämpfungsausrüstungen , die zur 
Zeit in Rußland hergestellt wer­
den. Ererklärteaberauch,daßdie 
Zusammenarbeit mit England, 
Polen und Bulgarien spürbare 
Verbesserungen bei den russi­
schen Feuerwehrdiensten zur Fol­
ge gehabt hätten. 

Im Vereinigten Königreich 
(England), mit einer Bevölke­
rung, die nur etwa ein Viertel der­
jenigen der Sowjetunion beträgt, 
starben 1987 929 Menschen den 
Feuertod (neuere Zahlen liegen 
nicht vor). 

("Military Fire Fighter", 
Großbritannien) 

Umfrage: 
Große 

Zustimmung 
zum Zivilschutz 

Vier Fünftel der Schweizerin­
nen und Schweizer sind von der 
Notwendigkeit des Zivilschutzes 
überzeugt. Das hat eine neue Uni­
vox-Umfrage ergeben. Nur eine 
Minderheit glaubt jedoch, daß der 
Zivilschutz beim Einsatz von ato­
maren oder chemischen Waffen 
die Bevölkerung wirksam schüt­
zen könnte. 689 Stimm- und 
Wahlberechtigte sind anläßlich 
der Volksabstimmung über die In­
itiative "Schweiz ohne Armee" 
persönlich in terviewt worden. Ei­
ne große Mehrheit der Bevölke­
rung hält es demnach für richtig, 
daß die Schweiz einen Zivilschutz 
unterhält. Wie schon bei der letz­
ten Befragung im Jahr 1987 sind 
80 % der Befragten der Meinung, 
daß ein solcher Schutz der Bevöl­
kerung in Krisenfällen notwen­
dig ist. Damit schneidet der Zivil­
schutz sogar noch besser ab als die 
Armee: Bei der Univox-Befragung 
1988 schätzten bloß 72 % die Ar­
mee als notwendig ein. Die 65- bis 
84jährigen sind heute mit 91 % 
stärker von der Notwendigkeit ei­
nes Zivilschutzes überzeugt als 
die 20- bis 39jährigen (77 %). Bei 
Katastrophenfällen vertrauen 
heute 62 % auf die Fähigkeit des 
Zivilschutzes. Hingegen räumen 
dem Zivilschutz im Falle eines t0-
talen Nuklearkrieges nur 17 % 
der Befragten "gute bis sehr gute 
Chancen" ein, das Leben der Be­
völkerung zu schützen. Am mei­
sten Kredit verloren hat der Zivil­
schutz in den letzten Jahren bei 
den in städtischen Gebieten der 
Deutschschweiz lebenden Män­
nern zwischen 40 und 65 Jahren. 
Im allgemeinen trauen Frauen 
dem Zivilschutz weniger zu als die 
Männer. 

("Tagesanzeiger" , Schweiz) 



Alkoholbeständiges 
Universal-Schaumlöschmittel 

Ein neu entwickeltes alkohol beständiges 
AFFF-Schaumlöschmittel auf der Basis syn­
thetischer, oberflächenaktiver Substanzen 
wurde speziell für den Einsatz auf schaum­
zerstörenden Flüssigkeiten, z. B. Alkoholen 
und schwer zu löschenden Kohlenwasser- · 
stoffverbindungen, z. B. Propylenoxid, Ace­
taldehyd, Ketone, Ester etc., entwickelt. Es 
löscht auch Brände herkömmlicher, nicht 
polarer Kohlenwasserstoffe, z. B. Benzin und 
Düsentreibstoff, und ist universell gegen alle 
Brände der Klasse A und Beinzusetzen. 

(Dr. Sthamer) 

Feuchtigkeit weggeblasen 

Nasse Stiefel werden oft nicht trocken, 
bevor sie - beispielsweise bei der Feuerwehr 
- das nächste Mal angezogen werden müs­
sen. Dieses Problem löst ein neuartiges 
Gerät, das schnell und schonend Schuhe, 
Stiefel, Socken und Handschuhe trocknet. 
Auch zum Trocknen von anderen Beklei­
dungsstücken wie Schutz- und Taucheran­
zügen läßt sich das Gerät einsetzen. 

Das Prinzip ist denkbar einfach: Warmluft 
von etwa 40 C verdrängt die Feuchtigkeit. 
Über die vier Schläuche, mit denen jeweils 
3,5 Liter Warmluft pro Sekunde. abgegeben 
werden, lassen sich gleichzeitig zwei Paar 
Stiefel trocknen. Nach Firmenangabe ist ein 
nasser Stiefel in etwa 75 Minuten wieder 
vollkommen trocken. 

Das Gerät hat eine Leistungsaufnahme 
von 290 Watt, zwei automatische Tempera­
tursicherungen sorgen für den Überhitzungs­
schutz. Zwei Ausführungen - mit Ein- und 
Ausscha~er oder mit Zeitschaltuhr bis 120 
Minuten - sind lieferbar. (Foto: Strehlow) 

Ausbildung per Video 

Feuerwehr-Report: Brandeinsalz 
VHS-Videokassette, 40 Minuten Spielzeit 

GMF-Feuerwehrfilm, 6073 Egelsbach 

Dieser Film der Reihe "Feuerwehr-Report" 
zeigt die Arbeit der Feuerwehr aus der Sicht 
einer Berufsfeuerwehr. Feuerwehrleute im 
Einsatz drehten packende und dramatische 
Höhepunkte bei vielen Brandeinsätzen, bei 
der Bergung, der Rettung und der Versorgung 
von Unfallopfern. Dieser Feuerwehr-Report 
dokumentiert nicht nur die Arbeit einer Be­
rufsfeuerwehr, er ist vielmehr auch eine 
Grundlage für die Ausbildung. 

In dem Film werden 28 unterschiedliche 
Brandeinsätze behandelt. Der Film hat eine 
Länge von 40 Minuten und bietet eine umfas­
sende Dokumentation zum Thema Brandein­
satz. Gedreht wurde er von der Berufsfeuer­
wehr Erlangen. 

Türen schnell geöffnet 

Ein praxiserprobtes und leichtgewichtiges 
Spreizgerät übt 4 Tonnen Spreizkraft aus. Es 
besitzt die Kraft zum Aufbrechen von mit 
Schloß und Riegel gesicherten Türen sowie 
auch mehrfach verriegelten Türen mit ver­
schiedenen Zuhaltungen. 

Das Gerät gibt ein Höchstmaß an Kraft in 
kürzester Zeit. Im Einsatz entwickelt es eine 
Spreizkraft von 35,6 kN. Die Klauen aus 

rostfreiem Stahl haben 6,4 mm starke Zähne, 
die es ermöglichen, das Gerät einfach zwi­
schen Tür und Türrahmen anzusetzen. Es 
öffnet 102 mm unter Belastung in ca. 20 bis 
30 Sekunden. 

Darüber hinaus ist das Gerät kompakt, 
leicht und tragbar. Es wiegt nur 4,4 kg, mißt 
nur 241 mm x 127 mm und ist so gebaut, daß 
man sich vollständig von der Tür femhalten 
kann. 

Das gesamte System wird mit einer Hy­
draulikhandpumpe von 544,3 bar, einem 1,8 
m langen gummiummantelten Hochdruck­
schiauch, Tragriemen, Fäustel, Brechstange 
und Bedienungsanleitung geliefert. 

(Foto: Haie Hurst) 

Rettungskorb als 
"Stülpkorb" 

Die Drehleiter DLK 23-12 CC (mit Compu­
tersteuerung und -überwachung) wird mit 
dem neu entwickelten Rettungskorb RK 270 
Vario S vorgestellt. Dieser Korb ist bereits 
während der Fahrt zum Einsatzort an der 

Leiterspitze montiert, wodurch die Rüstzeit 
reduziert und damit eine schnellere Einsatz­
bereitschaft gewährleistet wird. Im Gegen­
satz zu anderen fest montierten Körben, die 
während der Fahrt lediglich hochgeschwenkt 
werden, um dem Fahrer freie Sicht nach vom 
zu ermöglichen, ist der neue Rettungskorb in 
TransportsteIlung über den Leitersatz ge­
stülpt. Dadurch wird die Fahrzeuglänge deut­
lich verkürzt. Die DLK 23-12 zum Beispiel ist 
damit in TransportsteIlung nicht länger als 10 
m. Das ermöglicht sichere Einsatztahrten 
auch im engen Innenstadtbereich. 

Der Rettungskorb wird beim Ausfahren 
der Leiterabstützung automatisch in die lot­
rechte Einsatzstellung geschwenkt. Ebenso 
automatisch erfolgt das Überstülpen über 
den Leitersatz, wenn die Abstützung wieder 
eingefahren wird . (Foto: Iveco) 
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Handbuch der 
Ersten Hilfe 

Von Michael und Albert Buchfelder 
F. K. Schattauer Verlagsgesellschalt mbH, 

7000 StuHgart 10 

Mit diesem Buch haben sich die Verfasser 
zur Aufgabe gemacht, die wesentlichen Maß­
nahmen der Ersten Hilfe umfassend darzu­
stellen. Das Buch beschränkt sich deshalb 
nicht auf eine reine Darstellung von Maßnah­
men, sondem versucht, über eine kurze 
Einführung in den Aufbau und die Funktion 
der betroffenen Organsysteme die zu treffen­
den Maßnahmen zu begründen und damit 
das Verständnis beim Leser zu fördern. 

Großer Wert wurde auf die "Lebenswiohti­
gen Sofortmaßnahmen" gelegt, die das 
Überleben eines Notfallpatienten bis zum 
Eintreffen des Rettungsdienstes sichern sol­
len. Aber auch auf die Versorgung leichterer 
Verletzungen, die richtige Reihenfolge der 
Maßnahmen bei mehreren Verletzungen oder 
Verletzten sowie auf Verhaltensregeln bei 
häufig auftretenden plötzlichen Erkrankun­
gen wird ausführlich eingegangen. 

Das Buch kann wesentlich helfen, Kennt­
nisse und Erfahrungen eines Kurses in Erster 
Hi~e zu vertiefen. Es ist anschaulich und 
lebendig geschrieben und der Text wird, wo 
erforderlich, durch Bilder ergänzt. 

Vergiftungen 
Erste-Hilfe-Maßnahmen 

4., neubearbeitete Auflage 
Von Max Daunderer 

Springer-Vertag, 1000 Bertin 33 

Bei einer Vergiftung ist es notwendig, den 
Giltkontakt sofort zu unterbrechen, das auf­
genommene Gift zu entfernen und gestörte 
Organfunktionen medikamentös zu unter­
stützen. Je größer die Kenntnisse über mögli­
che Gifteinwirkungen sind, desto größer ist 
die Wahrscheinlichkeit, daß sie vermieden 
werden. 

In der Bundesrepublik können alltäglich 6 
bis 7 Millionen Chemikalien zu einer Vergif­
tung führen. Über die häufigsten und wichtig­
sten Gifte gibt das Buch Auskunft. Der um­
fangreiche allgemeine Teil dient der Suche 
und Einordnung der Gifte. Ein Teil der Tabel­
len und Therapieschemata stammt aus den 
Handbüchern "Klinische Toxologie" und 
"Giftliste" . 

Aufgabe des Buches ist, in einem akuten 
Vergiftungsfall möglichst rasch die wichtig­
ste zur Erstbehandlung notwendige Informa-
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tlon zu liefern und damit die Behandlungs­
aussichten des Vergifteten entscheidend zu 
verbessem. 

Lehrstoffrnappen für 
die Feuenvehr 
Landesfeuerwehrverband 
Nordrhein-Westfalen e. v., 

Am Lindenhof 5, 4700 Hamm 1 

Die neu herausgegebenen Mappen "Kata­
strophenschutz" und "Notfallplanung in 
Krankenhäusem, Alten- und Pflegeheimen" 
sind weitere Bausteine in der Reihe der vom 
Landesfeuerwehrverband Nordrheln-West­
falen herausgegebenen Ausbildungsunterla­
gen. Mit den Lehrstoffmappen, die bereits in 
weite Kreise der Feuerwehr Eingang gefun­
den haben, hat der Landesfeuerwehrverband 
ein auf die Bedürfnisse der Ausbildung abge­
stimmtes Lehr- und Lernmaterial ge­
schaffen. 

Der Zielsetzung des Verbandes entspre­
chend soll mit den jeweils in einem prakti­
schen Sammelordner zusammengefaßten 
Lehrblättern eine gleichwertige und gleichar­
tige schulische Standortausbildung aller Feu­
erwehren erreicht werden. 

Katastrophenschutz 
In 13 Abschnitte gegliedert, gibt die Map­

pe einen ausführlichen Überblick über das 
weite Feld des Katastrophenschutzes. Begin­
nend mit der Darstellung des Katastrophen­
schutzes im Frieden über den erweiterten 
Katastrophenschutz bis zu Einzelthemen wie 
Taktische Zeichen und Mot-Marsch wird auf 
den 230 Seiten nichts ausgelassen, was mit 
dem Katastrophenschutz zu tun hat. Die 
Mappe stellt eine wertvolle Hilfe für die 
Ausbildung junger Feuerwehrleute dar, wo­
bei die zahlreichen Grafiken das Verständnis 
der Materie erleichtern. 

Notfallplanung in Krankenhäusem, Alten­
und Pflegeheimen 

Aufbauend auf einer Darstellung der ge­
setzlichen Grundlagen befaßt sich die Mappe 
ausführlich mit der Notfallplanung in Kran­
kenhäusern und ähnlichen Einrichtungen. 
Dabei werden sowohl der Träger der Einrich­
tung als auch die Feuerwehr angesprochen. 
Der am Beispiel eines Musterkrankenhauses 
dargestellte umfangreiche Evakuierungsplan 
läßt sich leicht auf örtliche Bedingungen 
umsetzen; anhand des Feuerwehr-Einsatz­
planes läßt sich bereits frühzeitig Vorsorge 
für den Gefahrenfall treffen. Die abschließen-

den Hinweise für Krankenhäuser stellen Ent­
scheidungshilfen für die Erstellung eines 
Klinikalarm- und Einsatzplanes dar. In Anbe­
tracht des nicht seltenen Schadensfalles 
Krankenhausbrand kommt der Mappe eine 
hohe Bedeutung zu. 

Alte Feuenvehren 
Band 1: Mercedes-Benz, Ford, Opel 

Von Udo Paulitz 
Franckh-Kosmos-Verlags-GmbH & Co., 

7000 StuHgart 1 

Udo Paulitz stellt in seinem Farbbildband 
rund 125 der schönsten und interessante­
sten Feuerwehrfahrzeuge vor, die in der Zeit 
von 1930 bis hinein in die sechziger Jahre 
produziert wurden. Auf jeder Seite wird je­
weils die Farbaufnahme eines Fahrzeuges 
gezeigt. Die ausführliche Bildlegende dazu 
enthä~ alle wichtigen technischen Daten und 
gibt außerdem Auskunft über die Entwick­
lung der Fahrgestelle. 

In diesem ersten Teilband sind Feuer­
wehrfahrzeuge auf Fahrgestellen von Merce­
des-Benz, Ford und Opel vertreten. Geglie­
dert ist das Werk nach dem jeweiligen Ver­
wendungszweck. Unter den ausgewählten 
Modellen finden sich auch viele Sonder- und 
Einzelfahrzeuge, die das Herz eines jeden 
Feuerwehrliebhabers höher schlagen lassen. 

Ergänzungslieferungen 
ZU Sammelwerken 

LüHgen 
Handbuch des ReHungswesens 
44. Ergänzungslieferung 
Vertag v. d. Linnepe, 5800 Hagen 

Sommer 
Druckgase 
57. Ergänzungslieferung 
Deutscher Fachschrilten-Vertag, 6200 
Wiesbaden 1 

Steinkamp 
Gesetze der Bundesrepublik Deutschland 
Ergänzungslieferung 12/89 
Walhalla u. Praetoria Verlag, 8400 Re­
gensburg 1 

Birth/Lemke/Polthler 
Handbuch Brandschutz 
16. und 17. Ergänzungslieferung 
ecomed verlagsgesellschalt mbH, 8910 
Landsberg 
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Lastkraftwagen (Lkw) des THW 

In den Zügen des Technischen Hilfswer­
kes (Instandsetzungszug (IZ), Bergungszug 
(BZ 38/50) sind verschiedene Lastkraftwa­
gen/Kipper eingesetzt, die unterschiedlichen 
Transportaufgaben dienen (Gerätetransport, 
Zugfahrzeug für Anhänger, Materialtransport 
u. a.). So steht dem Zugtrupp des IZ ein Lkw­
Kipper zur Verfügung (zu beordern), der 
Gerätegruppe des BZ 38 ein Lkw-Kipper und 
ein Lkw (zu beordern) und dem BZ 50 
(Bergungsräumgruppe) ein Lkw-Kipper als 
Zugfahrzeug für den Kompressor (zu beor­
dern). 

Die bekanntesten THW-Lkws sollen hier 
im Modell vorgestellt werden: MB LA 1113 (4 
t, einspurbereift), MB LA 1113 (5,5t, zwil­
lingsbereift), MB 1217 (Kipper) und MB LAK 
1113 (All rad-Kipper). 

Die Modelle 

Alle oben genannten Fahrzeuge und dar­
über hinaus weitere Lkw, die beim THW 
Verwendung finden, bieten die Firmen Prei­
ser, Roco, Herpa oder Kibri als nahezu vor­
bildgetreue Modelle an - zum Teil bereits in 
THW-Farbgebung (RAL 5002/9005) und 
-ausführung, zum Teil in ziviler oder militäri­
scher Ausführung. Bei allen Modellen sind im 
wesentlichen nur noch Detailarbeiten durch­
zuführen, um ein vorbildgerechtes Fahrzeug 
zu erhalten. Nachstehend eine Aufstellung 
der Modelle: MB LA 1113: Preiser 1238 
(Einspurbereifung), Preiser 1234 (Zwillings­
bereifung); MB LAK 1113: Preiser 1226 (AII­
rad-Kipper); MB 1217: Kibri B-10318, Herpa 
806024; MD 125: Preiser 1282; MD 178-
Jupiter: Roco 246 (Militär); MAN 630: Roco 
258 (Militär), Roco 1324. 

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

Standardfahrzeug "lkw·Kippe .... des THW (hier OV Villingen-Schwenningen): Mercedes-Benz 1113 - Vorbild 
für ein entsprechendes Preiser-Modell. 

~~~=-------------------------

Es wurde bereits angedeutet, daß die 
vorgenannten Modelle sehr vorbildgetreu von 
den einzelnen Herstellern produziert werden, 
trotzdem sollte auf die vorbildgerechte 
Detaillierung nicht verzichtet werden. So gilt 
grundsätzlich, die Modelle zunächst zu lak­
kieren (THW-blau AAL 5002, Kotflügel und 
Stoßstangen schwarz AAL 9005) und in den 
Einzelheiten farblich zu behandeln (Schein­
werfer, Leuchten, Türgriffe usw.). Die Prei­
ser-Bausätze beinhalten die üblichen THW­
Beschriftungen, sowohl für die Türen als 
auch Front-und Heck-Schriftzüge (" THW") 
und die orangenen Seiten streifen. Darüber 
hinaus stellt die Firma Müller (Siegen) einen 
sehr präzisen und umfangreichen THW-Be­
schriftungssatz her, der ebenfalls hervorra­
gend genutzt werden kann. 

Einzelne Ausstattungsteile der Fahrzeug­
modelle müssen den jeweiligen Vorbildern 
angepaßt werden - oft sind es genau diese 
"Kleinigkeiten" , die den ideellen und opti­
schen Wert eines Modells ausmachen I Dabei 
kann es um das Anbringen von Blaulichtern 
gehen, um einen Handfeuerlöscher (siehe 
Vorbildfoto), um Zusatzscheinwerfer oder -
bei Sonderfahrzeugen - um das Anbringen 
eines Ladekrans (siehe Modellfoto). 

Auch die Kfz-Kennzeichen sollten nicht 
vergessen werden : einige Hersteller bieten 
mittlerweile sehr schöne Sätze mit Num­
mernschildern, die auch 8000er-Kennzei­
chen beinhalten (Preiser); unschwer lassen 
sich solche Nummernkombinationen auch 
selbst herstellen (Letraset, Verkleinerungs­
kopierer). 

lastkraftwagen (Lkw) des THW-Ortsverbandes Horb/Baden-Württemberg: Mer- Eine Auswahl Lkw beim THW (v. I. n. r.): MAN (ehern. Bundeswehr), MB 1113 
cedes-Benz 1217 - ein ähnliches Modell produziert die Firma Kibri. (Einzelspurbereifung), MB 1217, MB 11 t 3 - Kipper, MB 1 t 13 (Zwitlingsbereifung). 

Oben links zwei Sonder-lkw mit ladekran. 



Poslverlriebsslück - Gebühr bezahlt 
Vertrieb: Druckhaus Neue Presse 
Postfach 2563, 8630 Coburg 
Vertriebs kennzahl Z 2766 E 

',rleile: Wendi, und übersiehllieh 

Nicht nur an Land muß die Feuerwehr 
prasent sein . In eiller Stadt wie Koln - uber 
40 Stromkilometer vom Rhein durchflossen 
- gilt es, auch fur die Hilfeleistung auf dem 
Wasser gerustet zu selll Die Berufsleuer­
wehr der rhelillschen Metropole tragt dem 
mit einer standlg besetzten Feuerloschboot­
Stallon Rechnung. 

Durch die kurzhche Indienststellung eines 
neuen Renungsbootes, nach dem Namen der 
Sladtpatrollin "Ursula" getauh, wird es den 
Mannern der Station kunhlg moghch sein, 
Eillsatze noch eNektlver abzuwickeln Wenn 
auch das neue 4,5-I-Boot neben den belden 
großen Loschbooten mit Ihren 97 bzw. 25 t 
Wasserverdrängung wie eille Nußschale an­
mutet, Ist selll EInsatzwert dennoch IlIcht zu 
unterschatzen 

Liegt das Schwergewicht bel den Loschbooten auf hoher Pumpenleistung und großem 
Loschmlnelvorrat, so brllhert das Renungsboot durch opllmale Manovrleriahlgkelt und 
ausgezeichnete Uberslchthchkelt. Gerade diese Eigenschaften sind es, denen bel Eillsat­
zen zur Menschenrenung - ob der gekenterte Ruderer, der In Not geratene SportschlNer 
oder der von der Brucke Gesprungene - entscheidende Bedeutung zukommt. 

Unser Titelbild zeigt das neue Renungsbool auf seiner Jungfernfahrt auf dem Rhelll , die 
Fotos dieser Seite zeigen den Innenraum des Bootes (oben links), die geoNnele vordere 
Plattform mit den Stauraumen und den beiden Trelbstofftanks (oben rechls) sowie den 
Steuerstand des Bootes. Ein Beitrag Im Innern befaßt sich ausfuhrhch mit dem Thema. 

(Fotos' Sonnlag [Titel], Sers) 


